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16-P-2013-04648-00 
Baugenehmigungen 
Bauordnung 
 
 
Durch den Einbau des Treppenlifts wird die in 
der Bauordnung NRW vorgeschriebene 
nutzbare Breite von 1 m unterschritten. Die 
vorgeschriebene mindestens nutzbare Breite 
dient im Falle eines Brands der Selbstrettung 
der Bewohner und Benutzer des Gebäudes 
sowie der Rettung dieser Personen durch die 
Feuerwehr. Außerdem ist die Mindestbreite für 
eine verkehrssichere Nutzung der Treppe 
erforderlich und dient damit dem Schutz der 
auf sie angewiesenen Nutzer. 
 
Abweichungen von brandschutzrechtlichen 
Vorgaben der Bauordnung kommen daher 
regelmäßig nicht in Betracht. Sie können 
allenfalls im Einzelfall zugelassen werden, 
wenn eine atypische bauliche Situation 
vorliegt, die sich vom gesetzlichen Regelfall 
derart unterscheidet, dass die 
Nichtberücksichtigung oder Unterschreitung 
des normativen Standards gerechtfertigt ist. 
Wie der Petent jedoch selbst vorträgt, handelt 
es sich im vorliegenden Fall um ein 
gewöhnliches Treppenhaus mit 
Standardmaßen, das keine atypische Situation 
darstellt. Eine Abweichung kann daher 
vorliegend bei allem Verständnis für die 
persönlichen Belange des Petenten nicht 
befürwortet werden. 
 
Soweit der Petent vorschlägt, in Zukunft die 
barrierefreie Zugänglichkeit für Wohnungen im 
Allgemeinen durch gesetzliche Regelungen 
vorzuschreiben, wird diese Anregung 
aufgenommen und im Rahmen der 
anstehenden Novellierung der Bauordnung 
NRW zur Diskussion gestellt werden. 
 
 
16-P-2013-05765-00 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert. 
 
Die Petition richtete sich gegen die im Rahmen 
des Erweiterungsverfahrens nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes erfolgte 
Forderung nach Bodenuntersuchungen. Der 
Petent fürchtete die Belastung mit hohen 
Kosten für die Entsorgung dabei 
gegebenenfalls aufgefundenem kontaminierten 
Materials. 
 
Inzwischen wurden die im Rahmen des 
Änderungsgenehmigungsverfahrens 

geforderten Bodenuntersuchungen 
durchgeführt. Die Analysen der genommenen 
Bodenproben zeigten keine 
Prüfwertüberschreitungen nach der Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung für 
Industrie- und Gewerbegrundstücke. Eine 
Gefährdung des Grundwassers konnte 
aufgrund der ermittelten Feststoffgehalte 
ausgeschlossen werden. Da die 
Gesamtlagerkapazität inzwischen auf maximal 
49 Tonnen reduziert wurde, sind Änderungen 
zudem im vereinfachten Verfahren 
durchführbar. 
 
Da die Bodenuntersuchungen, gegen die die 
Petition sich richtete, vom Petenten inzwischen 
durchgeführt wurden und sich die Befürchtung 
der Notwendigkeit teurer 
Sanierungsmaßnahmen aufgrund des 
Untersuchungsergebnisses als unbegründet 
herausgestellt hat, hat sich die Petition 
erledigt. 
 
 
16-P-2014-06590-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss ist der Auffassung, 
dass das Petitionsverfahren nunmehr 
abgeschlossen werden kann. 
 
Der Junge S. wird künftig in einer Pflegefamilie 
leben und dabei engen Kontakt zu seinen 
Urgroßeltern, den Petenten, halten können. 
Die Anbahnung zwischen Pflegefamilie, dem 
Jungen S. und den Urgroßeltern wurde 
behutsam hergestellt. Auf diese Weise konnte 
sich dank der Mitarbeit und des 
Entgegenkommens aller Beteiligten unter der 
Leitung des Jugendamts ein sehr gutes 
Verhältnis zwischen den Petenten und der 
Pflegefamilie entwickeln.  
 
 
16-P-2015-03211-01 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit dem 
Anliegen des Petenten intensiv 
auseinandergesetzt.  
 
Neben den im Erörterungstermin zur 
Vorgängerpetition getroffenen Feststellungen 
und Vereinbarungen sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, dem 
Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen.  
 
Die Landesregierung (Ministerium für Inneres 
und Kommunales - MIK) wird gebeten, über 
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den Ausgang des rechtshängigen 
Klageverfahrens zu berichten. 
  
Es besteht darüber hinaus keine 
Veranlassung, der Landesregierung (MIK) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2015-04492-02 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Der Petent begehrte Akteneinsicht in ein 
Gutachten, das einer Behörde vorlag. Bevor 
abschließend festgestellt werden konnte, ob 
dem Petent ein Anspruch nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz zusteht, gab die 
Behörde das Gutachten an die Auftraggeberin 
– einer nicht dem Informationsfreiheitsgesetz 
unterliegenden juristischen Person des 
Privatrechts – zurück. Das Gutachten habe der 
Behörde nur zum Zwecke der Einsicht und zur 
Rückgabe vorgelegen. Die Rückgabe sei 
zwischenzeitlich erfolgt, so dass das 
Gutachten nicht mehr vorhanden sei. Es 
bestehe daher kein Anspruch des Petenten auf 
Akteneinsicht mehr. 
 
Der Petitionsausschuss hält es für bedenklich, 
dass sich die Behörde dem gegebenenfalls 
bestehenden Anspruch des Petenten auf 
Akteneinsicht durch Weggabe der begehrten 
Unterlagen entzieht. Dies läuft dem Zweck des 
Informationsfreiheitsgesetzes als Instrument 
für bürgerschaftliches Engagement und 
Kontrolle der Verwaltung zuwider. 
 
Gleichwohl sieht der Petitionsausschuss 
vorliegend keine Möglichkeit, im Sinne des 
Anliegens des Petenten weiter tätig zu werden. 
 
 
16-P-2015-09548-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der im Jahr 1993 geborene 
aserbaidschanische Petent war im Alter von 
zehn Jahren ins Bundesgebiet eingereist und 
hatte zunächst einen Aufenthaltstitel gemäß § 
25 Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes. Nach 
diversen Straffälligkeiten und damit 
verbundenen Haftstrafen wurde die 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis seitens 

der Ausländerbehörde abgelehnt. Der Petent 
strebte mit der Petition zum einen die 
Aussetzung seiner Strafhaft zur Bewährung 
sowie die Erteilung eines Aufenthaltstitels an. 
 
Da zwischenzeitlich die Aussetzung der 
Strafhaft zur Bewährung erfolgt ist, hatte sich 
dieses Begehren des Petenten zu seinen 
Gunsten erledigt. Wegen der Frage des 
Aufenthaltsstatus hat der Petent ein weiteres 
Asylverfahren angestrengt, welches aktuell 
durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge geprüft wird. Da der Ausgang 
dieses Verfahren abgewartet werden muss 
und der Petitionsausschuss auf dieses 
bundesrechtliche Verfahren keinen Einfluss 
hat, sieht der Ausschuss derzeit keine 
Möglichkeit, im Sinne des Petenten tätig 
werden zu können. Dem Petenten steht es 
selbstverständlich frei, sich gegebenenfalls zu 
einem späteren Zeitpunkt erneut an den 
Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
16-P-2015-11120-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2015-11382-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Aufstellen und Ändern von Bauleitplänen 
obliegt der Stadt im Rahmen der ihr 
verfassungsrechtlich garantierten 
Planungshoheit. Bauleitpläne sind nur zu 
beanstanden, wenn sie nicht ordnungsgemäß 
zustande gekommen sind oder dem 
Baugesetzbuch oder aufgrund des 
Baugesetzbuchs erlassenen oder sonstigen 
Vorschriften widersprechen.  
 
Im Rahmen der Bauleitplanverfahren wurden 
die umweltrechtlichen Belange, insbesondere 
die des Immissionsschutzes und des Natur- 
und Landschaftsschutzes eingebracht und 
berücksichtigt. Die einschlägigen 
umweltrechtlichen Gesetze, Verordnungen, 
Erlasse und technischen Normen wurden nach 
Angaben des Kreises ebenfalls beachtet. 
Außerdem wurde die 29. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Stadt von der 
zuständigen Bezirksregierung nach Prüfung 
ihrer Rechtmäßigkeit am 12.12.2014 
genehmigt.  
 
Im folgenden Genehmigungsverfahren der 
konkreten Anlagen wird geprüft, ob durch die 
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Errichtung und den Betrieb der Anlagen keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen und 
sonstigen Gefahren, erhebliche Nachteile und 
Belästigungen für die Allgemeinheit und die 
Nachbarschaft hervorgerufen werden können. 
Hierbei ist der Vorsorgegrundsatz nach § 5 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu 
beachten. Konkrete Aussagen, inwieweit die 
beantragten Anlagen diesen Anforderungen 
genügen, können erst im 
Genehmigungsverfahren getroffen werden.  
 
Im Ergebnis liegen keine Anhaltspunkte vor, 
das bauleitplanerische Handeln der Stadt zu 
beanstanden.  
 
 
16-P-2015-11497-00 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport) Maßnahmen 
zu empfehlen. Nach § 24 Abs. 3 Satz 1 des 
Achten Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB 
VIII) hat ein Kind ab Vollendung des dritten 
Lebensjahres bis zum Schuleintritt Anspruch 
auf Förderung in einer Kindertageseinrichtung. 
Dieser Anspruch richtet sich gegen das 
zuständige Jugendamt, beinhaltet aber nicht 
den Anspruch auf Betreuung in einer 
bestimmten Einrichtung. 
 
Der zeitliche Betreuungsumfang dieses 
Betreuungsanspruchs richtet sich nach dem 
individuellen Bedarf. Die Bedarfsfeststellung 
erfolgt auf der Ebene des Jugendamts. Sie 
kann sich nicht ausschließlich an der 
Berufstätigkeit der Eltern ausrichten. Weitere 
Aspekte wie z. B. der Förderbedarf des 
Kindes, Arbeitssuche oder Ausbildung der 
Eltern sind ebenfalls einzubeziehen. 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass in Anbetracht der 
Gesamtsituation vorgesehen ist, den Vertrag 
der Petentin für die Ganztagesbetreuung 
fortzuführen. 
 
 
16-P-2015-11654-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert. Er nimmt mit 
Verwunderung zur Kenntnis, dass der Petent 
bereits zum Zeitpunkt des Einreichens der 

Petition seit mehreren Monaten bei der AOK 
versichert, ihm dies aber offensichtlich nicht 
bekannt war. Es wird empfohlen, dass der 
Petent sein Anliegen der zuständigen 
Krankenkasse vorträgt.  
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2015-11725-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach 
Überprüfung der Sach- und Rechtslage keine 
Möglichkeit, dem Anliegen der Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen.  
 
Die Petenten haben das Asylverfahren 
durchlaufen. Sämtliche Anträge wurden durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) als offensichtlich unbegründet 
abgelehnt. Abschiebungsverbote liegen nicht 
vor. An die Entscheidungen des BAMF und 
des Verwaltungsgerichts ist die 
Ausländerbehörde gemäß §§ 6, 42 des 
Asylgesetzes gebunden. Die Petenten sind 
somit vollziehbar ausreisepflichtig. 
 
Sofern in der Eingabe zielstaatsbezogene 
Aspekte, insbesondere Gefahren bei einer 
Rückkehr nach Mazedonien, vorgetragen 
werden, ist die Ausländerbehörde an die 
Feststellungen des BAMF gebunden. 
 
Ein asylverfahrensunabhängiges 
Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen 
können die Petenten nicht erhalten, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. Sie erfüllen bereits die zeitlichen 
Voraussetzungen der vorgesehenen 
Mindestaufenthaltsdauer von 
ununterbrochenen sechs Jahren nicht. Ein 
nachhaltig schützenwertes Privatleben, durch 
das die Petenten zu faktischen Inländern 
geworden sein könnten, liegt nicht vor. 
 
Eine wirtschaftliche Integration ist nicht erfolgt, 
vielmehr bezieht die Familie bisher 
durchgängig öffentliche Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zur Sicherung 
des Lebensunterhalts. Die erst vor kurzem 
erfolgte Arbeitsaufnahme des Petenten ändert 
an diesem Umstand nichts. Hierüber kann kein 
Aufenthaltsrecht erwirkt werden. 
 
Auch tatsächliche Gründe, die eine Ausreise 
unmöglich machen, sind nicht gegeben.  
 
Den Petenten wird empfohlen, das 
Bundesgebiet freiwillig zu verlassen, da sie 
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ansonsten mit aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen zu rechnen hat. Sie sollte sich 
diesbezüglich von unabhängigen 
Beratungsstellen zu Rückkehrhilfen beraten 
lassen. 
 
Die Verfahrensweise der Ausländerbehörde ist 
nicht zu beanstanden. Es besteht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Inneres und Kommunales) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2015-11990-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert und einen 
Erörterungstermin durchgeführt. Um einen 
Rechtsstreit mit möglicherweise höheren 
Kosten zwischen der Stadt und den Petenten 
zu vermeiden, regt er an, dass die Stadt für die 
beschädigten Gegenstände einen 
angemessenen Betrag an die Petenten zahlt. 
Der Petitionsausschuss hält einen Betrag in 
Höhe von ca. 95 Euro für angemessen. Die 
Kommunalaufsicht hat zugesagt, diesbezüglich 
nicht einzuschreiten. 
 
 
16-P-2015-12052-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Aufstellen und Ändern von Bauleitplänen 
sowie die Entscheidung über das Einstellen 
von Bauleitplanverfahren obliegt der jeweiligen 
Gemeinde im Rahmen der ihr 
verfassungsrechtlich garantierten 
Planungshoheit.  
 
Hinsichtlich der Gemeinde Nachrodt-
Wiblingwerde wurde festgestellt, dass sie mit 
Ratsbeschluss vom 15.02.2016 das Verfahren 
zur 22. Änderung des Flächennutzungsplans 
eingestellt hat. Am 01.09.2015 ist ein Antrag 
gemäß § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes auf Genehmigung 
zur Errichtung und Betrieb von zwei 
Windenergieanlagen mit einer Nennleistung 
von jeweils 2.350 kW und Gesamthöhe von 
jeweils 149,90 m beim Märkischen Kreis 
eingereicht worden. Der Rat der Gemeinde hat 
hierzu das gemeindliche Einvernehmen 
gemäß § 36 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
nicht erteilt mit der Begründung, dass die 
Gemeinde über eine Konzentrationszone für 
die Errichtung von Windenergieanlagen mit 
einer maximalen Gesamtbauwerkshöhe unter 

100 m über Geländehöhe verfügt und sich die 
beantragten Anlagen außerhalb dieser 
Vorrangzone befinden. Die Entscheidung über 
die Zulässigkeit der beantragten 
Windenergieanlagen durch die 
Immissionsschutzbehörde des Märkischen 
Kreises steht noch aus und bleibt abzuwarten.  
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr - MBWSV; 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
- MKULNV) bestand aus fachlicher Sicht kein 
Erfordernis für eine Umsetzung der 
Länderöffnungsklausel. Die 
Länderöffnungsklausel sei abgelehnt worden, 
um den zur Erreichung der Klimaschutzziele 
des Landes notwendigen Ausbau der 
Windenergie nicht zu behindern. Auch der 
Landtag Nordrhein-Westfalen hat beschlossen, 
von der Länderöffnungsklausel keinen 
Gebrauch zu machen.  
 
Laut Angaben der Landesregierung (MBWSV; 
MKULNV) haben die Ergebnisse 
umfangreicher Lärmmessungen in 
Deutschland bei Windenergieanlagen ergeben, 
dass die emittierten lnfraschallpegel weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen liegen. Nach heutigem 
Kenntnisstand ist bei diesen Pegeln von keiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigung 
auszugehen. Nach aktueller Kenntnis und in 
Anlehnung an die bisher erfolgte 
Rechtsprechung lassen sich die geforderten 
Schutzabstände für Windenergieanlagen auch 
wegen lnfraschallwirkungen unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle nicht begründen. Das 
Faktenpapier „Windenergieanlagen und 
Infraschall“ des MKULNV fasst den aktuellen 
Sachstand zu diesem Thema zusammen und 
ist abrufbar unter 
www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/PDFs/
klima/ windenergieanlagen_ 
infraschall_faktenpapier.pdf.  
 
Nach Angaben der Landesregierung (MBWSV; 
MKULNV) besteht auch kein Anlass zur 
Einführung eines Moratoriums beim Ausbau 
der Windenergie in Nordrhein-Westfalen, da 
keine gesundheitlichen Risiken der 
Bevölkerung durch den Ausbau der 
Windenergie unter den derzeit geltenden 
gesetzlichen Rahmenbedingungen gesehen 
werden. Die Berücksichtigung des Natur- und 
Artenschutzes über die derzeit geltenden 
gesetzlichen Vorgaben ist gesichert.  
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt im 
Bauleitplanverfahren über ein zweistufiges 
Verfahren gemäß § 3 Abs. 1 und Abs. 2 
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BauGB. Neben den gesetzlich 
vorgeschriebenen Beteiligungsschritten 
können planende Gemeinden zusätzlich 
informelle Beteiligungsverfahren nutzen. 
Ebenso besteht die Möglichkeit, auch kleinere 
Windenergieanlagen innerhalb von 
Konzentrationszonen zu errichten. Jedoch sind 
die Energieausbeute und Wirtschaftlichkeit 
größerer Anlagen in der Regel deutlich höher. 
Im Übrigen legt die Förderpolitik des Landes 
bereits heute einen Schwerpunkt auf die 
Systemintegration und Speicherung 
erneuerbarer Energien.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (MBWSV; MKULNV) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
16-P-2015-12076-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Aufstellen und Ändern von Bauleitplänen 
sowie die Entscheidung über das Einstellen 
von Bauleitplanverfahren obliegt der 
Gemeinde im Rahmen der ihr 
verfassungsrechtlich garantierten 
Planungshoheit. Die Gemeinde Nachrodt-
Wiblingwerde hat mit Ratsbeschluss vom 
15.02.2016 das Verfahren zur 22. Änderung 
des Flächennutzungsplans eingestellt.  
 
Am 01.09.2015 ist ein Antrag gemäß § 4 des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes auf 
Genehmigung zur Errichtung und Betrieb von 
zwei Windenergieanlagen mit einer 
Nennleistung von jeweils 2.350 kW und 
Gesamthöhe von jeweils 149,90 m beim 
Märkischen Kreis eingereicht worden. Der Rat 
der Gemeinde hat hierzu das gemeindliche 
Einvernehmen gemäß § 36 des 
Baugesetzbuchs nicht erteilt mit der 
Begründung, dass die Gemeinde über eine 
Konzentrationszone für die Errichtung von 
Windenergieanlagen mit einer maximalen 
Gesamtbauwerkshöhe unter 100 m über 
Geländehöhe verfüge und sich die beantragten 
Anlagen außerhalb dieser Vorrangzone 
befänden. Die Entscheidung über die 
Zulässigkeit der beantragten 
Windenergieanlagen durch die 
Immissionsschutzbehörde des Märkischen 
Kreises steht noch aus und bleibt abzuwarten.  
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr - MBWSV; 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

- MKULNV) bestand aus fachlicher Sicht kein 
Erfordernis für eine Umsetzung der 
Länderöffnungsklausel. Die 
Länderöffnungsklausel sei abgelehnt worden, 
um den zur Erreichung der Klimaschutzziele 
des Landes notwendigen Ausbau der 
Windenergie nicht zu behindern. Auch der 
Landtag Nordrhein-Westfalen hat beschlossen, 
von der Länderöffnungsklausel keinen 
Gebrauch zu machen.  
 
Im Übrigen haben laut Angaben der 
Landesregierung (MBWSV; MKULNV) die 
Ergebnisse umfangreicher Lärmmessungen in 
Deutschland bei Windenergieanlagen ergeben, 
dass die emittierten lnfraschallpegel weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen liegen. Nach heutigem 
Kenntnisstand ist bei diesen Pegeln von keiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigung 
auszugehen. Nach aktueller Kenntnis und in 
Anlehnung an die bisher erfolgte 
Rechtsprechung lassen sich die geforderten 
Schutzabstände für Windenergieanlagen auch 
wegen lnfraschallwirkungen unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle nicht begründen. Das 
Faktenpapier „Windenergieanlagen und 
Infraschall“ des MKULNV fasst den aktuellen 
Sachstand zu diesem Thema zusammen und 
ist abrufbar unter 
https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/
PDFs/klima/windenergieanlagen_infraschall_fa
ktenpapier.pdf.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (MBWSV; MKULNV) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
16-P-2015-12077-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Aufstellen und Ändern von Bauleitplänen 
sowie die Entscheidung über das Einstellen 
von Bauleitplanverfahren obliegt der 
Gemeinde im Rahmen der ihr 
verfassungsrechtlich garantierten 
Planungshoheit. Die Gemeinde Nachrodt-
Wiblingwerde hat mit Ratsbeschluss vom 
15.02.2016 das Verfahren zur 22. Änderung 
des Flächennutzungsplans eingestellt.  
 
Am 01.09.2015 ist ein Antrag gemäß § 4 des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes auf 
Genehmigung zur Errichtung und Betrieb von 
zwei Windenergieanlagen mit einer 
Nennleistung von jeweils 2.350 kW und 
Gesamthöhe von jeweils 149,90 m beim 
Märkischen Kreis eingereicht worden. Der Rat 
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der Gemeinde hat hierzu das gemeindliche 
Einvernehmen gemäß § 36 des 
Baugesetzbuchs nicht erteilt mit der 
Begründung, dass die Gemeinde über eine 
Konzentrationszone für die Errichtung von 
Windenergieanlagen mit einer maximalen 
Gesamtbauwerkshöhe unter 100 m über 
Geländehöhe verfüge und sich die beantragten 
Anlagen außerhalb dieser Vorrangzone 
befänden. Die Entscheidung über die 
Zulässigkeit der beantragten 
Windenergieanlagen durch die 
Immissionsschutzbehörde des Märkischen 
Kreises steht noch aus und bleibt abzuwarten.  
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr - MBWSV; 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
- MKULNV) bestand aus fachlicher Sicht kein 
Erfordernis für eine Umsetzung der 
Länderöffnungsklausel. Die 
Länderöffnungsklausel sei abgelehnt worden, 
um den zur Erreichung der Klimaschutzziele 
des Landes notwendigen Ausbau der 
Windenergie nicht zu behindern. Auch der 
Landtag Nordrhein-Westfalen hat beschlossen, 
von der Länderöffnungsklausel keinen 
Gebrauch zu machen.  
 
Im Übrigen haben laut Angaben der 
Landesregierung (MBWSV; MKULNV) die 
Ergebnisse umfangreicher Lärmmessungen in 
Deutschland bei Windenergieanlagen ergeben, 
dass die emittierten lnfraschallpegel weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen liegen. Nach heutigem 
Kenntnisstand ist bei diesen Pegeln von keiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigung auszu-
gehen. Nach aktueller Kenntnis und in 
Anlehnung an die bisher erfolgte 
Rechtsprechung lassen sich die geforderten 
Schutzabstände für Windenergieanlagen auch 
wegen lnfraschallwirkungen unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle nicht begründen. Das 
Faktenpapier „Windenergieanlagen und 
Infraschall“ des MKULNV fasst den aktuellen 
Sachstand zu diesem Thema zusammen und 
ist abrufbar unter 
https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/
PDFs/klima/windenergieanlagen_infraschall_fa
ktenpapier.pdf.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (MBWSV; MKULNV) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
 

16-P-2015-12120-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Aufstellen und Ändern von Bauleitplänen 
sowie die Entscheidung über das Einstellen 
von Bauleitplanverfahren obliegt der 
Gemeinde im Rahmen der ihr 
verfassungsrechtlich garantierten Planungs-
hoheit. Die Gemeinde Nachrodt-Wiblingwerde 
hat mit Ratsbeschluss vom 15.02.2016 das 
Verfahren zur 22. Änderung des 
Flächennutzungsplans eingestellt.  
 
Am 01.09.2015 ist ein Antrag gemäß § 4 des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes auf 
Genehmigung zur Errichtung und Betrieb von 
zwei Windenergieanlagen mit einer 
Nennleistung von jeweils 2.350 kW und 
Gesamthöhe von jeweils 149,90 m beim 
Märkischen Kreis eingereicht worden. Der Rat 
der Gemeinde hat hierzu das gemeindliche 
Einvernehmen gemäß § 36 des 
Baugesetzbuchs nicht erteilt mit der 
Begründung, dass die Gemeinde über eine 
Konzentrationszone für die Errichtung von 
Windenergieanlagen mit einer maximalen 
Gesamtbauwerkshöhe unter 100 m über 
Geländehöhe verfüge und sich die beantragten 
Anlagen außerhalb dieser Vorrangzone 
befänden. Die Entscheidung über die 
Zulässigkeit der beantragten Windenergie-
anlagen durch die Immissionsschutzbehörde 
des Märkischen Kreises steht noch aus und 
bleibt abzuwarten.  
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr - MBWSV; 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
- MKULNV) bestand aus fachlicher Sicht kein 
Erfordernis für eine Umsetzung der 
Länderöffnungsklausel. Die Länderöffnungs-
klausel sei abgelehnt worden, um den zur 
Erreichung der Klimaschutzziele des Landes 
notwendigen Ausbau der Windenergie nicht zu 
behindern. Auch der Landtag Nordrhein-
Westfalen hat beschlossen, von der 
Länderöffnungsklausel keinen Gebrauch zu 
machen.  
 
Im Übrigen haben laut Angaben der 
Landesregierung (MBWSV; MKULNV) die 
Ergebnisse umfangreicher Lärmmessungen in 
Deutschland bei Windenergieanlagen ergeben, 
dass die emittierten lnfraschallpegel weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen liegen. Nach heutigem 
Kenntnisstand ist bei diesen Pegeln von keiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigung auszu-
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gehen. Nach aktueller Kenntnis und in 
Anlehnung an die bisher erfolgte 
Rechtsprechung lassen sich die geforderten 
Schutzabstände für Windenergieanlagen auch 
wegen lnfraschallwirkungen unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle nicht begründen. Das 
Faktenpapier „Windenergieanlagen und 
Infraschall“ des MKULNV fasst den aktuellen 
Sachstand zu diesem Thema zusammen und 
ist abrufbar unter 
https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/
PDFs/klima/windenergieanlagen_infraschall_fa
ktenpapier.pdf.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (MBWSV; MKULNV) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
16-P-2015-12149-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Den Petitionsausschuss erreichte die Petition 
einer Mutter, die sich über mangelnde inklusive 
Leistungen einer Grundschule beklagte. Ihr 
autistischer Sohn werde nicht seinen 
Bedürfnissen entsprechend behandelt und 
beschult, sondern es werde im Gegenteil alles 
daran gesetzt, dass der Junge die Schule 
verlasse. Der Sohn besucht derzeit eine 
Förderschule.  
 
Zur Klärung der Vorwürfe wurde ein 
Erörterungstermin durchgeführt, bei dem alle 
beteiligten Stellen – Schulleitung, Schulamt, 
Bezirksregierung und das Schulministerium – 
vertreten waren. Im Rahmen dieses 
Gesprächs konnte sich der Petitionsausschuss 
davon überzeugen, dass alle Beteiligten sehr 
am Wohlergehen und der Förderung des 
Kindes interessiert sind. Die Schulleitung, die 
zahlreiche und intensive Erfahrungen mit der 
Inklusion von Kindern mit Förderbedarf hat, 
konnte nachvollziehbar und konkret darlegen, 
wie sehr sie sich um eine gute Integration und 
Förderung des Kindes bemüht hat.  
 
Der Petitionsausschuss konnte bei den 
beteiligten Stellen kein Fehlverhalten 
feststellen. Er hat vielmehr den Eindruck 
gewonnen, dass unterschiedliche 
Vorstellungen über Art und Ziel der Förderung 
des Kindes zwischen schulischer und 
elterlicher Ebene herrschen. Nach Abschluss 
der Prüfung sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass, den beteiligten Stellen weitere 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 

16-P-2015-12176-00 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
Ordnungswesen 
Bauordnung 
 
 
Für die vom Petenten vorgetragenen 
unzumutbaren Lärmbelästigungen durch den 
Betrieb der Diskothek auf dem 
Nachbargrundstück gibt es trotz mehrmaliger 
örtlicher Kontrollen und amtlicher 
Schallmessungen keine Anhaltspunkte. 
 
Durch die Verlagerung des Raucherbereichs 
aus dem Außenbereich heraus konnte die 
problematische Situation in der Straße 
beseitigt werden. 
 
Darüber hinaus wurden ausreichende 
Maßnahmen getroffen, um Verschmutzungen 
oder sonstige Belästigungen durch Besucher 
der Diskothek zu unterbinden. 
 
Ein Anlass, die Vorgehensweise der Behörden 
zu beanstanden oder der Landesregierung 
(Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz; 
Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr; Ministerium für 
Inneres und Kommunales) Maßnahmen zu 
empfehlen, hat sich nicht ergeben. 
 
 
16-P-2015-12384-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr - MBWSV; 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
– MKULNV) bestand aus fachlicher Sicht kein 
Erfordernis für eine Umsetzung der 
Länderöffnungsklausel. Die Länderöffnungs-
klausel sei abgelehnt worden, um den zur 
Erreichung der Klimaschutzziele des Landes 
notwendigen Ausbau der Windenergie nicht zu 
behindern. Auch der Landtag Nordrhein-
Westfalen hat beschlossen, von der 
Länderöffnungsklausel keinen Gebrauch zu 
machen.  
 
Bereits nach geltendem Recht ist über 
bauplanungsrechtliche und immissions-
schutzrechtliche Regelungen gewährleistet, 
dass angemessene Abstände zur 
Wohnbebauung bei der Errichtung von 
Windenergieanlagen eingehalten werden 
müssen. Zudem können die Gemeinden im 
Rahmen ihrer Planungshoheit bei der 
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Ausweisung von Konzentrationszonen für 
Windenergie in ihren Flächennutzungsplänen 
über die sich aus dem Immissionsschutzrecht 
und dem Gebot der Rücksichtnahme hinaus 
ergebenden Abstände größere 
Vorsorgeabstände im Sinne des 
vorbeugenden Immissionsschutzes zwischen 
Windenergieanlagen und schutzbedürftigen 
Einrichtungen festlegen. Es ist Ausdruck 
kommunaler Planungshoheit, dass die 
planenden Gemeinden unterschiedliche 
Abstände festlegen können. Diese Abstände 
sind jeweils konkret städtebaulich zu 
begründen. Außerdem hat der Planung 
insgesamt ein schlüssiges Gesamtkonzept 
zugrunde zu liegen. Auch muss die Gemeinde 
der Windenergienutzung im Plangebiet 
substantiell Raum schaffen.  
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass der Abstand von 
Windenergieanlagen zur Wohnbebauung im 
Rahmen immissionsschutzrechtlicher 
Regelungen in jedem Einzelfall bestimmt wird. 
Schallimmissionen werden unter 
Berücksichtigung der baugebietsbezogenen 
Immissionsrichtwerte aus der Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) 
in hinreichender Weise beachtet. Die 
Immissionen variieren in Abhängigkeit von der 
Anlagenart, der Anlagenzahl, der 
Geländestruktur und der Schutzwürdigkeit der 
betroffenen Gebiete (Richtwerte nach der TA-
Lärm).  
 
Laut Angaben der Landesregierung (MBWSV; 
MKULNV) haben die Ergebnisse 
umfangreicher Lärmmessungen in 
Deutschland bei Windenergieanlagen ergeben, 
dass die emittierten lnfraschallpegel weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen liegen. Nach heutigem 
Kenntnisstand ist bei diesen Pegeln von keiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigung 
auszugehen. Nach aktueller Kenntnis und in 
Anlehnung an die bisher erfolgte 
Rechtsprechung lassen sich die geforderten 
Schutzabstände für Windenergieanlagen auch 
wegen lnfraschallwirkungen unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle nicht begründen. Das 
Faktenpapier „Windenergieanlagen und 
Infraschall“ des MKULNV fasst den aktuellen 
Sachstand zu diesem Thema zusammen und 
ist abrufbar unter 
https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/
PDFs/klima/windenergieanlagen_infraschall_fa
ktenpapier.pdf.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (MBWSV; MKULNV) 
Maßnahmen zu empfehlen.  

16-P-2015-12397-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert und am 
05.07.2016 einen Erörterungstermin 
durchgeführt. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Weiterbildung - MSW) wird gebeten, die 
tarifliche Eingruppierung der Petentin 
verständlich und nachvollziehbar zu erläutern. 
Insbesondere sollte auch ausgeführt werden, 
warum die bisherigen Regelungen zur 
Anwendung des § 16 Abs. 2 S. 4 TV-L 
(Runderlasse vom 23.02.2008 sowie 
23.07.2009) bei der Petentin keine Anwendung 
finden, obwohl die Petentin nach einer 
zunächst erfolglosen Stellenausschreibung 
eingestellt wurde (Runderlass vom 
28.03.2014, Ziffer 4). 
 
Nach Ausführungen der Landesregierung 
(MSW) kann die Petentin als Lehrerin für die 
Sekundarstufe I mit einer Eingruppierung in die 
Entgeltgruppe 11 Stufe 4 rechnen. 
 
Der Ausschuss regt an, Lehrerinnen und 
Lehrern bei Neueinstellungen und 
Anschlussbeschäftigungen zukünftig 
verständliche Erläuterungen zur tariflichen 
Eingruppierung zur Verfügung zu stellen, um 
das System der Vergütung im öffentlichen 
Dienst transparenter zu machen.  
 
Die Landesregierung (MSW) wird gebeten, 
dem Petitionsausschuss bis zum 24.10.2016 
ergänzend zu berichten und über den Ausgang 
des rechtshängigen Klageverfahrens zu 
informieren. 
 
 
16-P-2015-12479-00 
Forst- und Jagdwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. In einem 
gemeinsamen Gespräch mit den Beteiligten 
konnte er die einzelnen Positionen 
nachvollziehen. 
 
Die Kompromissbereitschaft der Beteiligten hat 
er erfreut zur Kenntnis genommen. Er hat 
erkannt, dass die gewährten Zuwendungen 
aus dem Jahr 2010 von den Petenten 
zweckentsprechend eingesetzt worden sind. 
Das von den Petenten geplante Projekt war 
förderwürdig und die materiellen 
Anforderungen aus dem Zuwendungsbescheid 



Landtag Nordrhein Westfalen  16. Wahlperiode  Petitionsausschuss 63. Sitzung am 02.08.2016 11 

wurden vollständig eingehalten. Dank der 
konstruktiven Haltung der Petenten auf der 
einen und der beteiligten Behörden auf der 
anderen Seite begrüßt er umso mehr den 
gefundenen Kompromiss: Die Petenten zahlen 
25 Prozent der erhaltenen Zuwendungen 
zurück. Dies entspricht den erhaltenen EU-
Fördermitteln. Die Zuwendungen des Landes, 
die übrigen 75 Prozent der Fördermittel, 
verbleiben bei den Petenten, da das Projekt 
aufgrund der Richtlinie „Holz 2010“ 
förderwürdig war und seinen Zweck weiterhin 
erfüllt. Der Aufhebungs- und 
Rückforderungsbescheid von 2013 wird 
dahingehend geändert. Gleichzeitig erklären 
sich die Petenten bereit, die durch Fördermittel 
errichteten Gebäude und Anlagen zumindest 
bis zum Ablauf von zehn Jahren ab 
Fertigstellung zu unterhalten und insbesondere 
auch selbst zu nutzen. Diese Zusage soll 
durch eine selbstschuldnerische Bürgschaft 
unter dem Verzicht auf die Einrede der 
Vorausklage abgesichert werden, so dass die 
sofortige und vollständige Rückzahlung der 
Fördermittel im Falle einer vorzeitigen 
Einstellung des Betriebs bzw. 
Zweckentfremdung der Investition gesichert ist.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz) den Landesbetrieb Wald 
und Holz zu bitten, einen Vergleich mit dem 
dargestellten Inhalt abzuschließen. 
 
 
16-P-2015-12609-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich die über die 
Sach- und Rechtslage informiert und einen 
Erörterungstermin durchgeführt.  
 
Der Petent ist nach rechtskräftiger Ablehnung 
seines Asylantrags als offensichtlich 
unbegründet vollziehbar ausreisepflichtig. Es 
besteht keine Möglichkeit, seinen Aufenthalt 
ohne vorherige Ausreise zu legalisieren.  
 
Der Petent hat aber die Möglichkeit, nach 
erfolgter Ausreise die Erteilung eines Visums 
zum Zwecke der Berufsausbildung zum 
Altenpflegerhelfer bei der Deutschen Botschaft 
in Serbien zu beantragen. Die 
Ausländerbehörde unterstützt diese 
Verfahrensweise und sagt zu, alles 
Maßgebliche zu tun, um den Vorgang zu 
beschleunigen. 
 
 
 

16-P-2015-12612-00 
Titel, Orden und Ehrenzeichen 
 
 
Der Petent erhält zu seinem Vorbringen eine 
Kopie der Stellungnahme der Minister-
präsidentin vom 13.05.2016, die der 
Petitionsausschuss zur Kenntnis nimmt. 
 
 
 
16-P-2015-12616-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
Petition befasst und einen Erörterungstermin 
durchgeführt. 
 
Frau K. hat dem Ausschuss ihr Anliegen 
eindrucksvoll und überzeugend dargestellt. 
Der Ausschuss hat den Eindruck gewonnen, 
dass Frau K. und Herr H. sich mit dem 
Beistand ihrer Eltern ein angemessenes 
Netzwerk an Unterstützung aufgebaut hatten, 
um ihr Kind zu versorgen. Frau K. hat zudem 
dargelegt, dass sie zwar unter einer schweren 
Form der Legasthenie leide, nicht jedoch unter 
- wie teilweise unterstellt - einer geistigen 
Behinderung, die es ihr unmöglich macht, sich 
um ihr Kind zu kümmern. 
 
Das Jugendamt der Stadt hingegen hat dem 
Petitionsausschuss bislang nicht 
nachvollziehbar dargelegt, dass alle bis dahin 
getroffenen Entscheidungen angemessen 
waren. Insbesondere die Frage, warum eine 
gemeinsame Unterbringung in einem Mutter-
Kind-Heim gegenüber einer Trennung der 
Familie durch die Inobhutnahme des 
Neugeborenen nicht ein milderes Mittel 
gewesen wäre, blieb bislang unbeantwortet. 
Auch ist bislang nicht nachvollziehbar, warum 
eine Unterbringung bei den Eltern des Vaters 
des Kindes nicht frühzeitig in Betracht gezogen 
wurde. 
 
Nach Durchführung des Erörterungstermins ist 
der Eindruck verblieben, dass zwar kein 
rechtswidriges Verhalten vorliegen mag, der 
Umgang der Behörde mit Frau K. und Herrn 
H., den Eltern des Kindes, jedoch keineswegs 
stets angemessen und adäquat war. 
 
Der Petitionsausschuss begrüßt daher, dass 
inzwischen ein Sachbearbeiterwechsel 
stattgefunden hat. Dies entbindet das 
Jugendamt nicht von der erneuten internen 
Überprüfung der Beschwerden, die sich gegen 
Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter des 
Jugendamts ergeben haben. 
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Insgesamt empfiehlt der Ausschuss allen 
Beteiligten, sich noch einmal um eine 
gemeinsame und zukunftsgerichtete Lösung 
zu bemühen. 
 
Das Jugendamt wird gebeten, sehr zeitnah die 
aktuellen Maßnahmen des Hilfeplans auf ihre 
Notwendigkeit zu überprüfen.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landes-
regierung (Ministerium für Familie, Kinder, 
Jugend, Kultur und Sport), über den Fortgang 
des Verfahrens zu berichten. 
 
 
16-P-2015-12641-00 
Bauleitplanung 
Bauordnung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr - MBWSV; 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
– MKULNV) bestand aus fachlicher Sicht kein 
Erfordernis für eine Umsetzung der 
Länderöffnungsklausel. Die Länderöffnungs-
klausel sei abgelehnt worden, um den zur 
Erreichung der Klimaschutzziele des Landes 
notwendigen Ausbau der Windenergie nicht zu 
behindern. Auch der Landtag Nordrhein-
Westfalen hat beschlossen, von der 
Länderöffnungsklausel keinen Gebrauch zu 
machen.  
 
Bereits nach geltendem Recht ist über 
bauplanungsrechtliche und immissions-
schutzrechtliche Regelungen gewährleistet, 
dass angemessene Abstände zur 
Wohnbebauung bei der Errichtung von 
Windenergieanlagen eingehalten werden 
müssen. Zudem können die Gemeinden im 
Rahmen ihrer Planungshoheit bei der 
Ausweisung von Konzentrationszonen für 
Windenergie in ihren Flächennutzungsplänen 
über die sich aus dem Immissionsschutzrecht 
und dem Gebot der Rücksichtnahme hinaus 
ergebenden Abstände größere 
Vorsorgeabstände im Sinne des 
vorbeugenden Immissionsschutzes zwischen 
Windenergieanlagen und schutzbedürftigen 
Einrichtungen festlegen. Es ist Ausdruck 
kommunaler Planungshoheit, dass die 
planenden Gemeinden unterschiedliche 
Abstände festlegen können. Diese Abstände 
sind jeweils konkret städtebaulich zu 
begründen. Außerdem hat der Planung 
insgesamt ein schlüssiges Gesamtkonzept 
zugrunde zu liegen. Auch muss die Gemeinde 

der Windenergienutzung im Plangebiet 
substantiell Raum schaffen.  
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass der Abstand von 
Windenergieanlagen zur Wohnbebauung im 
Rahmen immissionsschutzrechtlicher 
Regelungen in jedem Einzelfall bestimmt wird. 
Schallimmissionen werden unter 
Berücksichtigung der baugebietsbezogenen 
Immissionsrichtwerte aus der Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) 
in hinreichender Weise beachtet. Die 
Immissionen variieren in Abhängigkeit von der 
Anlagenart, der Anlagenzahl, der 
Geländestruktur und der Schutzwürdigkeit der 
betroffenen Gebiete (Richtwerte nach der TA-
Lärm).  
 
Laut Angaben der Landesregierung (MBWSV; 
MKULNV) haben die Ergebnisse 
umfangreicher Lärmmessungen in 
Deutschland bei Windenergieanlagen ergeben, 
dass die emittierten lnfraschallpegel weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen liegen. Nach heutigem 
Kenntnisstand ist bei diesen Pegeln von keiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigung 
auszugehen. Nach aktueller Kenntnis und in 
Anlehnung an die bisher erfolgte 
Rechtsprechung lassen sich die geforderten 
Schutzabstände für Windenergieanlagen auch 
wegen lnfraschallwirkungen unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle nicht begründen. Das 
Faktenpapier „Windenergieanlagen und 
Infraschall“ des MKULNV fasst den aktuellen 
Sachstand zu diesem Thema zusammen und 
ist abrufbar unter 
https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/
PDFs/klima/windenergieanlagen_infraschall_fa
ktenpapier.pdf.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (MBWSV; MKULNV) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
16-P-2015-12661-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Einen Anlass zu Maßnahmen 
sieht er nicht. 
 
Der Ausschuss stellt fest, dass die mit der 
Petition aufgegriffene Aufforderung der Leitung 
der Justizvollzugsanstalt, den Dienst wieder 
anzutreten, nicht zu beanstanden ist. Nach 
den maßgeblichen amtsärztlichen 
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Begutachtungen war von einer uneinge-
schränkten Dienstfähigkeit auszugehen. 
 
Infolge der in der Zwischenzeit durchgeführten 
teilstationären Heilbehandlungsmaßnahme 
und der attestierten fortdauernden 
Dienstunfähigkeit kommt ein Dienstantritt 
gegenwärtig nicht in Betracht. Vielmehr ist eine 
erneute Überprüfung der Dienstfähigkeit 
angezeigt, mit deren Durchführung der 
Vollzugsarzt beauftragt worden ist. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Vermittlungsbemühungen der Leitung 
der Justizvollzugsanstalt, im Einvernehmen mit 
der Petentin eine Einsatzmöglichkeit an 
anderer Stelle zu finden, bisher nicht 
erfolgreich waren.  
 
 
16-P-2015-12785-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der Sach- 
und Rechtslage auseinandergesetzt. Die 
Ausländerbehörde prüft derzeit, ob die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen nach 
der Bleiberechtsregelung des § 25b des 
Aufenthaltsgesetzes vorliegen. Dazu ist es 
erforderlich, dass die angeforderten 
Unterlagen zeitnah und vollständig vorgelegt 
werden, da die Ausländerbehörde ansonsten 
nach Aktenlage entscheidet. Den Petenten ist 
zu raten, die geforderten Unterlagen 
unverzüglich vorzulegen. 
 
Die Verfahrensweise der Ausländerbehörde ist 
nicht zu beanstanden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2015-12823-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petent trägt keine neuen Anhaltspunkte 
vor, die aktuell ein Einschreiten seitens der 
Überwachungsbehörde erforderlich machen 
würden. Die Betreiberin hat bislang allen 
Auflagen zum Immissionsschutz in der 
Baugenehmigung Folge geleistet. Eine 
Überschreitung der zulässigen Nacht-

immissionsrichtwerte bei bestimmungs-
gemäßem Betrieb war in der Vergangenheit 
nicht erkennbar. Bei Bekanntwerden des 
Getriebeschadens hat der Betreiber die Anlage 
außer Betrieb genommen und wird diese erst 
wieder ans Netz nehmen, wenn das Getriebe 
ausgetauscht ist. 
 
Zu den sich jenseits der Bundeautobahn 45 
befindenden Windenergieanlagen haben 
Überprüfungen des Umweltamts keinen 
Anhaltspunkt für einen nicht 
bestimmungsgemäßen Betrieb ergeben. Sie 
können am Wohnhaus des Petenten hörbar 
sein, führen aber nicht im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu erheblichen 
Belästigungen. 
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
– MKULNV) bestand aus fachlicher Sicht kein 
Erfordernis für eine Umsetzung der 
Länderöffnungsklausel. Die Länderöffnungs-
klausel sei abgelehnt worden, um den zur 
Erreichung der Klimaschutzziele des Landes 
notwendigen Ausbau der Windenergie nicht zu 
behindern. Auch der Landtag Nordrhein-
Westfalen hat beschlossen, von der 
Länderöffnungsklausel keinen Gebrauch zu 
machen. 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass der Abstand von 
Windenergieanlagen zur Wohnbebauung im 
Rahmen immissionsschutzrechtlicher 
Regelungen in jedem Einzelfall bestimmt wird. 
Schallimmissionen werden unter 
Berücksichtigung der baugebietsbezogenen 
Immissionsrichtwerte aus der Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) 
in hinreichender Weise beachtet. Die 
Immissionen variieren in Abhängigkeit von der 
Anlagenart, der Anlagenzahl, der 
Geländestruktur und der Schutzwürdigkeit der 
betroffenen Gebiete (Richtwerte nach der TA 
Lärm).  
 
Laut Angaben der Landesregierung haben die 
Ergebnisse umfangreicher Lärmmessungen in 
Deutschland bei Windenergieanlagen ergeben, 
dass die emittierten Infraschallpegel weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen liegen. Nach heutigem 
Kenntnisstand ist bei diesen Pegeln von keiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigung auszu-
gehen. Nach aktueller Kenntnis und in 
Anlehnung an die bisher erfolgte 
Rechtsprechung lassen sich die geforderten 
Schutzabstände für Windenergieanlagen auch 
wegen Infraschallwirkungen unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle nicht begründen. Das 
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Faktenpapier „Windenergieanlagen und 
Infraschall“ des MKULNV fasst den aktuellen 
Sachstand zu diesem Thema zusammen und 
ist abrufbar unter 
https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/
PDFs/klima/windenergieanlagen_infraschall_fa
ktenpapier.pdf.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (MKULNV) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
16-P-2015-12837-00 
Energienutzung 
 
 
Das Aufstellen und Ändern von Bauleitplänen 
sowie die Entscheidung über das Einstellen 
von Bauleitplanverfahren obliegt der 
Gemeinde Nachrodt-Wiblingwerde im Rahmen 
der ihr verfassungsrechtlich garantierten 
Planungshoheit, auf die der 
Petitionsausschuss keinen Einfluss hat. 
 
Die betroffene Gemeinde hat mit 
Ratsbeschluss vom 15.02.2016 das Verfahren 
zur 22. Änderung des Flächennutzungsplans 
eingestellt. 
 
Am 01.09.2015 ist ein Antrag auf 
Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb 
von zwei Windenergieanlagen des Typs 
ENERCON E-92 mit einer Nennleistung von je 
2.350 kW und Gesamthöhe von 149,90 m 
beim Märkischen Kreis eingereicht worden. 
Der Rat der Gemeinde hat hierzu das 
gemeindliche Einvernehmen mit der 
Begründung nicht erteilt, dass die Gemeinde 
über eine Konzentrationszone für die 
Errichtung von Windenergieanlagen mit einer 
maximalen Gesamtbauwerkshöhe unter 100 m 
über Geländehöhe verfüge und die 
beantragten Anlagen sich außerhalb dieser 
Vorrangzone befinden. 
 
Die Entscheidung über die Zulässigkeit der 
beantragten Windenergieanlagen durch die 
Immissionsschutzbehörde des Märkischen 
Kreises steht noch aus und bleibt abzuwarten. 
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
– MKULNV; Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr - MBWSV) 
bestand aus fachlicher Sicht kein Erfordernis 
für eine Umsetzung der 
Länderöffnungsklausel. Die Länderöffnungs-
klausel sei abgelehnt worden, um den zur 
Erreichung der Klimaschutzziele des Landes 

notwendigen Ausbau der Windenergie nicht zu 
behindern. Auch der Landtag Nordrhein-
Westfalen hat beschlossen, von der 
Länderöffnungsklausel keinen Gebrauch zu 
machen. 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass der Abstand von 
Windenergieanlagen zur Wohnbebauung im 
Rahmen immissionsschutzrechtlicher 
Regelungen in jedem Einzelfall bestimmt wird. 
Schallimmissionen werden unter 
Berücksichtigung der baugebietsbezogenen 
Immissionsrichtwerte aus der Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) 
in hinreichender Weise beachtet. Die 
Immissionen variieren in Abhängigkeit von der 
Anlagenart, der Anlagenzahl, der 
Geländestruktur und der Schutzwürdigkeit der 
betroffenen Gebiete (Richtwerte nach der TA 
Lärm).  
 
Laut Angaben der Landesregierung haben die 
Ergebnisse umfangreicher Lärmmessungen in 
Deutschland bei Windenergieanlagen ergeben, 
dass die emittierten Infraschallpegel weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen liegen. Nach heutigem 
Kenntnisstand ist bei diesen Pegeln von keiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigung 
auszugehen. Nach aktueller Kenntnis und in 
Anlehnung an die bisher erfolgte 
Rechtsprechung lassen sich die geforderten 
Schutzabstände für Windenergieanlagen auch 
wegen Infraschallwirkungen unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle nicht begründen. Das 
Faktenpapier „Windenergieanlagen und 
Infraschall“ des MKULNV fasst den aktuellen 
Sachstand zu diesem Thema zusammen und 
ist abrufbar unter 
https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/
PDFs/klima/windenergieanlagen_infraschall_fa
ktenpapier.pdf.  
 
Ein negativer Einfluss von Windener-
gieanlagen auf umliegende Eigenheim- und 
Grundstückspreise (Wertverlust) ist langfristig 
schwer nachweisbar und im Einzelfall von 
vielen Faktoren des Immobilienmarktes je nach 
räumlicher Lage und sozio-ökonomischen 
Rahmenbedingungen bestimmt. Ein direkter 
Einfluss von Windenergieanlagen auf 
Immobilienwerte ist in allen Untersuchungen 
zu dieser Thematik bisher empirisch nicht 
belegbar. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (MKULNV; MBWSV) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
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16-P-2015-12861-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert und einen 
Erörterungstermin durchgeführt. 
 
Der volljährige Sohn des Petenten kann bei 
Vorliegen der allgemeinen und zeitlichen 
Voraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25a des Aufenthaltsgesetzes 
(AufenthG) erhalten. Bis zu einer Erteilung wird 
er geduldet. 
 
Die Eltern sind nach rechtskräftig negativ 
abgeschlossenen Asylverfahren vollziehbar 
ausreisepflichtig. An die Entscheidung des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge ist 
die Ausländerbehörde nach §§ 6, 42 AufenthG 
gebunden. 
 
Die Ausländerbehörde wird prüfen, ob sich aus 
der vorgetragenen Erkrankung des Vaters 
inlandsbezogene Vollstreckungshindernisse 
ergeben. Dazu soll alsbald eine amtsärztliche 
Untersuchung durchgeführt werden. Die 
Petenten werden gebeten, zur Vorbereitung 
dieser Untersuchung unverzüglich 
aussagekräftige ärztliche Unterlagen 
beizubringen. Sollte ein inlandsbezogenes 
Vollstreckungshindernis amtsärztlich 
festgestellt werden, würde die Petentin das 
aufenthaltsrechtliche Schicksal ihres 
Ehemanns teilen. Der Petentin ist zu raten, 
schnellstmöglich die Aufnahme einer 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
anzustreben.  
 
Sollten sich bei der amtsärztlichen 
Untersuchung keine inlandsbezogenen 
Vollstreckungshindernisse bestätigen, regt der 
Ausschuss an, die Härtefallkommission 
anzurufen, um die Erteilung eines Titels nach § 
23a AufenthG zu prüfen. 
 
 
16-P-2015-12944-00 
Bauordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet.  
 
Die dem Petenten erteilte Ordnungsverfügung 
mit der Nutzungsuntersagung des zum Teil 
abgebrochenen ehemaligen Wohngebäudes 
erging zu Recht, da es nicht mehr dauerhaft 
standsicher ist und dadurch eine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit besteht. Auch die 
amtliche Versiegelung ist rechtmäßig, weil das 

Nutzungsverbot anderweitig nicht durchgesetzt 
werden konnte. Das ordnungsbehördliche 
Vorgehen der unteren Bauaufsichtsbehörde ist 
nicht zu beanstanden.  
 
Der Verlauf der Grenze zum Nach-
bargrundstück ist zwischenzeitlich rechts-
verbindlich durch die jeweiligen Grund-
stückseigentümer festgelegt worden.  
 
Im Übrigen bleibt der Ausgang des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens abzu-
warten. Artikel 97 des Grundgesetzes 
gewährleistet die Unabhängigkeit von 
Richterinnen und Richtern. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
Entscheidungen von Richterinnen und 
Richtern überprüfen, ändern oder aufheben. 
Aus dem gleichen Grund ist die Einflussnahme 
auf gerichtliche Verfahren ausgeschlossen. 
 
 
16-P-2016-03133-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. 
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
09.04.2013 verbleiben. 
 
 
16-P-2016-03801-02 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat auch die weitere 
Eingabe von Herrn G. geprüft.  
 
Er sieht keine Möglichkeit, den verschiedenen 
Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
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16-P-2016-05096-01 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2016-08304-01 
Sozialhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
Stadt rechtlich nicht verpflichtet werden kann, 
dem Petenten die gesamten ungedeckten 
Heimkosten für seine Tante zu erstatten. 
 
Die Übernahme eines wesentlichen Teils der 
Kosten beruhte auf einer Entscheidung der 
Stadt in diesem besonders gelagerten 
Einzelfall ohne die Anerkennung jeder 
Rechtspflicht. Dem Anliegen des Petenten 
wurde damit in Teilen entsprochen.  
 
Dem Petitionsausschuss ist es leider nicht 
möglich, über das Veranlasste hinaus im Sinne 
der Petition tätig zu werden. 
 
 
16-P-2016-08542-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe von Herrn L. geprüft. Er sieht auch 
unter Berücksichtigung des neuen Vorbringens 
keinen Anlass zu Maßnahmen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
24.02.2015 verbleiben. 
 
 
16-P-2016-11128-02 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten erneut zum Anlass 
genommen, die dieser zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage nochmals zu 
überprüfen. Auch unter Berücksichtigung des 
neuen Vorbringens sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Es muss daher bei den Beschlüssen vom 
25.08.2015 und 08.12.2015 verbleiben. 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 

16-P-2016-11608-01 
Kindergartenwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss bittet die Kommune 
um wohlwollende Prüfung, ob aus sozialen 
Erwägungen ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht im Rahmen einer 
Ermessensentscheidung ein Entgegen-
kommen bezüglich der offenen Forderungen 
gegenüber der Petentin möglich ist.  
 
 
16-P-2016-12229-01 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass, seinen Beschluss vom 
19.01.2016 zu ändern. 
 
 
16-P-2016-12334-01 
Abgabenordnung 
 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass, seinen Beschluss vom 
16.02.2016 zu ändern. 
 
Die Petenten wurden insbesondere darauf 
hingewiesen, dass der formelle Mangel der 
unterbliebenen Schlussbesprechung mit der 
Anhörung im Einspruchsverfahren geheilt 
wurde, die Schätzung des Finanzamts auch 
nach Auffassung des Finanzgerichts 
Düsseldorf dem Grunde und der Höhe nach 
nicht zu beanstanden war und nach Eintritt der 
Rechtskraft des finanzgerichtlichen Urteils eine 
Änderung der bestandskräftigen Steuer-
bescheide schon aus verfahrensrechtlichen 
Gründen nicht mehr möglich ist. 
 
 
16-P-2016-12484-01 
Grundsicherung 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalte 
unterrichtet.  
 
Grundsicherungsleistungen nach dem 
Zwölften Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB 
XII) werden in dem Umfang gewährt, der zur 
Behebung einer eingetretenen Notlage 
erforderlich ist. Der Petent hat vom 01.03.2015 
bis zum 31.03.2016 Leistungen der 
Grundsicherung im Alter und bei 
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Erwerbsminderung nach dem Zwölften Buch 
des Sozialgesetzbuchs erhalten. Der 
Leistungsbezug wurde zum 01.04.2016 
eingestellt, da die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse nicht geklärt sind. 
Laut Feststellungen des Sozialhilfeträgers ist 
unter der Anschrift des Petenten eine weitere 
Person gemeldet, die gegebenenfalls einen 
Mietanteil zu leisten hat, weshalb eine 
Neuberechnung des Leistungsanspruchs 
notwendig wäre. Darüber hinaus wurde ein 
Kraftfahrzeug erworben ohne Nachweis, mit 
welchen finanziellen Mitteln der Erwerb des 
Fahrzeugs möglich war. Eine abschließende 
Sachverhaltsaufklärung konnte nicht erfolgen. 
Der Petent hat sich weder im Rahmen einer 
Anhörung geäußert, noch hat er dem 
Sozialhilfeträger Unterlagen, die zur 
Aufklärung beitragen, vorgelegt. Somit besteht 
Unklarheit, ob weiteres Einkommen oder 
Vermögen vorhanden ist, das zur 
Sicherstellung des Lebensunterhalts 
einzusetzen wäre. Der Petent ist seiner 
Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen.  
 
Die maßgeblichen Gründe für die 
Verfahrensdauer in dem in Rede stehenden 
Beschwerdeverfahren beim zuständigen 
Landgericht liegen nicht in einer säumigen 
Arbeitsweise, sondern in einem 
Verfahrensaltbestand, der durch personelle 
und gerichtsorganisatorische Maßnahmen 
zwischenzeitlich deutlich abgebaut werden 
konnte.  
 
Eine Überprüfung und Bewertung der bereits 
getroffenen Entscheidungen des Landgerichts 
ist dem Petitionsausschuss durch die den 
Richterinnen und Richtern durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes verliehenen Unabhängigkeit 
verwehrt. Gleiches gilt für die noch zu 
treffenden Entscheidungen des Landgerichts.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Integration und Soziales; Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-12765-01 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe der Petentin zum Anlass genommen, 
die Sach- und Rechtslage erneut zu 
überprüfen. Auch unter Berücksichtigung des 
neuen Vorbringens sieht der 
Petitionsausschuss jedoch leider keine 
Möglichkeit, dem Anliegen der Petentin zum 
Erfolg zu verhelfen.  

Es muss daher bei dem Beschluss vom 
03.05.2016 verbleiben.  
 
Der Petitionsausschuss weist nochmals darauf 
hin, dass er die Eingabe an den Ausschuss für 
Schule und Weiterbildung als Material 
überwiesen hat. Die mit der Petition 
vorgetragenen Argumente fließen auf diese 
Weise in die politische Willensbildung ein. 
 
Der Petitionsausschuss überweist auch die 
weitere Eingabe an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung als Material. 
 
 
16-P-2016-12884-01 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Das erneute Vorbringen gibt dem 
Petitionsausschuss zu weiteren Maßnahmen 
keinen Anlass. 
 
Es wird auf den Beschluss des 
Petitionsausschusses vom 05.04.2016 
verwiesen. Auch ein wiederholtes Vorbringen 
kann nicht zu einem anderen Ergebnis führen. 
 
 
16-P-2016-13027-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Petentin reiste nach zwei erfolglosen 
Visumverfahren visafrei am 01.04.2014 in das 
Bundesgebiet ein. Der Zeitraum, in dem ein 
Aufenthalt visafrei möglich war, endete am 
30.06.2014. Sie stellte am 25.06.2014 einen 
Antrag auf Erteilung einer Aufenthalts-
erlaubnis. Da die dafür erforderlichen 
Voraussetzungen nicht vorlagen, wurde der 
Antrag mit Ordnungsverfügung vom 
06.03.2015 abgelehnt, gleichzeitig wurde sie 
zur Ausreise aufgefordert. Da keine 
Rechtsmittel eingelegt wurden, ist die 
Ordnungsverfügung vollziehbar. 
 
Die Voraussetzungen zur Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis für die volljährige Petentin 
liegen nicht vor. Weder entsprechen ihre 
Sprachkenntnisse nachweislich der Stufe C 1 
noch ist der Lebensunterhalt gesichert. Das 
Vorliegen einer Ausnahme von der Regel oder 
eines atypischen Sachverhalts ist nicht 
ersichtlich. Aufgrund der zurückliegenden 
Schulbildung der Petentin im Bundesgebiet ist 
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nicht davon auszugehen, dass auf den 
Nachweis der Sprachkenntnisse C 1 durch 
Vorlage einer Bescheinigung verzichtet 
werden kann. Die Petentin hat lediglich für ca. 
drei Monate eine Sprachschule besucht. Die 
Voraussetzungen des § 39 Nr. 3 der 
Aufenthaltsverordnung sind auch nicht erfüllt, 
da kein Anspruch auf Erteilung eines 
Aufenthaltstitels besteht. Besondere Umstände 
des Einzelfalls, die eine Unzumutbarkeit in 
Bezug auf das Nachholen des 
Visumverfahrens begründen würden, sind 
nicht ersichtlich und wurden auch nicht 
vorgetragen. 
 
Der Petentin ist nach Angabe der 
Ausländerbehörde die Organisation einer 
gemeinsamen Ausreise mit den in Wesel 
wohnhaften Großeltern (sie haben Duldungen) 
möglich. 
 
Auch die Härtefallkommission sah sich nicht in 
der Lage, eine Empfehlung bzw. ein Ersuchen 
für die Petentin abzugeben. 
 
 
16-P-2016-13048-00 
Kommunalabgaben 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage der Petition unterrichtet. 
 
Die Erhebung der Zweitwohnungssteuer im 
Falle des Petenten steht mit der Rechts- und 
Satzungslage der Kommune in Einklang und 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Ausschuss sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales vom 02.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13052-00 
Pflegeversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet.  
 
Die Entscheidung der AOK, die Zahlung der 
Rentenversicherungsbeiträge für die von der 
Petentin bei ihrer Mutter geleistete Pflege 
abzulehnen, entspricht dem geltenden Recht. 
Mit dem Bezug der Altersrente wurde die 
Petentin kraft Gesetzes versicherungsfrei in 
der gesetzlichen Rentenversicherung, da mit 

dem Rentenbezug das Sicherungsziel der 
gesetzlichen Rentenversicherung erreicht ist. 
 
Dies erstreckt sich auch auf die von ihr 
geleistete Pflegetätigkeit. 
 
Der Petitionsausschuss würdigt ausdrücklich 
das große Engagement und die Leistung der 
Petentin, die über einen langen Zeitraum die 
Pflege ihrer schwerkranken Mutter allein und 
eigenverantwortlich übernommen hat. Er sieht 
jedoch keine Möglichkeit, dem Anliegen der 
Petentin zu entsprechen. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 
vom 25.04.2016. 
 
Der Ausschuss überweist die Petition als 
Material an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales. 
 
 
16-P-2016-13068-00 
Integration 
Ordnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an.  
 
 
16-P-2016-13080-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Petent reiste mit seinen Eltern und 
Geschwistern in 2013 in das Bundesgebiet ein 
und stellte einen Asylantrag. Mit Bescheid vom 
23.06.2014 lehnte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) die Anträge 
auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft, 
auf Asylanerkennung und auf subsidiären 
Schutz ab. Abschiebungsverbote wurde 
ebenfalls nicht festgestellt. Der Petent wurde 
aufgefordert, die Bundesrepublik Deutschland 
zu verlassen. Die Klage gegen die 
Entscheidung des BAMF vom 23.06.2014 
hatte aufschiebende Wirkung. Am 15.10.2015 
wurde das Verfahren eingestellt und die 
Rechtskraft trat ein. Die sich anschließende 
30-tägige Ausreisefrist ließ der Petent 
verstreichen, ohne seiner Ausreisepflicht 
nachzukommen. 
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Die Lebensgefährtin des Petenten und das 
gemeinsame Kind (beide serbische 
Staatsangehörige) leben aktuell in Baden-
Württemberg und sind ebenfalls 
ausreisepflichtig. 
 
Eine asylverfahrensunabhängige Aufenthalts-
erlaubnis aus humanitären Gründen kann der 
Petent nicht erhalten, da die gesetzlichen 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Aufgrund 
der nur kurzen Aufenthaltszeit im 
Bundesgebiet kommt ein Aufenthaltsrecht 
nicht in Betracht, da es dem Petenten rechtlich 
sowie tatsächlich zumutbar ist, in sein 
Heimatland zurückzukehren oder nach Serbien 
zu gehen und dort eine familiäre 
Lebensgemeinschaft mit der Mutter seines 
Kindes und dem gemeinsamen Kind zu 
gründen. Ein nachhaltiges schützenswertes 
Privatleben, durch das der Petent zu einem 
„faktischen Inländer“ geworden sein könnte, ist 
nicht erkennbar. Eine wirtschaftliche 
Integration ist nicht erfolgt. Der Petent erhält 
öffentliche Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts. 
 
Das weitere Vorbringen bezieht sich auf 
zielstaatsbezogene Gründe, die allein in die 
Entscheidungskompetenz des Bundes fallen 
und bereits vom BAMF geprüft wurden. 
 
Dem Petenten wird empfohlen, mit seinem 
Kind und der Mutter des Kindes das 
Bundesgebiet durch eine gemeinsame, 
selbstbestimmte Ausreise entweder nach 
Serbien oder in den Kosovo freiwillig zu 
verlassen. 
 
 
16-P-2016-13081-01 
Kommunalabgaben 
 
 
Das erneute Vorbringen gibt dem 
Petitionsausschuss zu weiteren Maßnahmen 
keinen Anlass. 
 
Es wird auf den Beschluss des 
Petitionsausschusses vom 28.06.2016 
verwiesen. Auch ein wiederholtes Vorbringen 
kann nicht zu einem anderen Ergebnis führen. 
 
 
16-P-2016-13097-01 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Das erneute Vorbringen gibt dem 
Petitionsausschuss zu weiteren Maßnahmen 
keinen Anlass.  
 

Es wird auf den Beschluss des 
Petitionsausschusses vom 31.05.2016 
verwiesen. Auch ein wiederholtes Vorbringen 
kann nicht zu einem anderen Ergebnis führen. 
 
 
16-P-2016-13113-00 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er stellt nach 
Prüfung der Angelegenheit fest, dass dem 
Petenten, dessen Staatsangehörigkeit 
ungeklärt war, zwischenzeitlich vom 
Standesamt der Stadt Dinslaken eine 
Geburtsurkunde ausgestellt werden konnte, da 
der leibliche Vater seine Geburtsurkunde 
vorgelegt hat. Damit konnte die belgische 
Staatsangehörigkeit des Petenten festgestellt 
werden. 
 
Die Pflegemutter des Petenten ist darüber 
informiert worden, dass für das Kind ein 
belgischer Pass beantragt werden kann und 
das Kind damit Freizügigkeit genießt. 
 
Dem Wunsch auf Feststellung der 
Staatsangehörigkeit wurde damit entsprochen. 
 
 
16-P-2016-13119-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage der Petition unterrichtet. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass das Land 
durch Urteil des Verwaltungsgerichts über die 
Einstellung des Petenten in das 
Beamtenverhältnis auf Probe erneut zu 
entscheiden hat. 
 
Der Petent ist, sofern er die gesundheitliche 
Eignungsuntersuchung besteht, in das 
Beamtenverhältnis auf Probe zu berufen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales), ihm über das Ergebnis der 
Eignungsuntersuchung zu berichten. 
 
 
16-P-2016-13326-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. Er stellt fest, dass eine 
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Altersdiskriminierung - wie vom Petenten 
geschildert - nicht vorliegt. Dies gilt auch für 
das laufende Verfahren, das der Petent 
beanstandet. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales vom 31.05.2016. 
 
 
16-P-2016-13356-01 
Abgabenordnung 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-13368-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass der 
Petentin mit E-Mail des Landesamts für 
Ausbildung, Fortbildung und 
Personalangelegenheiten der Polizei NRW 
(LAFP NRW) vom 14.12.2015 mitgeteilt 
worden war, dass ihr zum Vorstellungstermin 
am 18.01.2016 keine Fahrtkosten erstattet 
werden können. 
 
Dies ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Ausschuss bedauert gleichwohl den 
Umstand, dass das LAFP NRW versäumt hat, 
die Petentin rechtzeitig vor dem 18.01.2016 
aufgrund der geänderten Erlasslage zu 
informieren. Die dadurch entstandene und im 
Ergebnis vom LAFP NRW abgelehnte 
Schadensersatzforderung der Petentin für die 
vergebliche Vorbereitung und Anreise zum 
Vorstellungstermin wäre wünschenswert 
gewesen. 
 
Auch bedauert der Ausschuss, dass es dem 
LAFP NRW offensichtlich nicht gelungen ist, 
der Petentin eine annehmbare Entschuldigung 
zu vermitteln. 
 
Die Petentin brachte gegenüber dem 
Ausschuss zum Ausdruck, dass sie die 
Mitteilung, nicht am weiteren 
Auswahlverfahren teilnehmen zu dürfen, erst 
vor Ort am 18.01.2016 völlig unvorbereitet 
getroffen habe.  
 
Die Erklärung des LAFP NRW sei zwar formal 
korrekt erfolgt, habe jedoch jegliche Empathie 

im Sinne eines „schonenden Beibringens“ 
vermissen lassen.  
 
Insofern bittet der Ausschuss die 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales), Maßnahmen beim LAFP NRW 
zu veranlassen. 
 
Es sollte sichergestellt werden, dass künftige 
Erklärungen fachlich korrekt und gleichzeitig im 
Hinblick auf die Umstände des jeweiligen 
Einzelfalls bezogen einer gewissen 
empathischen Komponente nicht entbehren. 
 
 
16-P-2016-13402-00 
Abgabenordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Entscheidungen der Finanzbehörde 
entsprechen der Rechtslage und sind nicht zu 
beanstanden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 17.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13408-01 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass zu weitergehenden 
Maßnahmen. 
 
Soweit der Petent Akteneinsicht in die 
Petitionsakten des Landtags und damit auch in 
Stellungnahmen beteiligter Ministerien 
begehrt, wird darauf hingewiesen, dass ein 
Anspruch nach dem Informations-
freiheitsgesetz (IFG NRW), wonach jede 
natürliche Person des Privatrechts Anspruch 
auf Zugang zu den bei einer Behörde 
vorhandenen Informationen hat, dem Petenten 
hier nicht zusteht. Für den Landtag gilt das IFG 
NRW gemäß § 2 Abs. 2 IFG NRW nur, soweit 
er Verwaltungsaufgaben wahrnimmt. Der 
Petitionsausschuss ist ein parlamentarisches 
Gremium und nimmt parlamentarische 
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Aufgaben, also keine Verwaltungsaufgaben 
wahr und bleibt daher vom Informationszugang 
ausgenommen. 
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
28.06.2016 verbleiben. 
 
 
16-P-2016-13417-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Die Beteiligungen des Petenten werden 
steuerlich in sogenannten Betriebs-
stättenfinanzämtern geführt. Im Rahmen eines 
Feststellungsbescheids nach § 179 der 
Abgabenordnung stellt das Betriebsstätten-
finanzamt die Besteuerungsgrundlagen fest 
und teilt diese den jeweiligen 
Wohnsitzfinanzämtern der Beteiligten mit. Das 
Wohnsitzfinanzamt wertet die Mitteilung des 
Betriebsstättenfinanzamts aus und erlässt 
einen entsprechenden Einkommen-
steuerbescheid. 
 
Hinsichtlich der Beteiligungseinkünfte des 
Petenten wird die Dienst- und Fachaufsicht 
über die Betriebsstättenfinanzämter S. und B. 
nicht von den Finanzbehörden des Landes 
NRW ausgeübt. Insofern ist eine Überprüfung 
der Bearbeitungszeiten dieser Behörden 
seitens des Landes nicht möglich. Die Petition 
wurde daher zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
Die Stellungnahme des Finanzministeriums 
vom 14.06.2016, von der der Petent eine 
Kopie erhält, bezieht sich daher auch 
ausschließlich auf die Bearbeitungszeiten des 
Finanzamts C. und die damit in 
Zusammenhang stehenden Zinsfestsetzungen 
nach der Abgabenordnung. 
 
 
16-P-2016-13422-01 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Die weitere Petition enthält kein neues 
Vorbringen. Es muss daher beim Beschluss 
des Petitionsausschusses vom 28.06.2016 
verbleiben. 
 
Die vom Petenten gewünschte 
„Ratifizierungsurkunde“ liegt dem 
Petitionsausschuss nicht vor. 
 
 
 
 
 
 

16-P-2016-13437-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht darüber hinaus keinen 
Anlass zu Maßnahmen. 
 
Er hat von den Gründen, aus denen die 
Staatsanwaltschaft sowohl ein gegen die 
ehemalige Ehefrau des Petenten wegen 
Verletzung der Unterhaltspflicht geführtes 
Ermittlungsverfahren als auch ein gegen die 
ehemalige Ehefrau des Petenten und deren 
Tante gerichtetes Ermittlungsverfahren wegen 
falscher Verdächtigung, Betruges und anderer 
Tatvorwürfe eingestellt hat. Ferner hat er 
davon Kenntnis genommen, dass der 
Generalstaatsanwalt in Düsseldorf die 
hiergegen eingelegten Beschwerden als 
unbegründet zurückgewiesen hat. 
 
Der Ausschuss hat zudem davon Kenntnis 
genommen, dass das Amtsgericht dem 
Petenten mit Verfügung vom 01.04.2016 eine 
Abschrift des ihn von dem Vorwurf der 
Beleidigung sowie weiterer Tatvorwürfe 
freisprechenden Urteils vom 11.02.2015 
übersandt hat. Dem Petitum wurde insoweit 
entsprochen. 
 
Der Petitionsausschuss hat ferner davon 
Kenntnis genommen, dass die 
Staatsanwaltschaft die Ermittlungen 
hinsichtlich der Tatvorwürfe der falschen 
Verdächtigung und der falschen uneidlichen 
Aussage wieder aufgenommen hat und den 
Petenten über das Ergebnis, soweit gesetzlich 
vorgesehen, zu gegebener Zeit unterrichten 
wird. 
 
 
16-P-2016-13443-00 
Denkmalpflege 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage fest, dass es sich bei 
den von der Petentin genannten Gebäuden 
nicht um Denkmäler im Sinne des nordrhein-
westfälischen Denkmalschutzgesetzes 
handelt. Außerdem führt eine mögliche 
Einstufung als erhaltenswerte Bausubstanz 
nicht zu einer Erhaltungsverpflichtung seitens 
des Eigentümers, in diesem Fall der Stadt 
Höxter.  
 
Es steht der Stadt frei, im Rahmen der 
einschlägigen planungs- und baurechtlichen 
Vorschriften die Flächen zu beplanen und 
entsprechend neu zu bebauen. Ein 
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Fehlverhalten der Behörden kann nicht 
festgestellt werden. Daher sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition weiter tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13459-01 
Rechtspflege 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keine Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten 
zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
28.06.2016 verbleiben. 
 
 
16-P-2016-13467-00 
Grundsteuer 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-13470-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-13471-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert. 
 
Der Petent ist nach rechtskräftig 
abgeschlossenem Asylverfahren vollziehbar 
ausreisepflichtig. An die Entscheidungen des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) sowie des Verwaltungsgerichts ist die 
Ausländerbehörde gem. §§ 6, 42 des 
Asylgesetzes gebunden. 
 
Die Voraussetzungen für ein 
asylverfahrensunabhängiges Aufenthaltsrecht 
liegen nicht vor. In der Petition werden 
ausschließlich zielstaatsbezogene Gründe 
geltend gemacht, die allein in die 
Entscheidungskompetenz des BAMF fallen 
und bereits Gegenstand des Asylverfahrens 
waren. 

Unbenommen bleibt die Möglichkeit des 
Petenten, die in der Petition dargelegten 
Gründe im Rahmen eines Antrags auf 
Wiederaufgreifen des Asylverfahrens bzw. 
eines Asylfolgeantrags dem BAMF zur 
erneuten Prüfung und Entscheidung 
vorzutragen. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-13479-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage der Petition unterrichtet. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass auch der 
therapeutisch und ärztlich begleitete Versuch 
der Abdosierung oder Reduktion eines 
Drogenersatzstoffs Teil der Therapie in dem 
Therapiezentrum ist. 
 
Der Ausschuss bedauert, dass es im Rahmen 
von Drogenschnelltests zu falsch positiven 
Ergebnissen mit belastenden Konsequenzen 
für die Betroffenen kommen kann, erkennt 
jedoch die Notwendigkeit solcher Tests bei der 
Unterbringung Suchtkranker an. 
Absonderungen von Patientinnen und 
Patienten bis zur Feststellung des endgültigen 
Testergebnisses sollten möglichst kurz 
gehalten und durch eine intensive Betreuung 
der Betroffenen abgemildert werden. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Lockerungen im Therapiezentrum auf 
der Grundlage schriftlich fixierter Regelungen 
erfolgen, die den Patienten bekannt und daher 
auch hinreichend transparent sind. 
 
Diese Regelungen beruhen auf den vom 
Landesbeauftragten für den Maßregelvollzug 
für ganz Nordrhein-Westfalen vorgegebenen 
Lockerungsgrundsätzen. 
 
Die Vorwürfe des Petenten hinsichtlich 
Fehlverhaltens von Klinikpersonal haben sich 
nicht bestätigt. 
 
 
16-P-2016-13485-00 
Tierschutz 
 
 
Dem Anliegen der Petentin wird aus Sicht des 
Tierschutzes bereits weitgehend durch das 
geltende Tierschutzgesetz (Bundesgesetz) 
entsprochen. Die landesrechtlichen 
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Möglichkeiten beziehen sich auf den Vollzug 
der bundesgesetzlichen Regelungen. Dieser 
wird vollumfänglich durch die 
Kreisordnungsbehörden sichergestellt. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
vom 14.06.2016. 
 
Sofern die Petentin eine Änderung der 
bundesgesetzlichen Regelungen erreichen 
möchte, bleibt es ihr unbenommen, sich in 
diesem Zusammenhang erneut an den 
Deutschen Bundestag zu wenden. 
 
 
16-P-2016-13494-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den mit der 
Petition angesprochenen Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass die 
Prüfung des Verlegungsantrags des Petenten 
noch andauert. 
 
Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, 
Pflege und Alter), ihm zu berichten, sobald 
über den Verlegungswunsch des Petenten 
entschieden wurde. 
 
 
16-P-2016-13502-00 
Kommunalabgaben 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Entscheidungen und Maßnahmen der 
Stadt entsprechen der Rechtslage und sind 
nicht zu beanstanden. 
 
Zur weiteren Information erhalten die Petenten 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 
23.06.2016. 
 
 
 
 
 
 

16-P-2016-13506-00 
Berufsbildung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Ergänzungskräfte nach § 2 der Vereinbarung 
über die Qualifikation und den 
Personalschlüssel können gemäß der Anlage 
zu § 19 des Kinderbildungsgesetzes in 
Kindertageseinrichtungen arbeiten. Nach § 2 
Abs. 2 S. 3 der Vereinbarung über die 
Qualifikation und den Personalschlüssel 
streben die Träger eine Nachqualifizierung der 
Ergänzungskräfte in Anlehnung mindestens an 
die Ausbildung der Kinderpflege an. Hierbei 
sollen Alter und Berufserfahrung berücksichtigt 
werden. Die Entscheidung über die weitere 
Ausgestaltung trifft der Träger im Rahmen 
seiner Personalverantwortung. 
 
Für den Einsatz als Ergänzungskraft im 
Rahmen von Fachkraftstunden gab es von 
2011 bis 2015 einen Übergangszeitraum zur 
Weiterqualifizierung mit schulischen 
Sondermaßnahmen und die abschließende 
Möglichkeit der Weiterqualifizierung mit 160 
Stunden bis zum 31.12.2015. 
 
Sofern die Petentin diesen Weg nicht 
beschritten hat, bleiben nur die gesetzlich 
vorgesehenen Möglichkeiten zur Erlangung 
des Berufsabschlusses „Staatlich anerkannte 
Erzieherin" über eine Ausbildung an der 
Fachschule oder die Ablegung der 
Externenprüfung. Weitere Ausnahmen sind 
nicht vorgesehen. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport vom 
02.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13512-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
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oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. Ein Verstoß gegen geltende kinder- und 
jugendhilferechtliche oder familiengerichtliche 
Vorgaben konnte nicht festgestellt werden. 
 
Die Entscheidung streitiger Sorgerechts- und 
Umgangsfragen obliegt den Familiengerichten. 
Auch die Umsetzung und Durchsetzung von 
einvernehmlich vereinbarten oder gerichtlich 
geregelten Umgangskontakten liegt nicht in 
der Kompetenz des Jugendamts sondern 
bedarf einer familiengerichtlichen Regelung. 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass das Jugendamt weiterhin 
Beratung anbietet. 
 
 
16-P-2016-13516-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er hat zur Kenntnis genommen, 
dass die Vorwürfe der Petentin gegen die 
eingesetzten Polizeibeamten derzeit noch 
Gegenstand staatsanwaltschaftlicher 
Ermittlungen sind, deren Ausgang abzuwarten 
bleibt. 
 
Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Inneres und Kommunales; 
Justizministerium), ihm das Ergebnis der 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen 
mitzuteilen. 
 
 
16-P-2016-13520-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Die Petition hat sich durch Zurücknahme 
erledigt. 
 
 
16-P-2016-13522-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Seinem Anliegen 
wird durch die im novellierten WDR-Gesetz 
festgelegte Reduzierung der Werbezeiten im 
Hörfunk teilweise entsprochen. Darüber hinaus 
sieht der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 

Zur weiteren Information erhält Herr S. eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chefs der Staatskanzlei vom 10.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13527-00 
Abfallwirtschaft 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz vom 13.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13528-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-13529-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er hat dabei mit Bedauern zur 
Kenntnis genommen, dass die Ehefrau des 
Petenten verstorben ist. Er spricht ihm im 
Namen seiner Mitglieder sein Beileid aus. 
 
Soweit der Petent die Einforderung von Kosten 
für das Betreuungsverfahren des Amtsgerichts 
mittels der Kostenrechnung vom 18.01.2016 
beanstandet, ist über diesen Einwand im 
anhängigen Rechtsmittelverfahren durch das 
zuständige Gericht zu entscheiden. 
 
Im Übrigen ist es dem Petitionsausschuss 
wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit verwehrt, auf die 
Verfahrensgestaltung der Gerichte Einfluss zu 
nehmen und ihre Entscheidungen zu 
überprüfen, zu ändern oder aufzuheben. 
Entsprechendes gilt wegen der durch das 
Rechtspflegergesetz garantierten sachlichen 
Unabhängigkeit für die Entscheidungen der 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger. 
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Der Petitionsausschuss sieht deswegen keine 
Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen. 
 
 
16-P-2016-13530-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent reiste unter falschen Personalien 
und falschem Geburtsdatum im Oktober 2013 
in das Bundesgebiet ein. Den Asylantrag 
lehnte das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) ab. Die dagegen erhobene 
Klage wurde mit Urteil des 
Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen 
abgewiesen. Eine freiwillige Ausreise erfolgte 
nicht. Aufgrund der falschen Angaben zu 
seiner Person und nicht erfolgter Mitwirkung 
bei der Ausstellung von Heimreisedokumenten 
musste er geduldet werden. 
 
Den am 07.12.2015 unter seinem richtigen 
Namen gestellten Asylfolgeantrag lehnte das 
BAMF mit Bescheid vom 23.02.2016 ab. Diese 
Entscheidung ist seit dem 12.03.2016 
bestandskräftig. 
 
Die mit der Petition vorgetragenen 
zielstaatsbezogenen Gründe fallen 
ausschließlich in die Entscheidungskompetenz 
des Bundes. Die geltend gemachten Gründe 
für einen weiteren Aufenthalt im Bundesgebiet 
waren Gegenstand des negativ 
abgeschlossenen Asylfolgeverfahrens. An die 
Entscheidungen des BAMF und des 
Verwaltungsgerichts ist die Ausländerbehörde 
gebunden. 
 
Asylverfahrensunabhängige Aufenthaltsgründe 
werden nicht geltend gemacht und sind auch 
nicht ersichtlich. Darüber hinaus ist zu 
berücksichtigen, dass der Petent öffentliche 
Leistungen zur Sicherung seines 
Lebensunterhalts bezieht. 
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene Verfahren 
beim Verwaltungsgericht und das bisher 
erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
 
 

16-P-2016-13534-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass der Einkommen-
steuerbescheid 2014 geändert und die 
Einkommensteuer für das Jahr 2014 auf 0,-
 Euro herabgesetzt werden konnte. 
 
Dem Anliegen der Petentin ist damit 
entsprochen.  
 
 
16-P-2016-13538-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petentin reiste nach einem Voraufenthalt 
mit rechtskräftig abgelehntem Asylverfahren 
und einer Abschiebung am 24.09.2012 wieder 
in das Bundesgebiet ein. Der Antrag auf 
Durchführung eines weiteren Asylverfahrens 
wurde vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) am 07.12.2012 abgelehnt. 
Am 03.01.2013 lehnte das Verwaltungsgericht 
Düsseldorf den Antrag auf Eilrechtsschutz ab. 
Die ebenfalls eingereichte Klage wurde am 
07.03.2013 abgewiesen. Somit ist die Petentin 
vollziehbar ausreisepflichtig. An die 
Entscheidung des BAMF sowie des 
Verwaltungsgerichts ist die Ausländerbehörde 
gebunden. 
 
Hinsichtlich der gewünschten Familienzu-
sammenführung ist festzustellen, dass sowohl 
der Asylantrag des Lebensgefährten als auch 
der des Kindes ebenfalls negativ beschieden 
wurden, so dass alle Familienmitglieder 
vollziehbar ausreisepflichtig sind. 
 
Ein asylverfahrensunabhängiges Aufenthalts-
recht aus humanitären Gründen kann die 
Petentin nicht erhalten, da die gesetzlichen 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Schon 
aufgrund der Aufenthaltszeit von unter vier 
Jahren im Bundesgebiet kommt kein 
Aufenthaltsrecht in Betracht, da es der 
Petentin rechtlich sowie tatsächlich zumutbar 
ist, in ihr Heimatland Mazedonien oder nach 
Serbien zurückzukehren und dort die familiäre 
Lebensgemeinschaft fortzuführen. Ein 
nachhaltiges schützenswertes Privatleben, 
durch das die Petentin zu einer „faktischen 
Inländerin“ geworden sein könnte, ist nicht 
erkennbar. Eine wirtschaftliche Integration ist 
nicht erfolgt. Die Petentin bezieht Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zur 
Sicherung des Lebensunterhalts. 
 
Bezüglich der geltend gemachten 
gesundheitlichen Einschränkungen ist für die 
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Prüfung, soweit sie zielstaatsbezogen sind, 
das BAMF zuständig. Die Ausländerbehörde 
hat am 09.03.2016 ein amtsärztliches 
Gutachten sowie eine psychiatrische 
Zusatzuntersuchung angefordert. Danach ist 
die Reisefähigkeit der Petentin gegeben. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt der Petentin, 
freiwillig ihrer Ausreiseverpflichtung 
nachzukommen. Die Ausländerbehörde ist 
dabei grundsätzlich bereit, eine gemeinsame 
Rückführung im Familienverband zu 
ermöglichen. Da der Lebensgefährte der 
Petentin jedoch schon einmal unbekannten 
Aufenthalts war, sieht die Ausländerbehörde 
sich an diese Zusage nicht mehr gebunden, 
sollte sich ein Familienmitglied der 
Abschiebung durch Untertauchen entziehen. 
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. Im 
Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten Unab-
hängigkeit der Richterinnen und Richter und 
können im Petitionsverfahren nicht überprüft 
werden. 
 
 
16-P-2016-13543-00 
Rentenversicherung 
 
 
Die Deutsche Rentenversicherung Rheinland 
hat sich an die gesetzlichen Bestimmungen 
zur Einkommensanrechnung auf Hinter-
bliebenenrenten zu halten. Ein 
Ermessensspielraum hinsichtlich der 
Anrechnung von Einkommen ist ihr nicht 
eingeräumt. 
 
Eine Ausnahme von der Anwendung der 
Einkommensanrechnung käme nur in Betracht, 
wenn die Besitzschutzregelung des § 314 des 
Sechsten Buchs des Sozialgesetzbuchs 
greifen würde. Hiernach entfällt die 
Einkommensanrechnung, wenn der 
Versicherte vor dem 01.01.1986 verstorben ist 
oder die Ehegatten bis zum 31.12.1988 eine 
wirksame Erklärung über die weitere 
Anwendung des bis zum 31.12.1985 geltenden 
Hinterbliebenenrechts abgegeben haben. Dies 
ist hier nicht der Fall, so dass die eigene 
Altersrente des Petenten als Einkommen auf 
die Witwerrente anzurechnen ist. 
 

Die mit Bewilligungsbescheid vom 09.11.2012 
durchgeführte Einkommensanrechnung auf die 
Witwerrente des Petenten erfolgte unter 
Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen 
und ist daher nicht zu beanstanden. 
 
Bei der Überprüfung der Rentenzahlung ist 
jedoch festgestellt worden, dass die zum 
01.07.2014 eingetretenen Rechtsänderungen 
des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes bei 
der Witwerrente bisher noch nicht umgesetzt 
worden sind. Da in der Witwerrente 
Kindererziehungszeiten für zwei vor dem 
01.01.1992 geborene Kinder enthalten sind 
und am 30.06.2014 bereits ein Anspruch auf 
die Witwerrente bestand, erhält der Petent 
rückwirkend ab dem 01.07.2014 einen 
Zuschlag an persönlichen Entgeltpunkten für 
die Kindererziehung. Die Witwerrente ist daher 
bereits neu berechnet worden. Einen Bescheid 
hierüber hat der Petent zwischenzeitlich 
erhalten. Es ergibt sich nunmehr ein 
monatlicher Zahlbetrag der Witwerrente in 
Höhe von 18,02 Euro. Aufgrund der geringen 
Höhe wird die Rente jedoch nur vierteljährig 
ausgezahlt. 
 
 
16-P-2016-13547-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe von 
Herrn R. geprüft. Er sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Entsprechend den verfassungsrechtlichen 
Vorgaben des Grundgesetzes und der 
Landesverfassung ist die Landesregierung 
(Ministerium für Schule und Weiterbildung) 
verpflichtet, die Durchführung des 
Religionsunterrichts in Übereinstimmung mit 
der Lehre und den Anforderungen der 
jeweiligen Kirche an den Schulen in Nordrhein-
Westfalen sicherzustellen. 
 
Diese bezieht auch den nichtchristlichen 
Religionsunterricht, wie den Jüdischen und 
den islamischen Religionsunterricht, ein. Dabei 
haben die Schülerinnen und Schüler auch die 
Gelegenheit, altersgerecht andere Religionen - 
auch fernöstliche Religionen - kennen und für 
sich bewerten zu lernen. 
 
 
16-P-2016-13549-00 
Rentenversicherung 
 
 
Die Geschäftsführung der Deutschen 
Rentenversicherung Rheinland bedauert die 
Verfahrensverzögerungen und die dem 
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Petenten entstandenen Unannehmlichkeiten. 
Sie hat ihn daher um Entschuldigung gebeten. 
 
Eine Leistung zur medizinischen Rehabilitation 
ist dem Petenten zwischenzeitlich bewilligt und 
seiner Petition damit entsprochen worden. 
 
 
16-P-2016-13550-00 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Die Einbürgerung der Petenten ist derzeit nicht 
möglich, da noch offene Identitätsfragen zu 
klären sind. Für eine Einbürgerung nach dem 
Staatsangehörigkeitsgesetz wird u. a. 
vorausgesetzt, dass die Identität und die 
Staatsangehörigkeit des Einbürgerungs-
bewerbers/der Einbürgerungsbewerberin 
geklärt sind. 
 
Im Rahmen des Einbürgerungsverfahrens hat 
ein Bewerber u. a. Angaben zum 
Personenstand und zur Staatsangehörigkeit zu 
machen und diese durch entsprechende 
Urkunden nachzuweisen. Bei dem Erfordernis 
der Identitätsklärung handelt es sich um eine 
ungeschriebene Einbürgerungsvoraussetzung. 
Es muss Gewissheit darüber bestehen, dass 
ein Einbürgerungsbewerber diejenige Person 
ist, für die er sich ausgibt. 
 
Über die deutsche Botschaft in Bagdad und 
das Bundesministerium des Innern übermittelt 
ist bekannt, dass die Antragsteller zur 
Beantragung eines Nationalpasses im Ausland 
bei den jeweiligen irakischen 
Auslandsvertretungen persönlich erscheinen 
und ihre ID-Card sowie den Staats-
angehörigkeitsausweis vorlegen müssen. Bei 
der Beantragung von irakischen 
Personalausweisen und irakischen 
Staatsangehörigkeitsausweisen ist grund-
sätzlich die persönliche Anwesenheit des 
Antragstellers im Irak erforderlich. Es ist jedoch 
auch möglich, einen Familienangehörigen im 
Irak zu bevollmächtigen, um für die 
Antragstellung bei der irakischen 
Staatsangehörigkeits- oder Aufenthalts-
behörde vorzusprechen. 
 
Im Rahmen des Einbürgerungsverfahrens 
wurde bekannt, dass der Petent bei der 
Anhörung durch das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge am 24.07.2008 angegeben 
hat, er könne seinen Staatsange-
hörigkeitsausweis, Personalausweis und 
Führerschein vorlegen. Aufgrund seiner 
Mitwirkungsverpflichtung im Einbürge-
rungsverfahren muss er das jetzt nachholen 
und unter Vorlage dieser Unterlagen beim 

irakischen Generalkonsulat vorstellig werden, 
um einen Pass zu beantragen. 
 
Dem Petenten kann daher nur empfohlen 
werden, im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht 
alle erforderlichen Anstrengungen zu 
unternehmen, um seine Identität 
nachzuweisen. Die Bemühungen sollte er auch 
gegenüber der Einbürgerungsbehörde 
dokumentieren. 
 
Für die Einbürgerung der Ehefrau des 
Petenten sowie der Kinder hat die 
Einbürgerungsbehörde die Echtheits-
bestätigung der irakischen Pässe durch das 
irakische Generalkonsulat gefordert. Diese 
Aufforderung der Einbürgerungsbehörde ist 
sachgerecht und angemessen. Zudem muss 
die Ehefrau des Petenten noch die für die 
Einbürgerung geforderten Sprachkenntnisse 
auf dem Niveau B 1 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens für Sprachen 
nachweisen. 
 
 
16-P-2016-13552-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Zur weiteren Information erhält Frau H. eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chefs der Staatskanzlei vom 15.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13560-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert und am 
14.07.2016 einen Erörterungstermin 
durchgeführt. 
 
Nach Ablehnung des Asylantrags als 
offensichtlich unbegründet ist der Petent 
vollziehbar ausreisepflichtig. Zielstaats-
bezogene Abschiebungsverbote wurden nicht 
festgestellt. Diese Entscheidungen wurden 
bereits verwaltungsgerichtlich überprüft. An 
diese Entscheidungen ist die 
Ausländerbehörde gemäß §§ 4, 42 des 
Asylverfahrensgesetzes gebunden. 
 
Asylverfahrensunabhängige Aufenthalts-
erlaubnisse aus humanitären Gründen kann 
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der Petent bereits aufgrund des nur kurzen 
Aufenthalts im Bundesgebiet nicht erhalten. 
 
Staatsangehörige u. a. aus dem Kosovo haben 
durch § 26 Abs. 2 der Verordnung über die 
Beschäftigung von Ausländerinnen und 
Ausländern grundsätzlich die Möglichkeit, im 
Heimatland in den Jahren 2016 - 2020 bei der 
deutschen Auslandsvertretung ein Visum zur 
Ausübung einer Beschäftigung im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zu beantragen. 
Der Petent kann sich bei der 
Ausländerbehörde vor Ort zu dieser 
Möglichkeit beraten lassen. 
 
Am 07.07.2016 hat der Bundestag das 
Integrationsgesetz verabschiedet. Nach dem 
Entwurf dieses Integrationsgesetzes besteht 
u. a. die Möglichkeit, für die Gesamtdauer 
einer qualifizierten Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder vergleichbar 
geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland 
eine Duldung zu erhalten. 
 
Nach Inkrafttreten des Gesetzes könnte dies 
eine zusätzliche Option für den Petenten 
darstellen. Zu den Vor- und Nachteilen der 
beiden Regelungen kann sich der Petent bei 
der Ausländerbehörde vor Ort beraten lassen. 
 
Die Ausländerbehörde hat zugesagt, bis zum 
Inkrafttreten des Integrationsgesetzes keine 
aufenthaltsbeenden Maßnahmen zu 
vollziehen, um dem Petenten diese 
möglicherweise bestehende Option 
offenzuhalten. Dies ist als ausgesprochen 
großzügig zu bewerten. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-13563-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalte 
unterrichtet. Er sieht darüber hinaus keinen 
Anlass zu Maßnahmen. 
 
Der Ausschuss hat dabei von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen das auf eine 
Strafanzeige des Petenten hin eingeleitete 
Ermittlungsverfahren bei der Staatsan-
waltschaft mit Zustimmung des Amtsgerichts 
nach § 153 Abs. 1 der Strafprozessordnung 
eingestellt worden ist. 
 
Mangels zureichender tatsächlicher Anhalts-
punkte für ein strafbares Verhalten besteht 

kein Anlass, aufgrund des Vorbringens des 
Petenten mit der Petition gegen den 
Oberbürgermeister der Stadt ein 
Ermittlungsverfahren einzuleiten. 
 
Das staatsanwaltschaftliche Vorgehen 
entspricht der Rechtslage und ist nicht zu 
beanstanden. 
 
 
16-P-2016-13568-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die vorgetragenen Argumente unterrichtet. Er 
sieht aktuell keine Möglichkeit, dem Anliegen 
der Petentin zum Erfolg zu verhelfen.  
 
Die in dieser Angelegenheit erfolgten 
gerichtlichen Entscheidungen des 
Familiengerichts zur Übertragung des 
Sorgerechts auf das städtische Jugendamt 
kann der Petitionsausschuss wegen der in 
Artikel 97 Grundgesetz gewährten 
Unabhängigkeit von Richterinnen und Richtern 
nicht überprüfen, abändern oder aufheben. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann.  
 
Ein Verstoß gegen kinder- und 
jugendhilferechtliche oder familiengerichtliche 
Vorgaben konnte hier nicht festgestellt werden. 
Es ist vielmehr zu bestätigen, dass das dort 
praktizierte Vorgehen zum Schutz des 
Kindeswohls erforderlich war. Das Jugendamt 
bzw. der Vormund des Kindes regelten den 
weiteren Verbleib des Jungen und die zu 
seinem Wohl erforderlichen Maßnahmen, 
insbesondere den Aufenthalt und die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Der Petentin wird empfohlen, den Dialog mit 
dem Jugendamt wieder aufzunehmen, so dass 
eine einvernehmliche Besuchsregelung 
zwischen Mutter und Sohn verabredet werden 
kann. 
 
Ferner wird der Petentin im Interesse ihres 
Kindes und um Eskalationen zu vermeiden 
angeraten, despektierliche Äußerungen in den 
sozialen Netzwerken über das städtische 
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Jugendamt und die verschiedenen 
Einrichtungen der Jugendhilfe zu unterlassen.  
 
Sollte es nicht zu einer akzeptablen Lösung 
kommen, hat die Petentin auch weiterhin die 
Möglichkeit, ihr Anliegen durch das 
Familiengericht klären zu lassen. 
 
 
16-P-2016-13574-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage fest, dass alle 
Familienmitglieder nach bestandskräftig 
abgelehnten Asylverfahren vollziehbar 
ausreisepflichtig sind. An die Entscheidungen 
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
und des Verwaltungsgerichts ist die 
Ausländerbehörde nach den Vorschriften des 
Asylgesetzes gebunden. Im Übrigen liegen die 
Voraussetzungen für ein asylverfahrens-
unabhängiges Aufenthaltsrecht nicht vor.  
 
Die Härtefallkommission wird allerdings die 
Ausländerbehörde entsprechend der 
Vorschriften im Aufenthaltsgesetz in 
Verbindung mit den Vorgaben aus der 
Härtefallkommissionsverordnung ersuchen, 
eine Aufenthaltserlaubnis abweichend von den 
im Aufenthaltsgesetz festgelegten Erteilungs- 
und Verlängerungsvoraussetzungen für einen 
Aufenthaltstitel zu erteilen. Der Petitions-
ausschuss empfiehlt der Ausländerbehörde, 
dem Ersuchen der Härtefallkommission zu 
folgen und den Petenten einen Aufenthalt nach 
§ 23a des Aufenthaltsgesetzes zu erteilen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Inneres 
und Kommunales) wird gebeten, dem 
Petitionsausschuss über den Ausgang des 
Verfahrens zu berichten. 
 
 
16-P-2016-13590-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 

dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann.  
 
Ein Verstoß gegen geltende kinder- und 
jugendhilferechtliche oder familiengerichtliche 
Vorgaben konnte nicht festgestellt werden. 
 
 
16-P-2016-13594-00 
Tierschutz 
 
 
Die Gesetzeslage im Bürgerlichen Gesetzbuch 
(BGB) geht bereits jetzt davon aus, dass Tiere 
keine Sachen sind. Insofern ist dem Anliegen 
der Petentin entsprochen. 
 
Unabhängig davon ist der Landtag NRW 
aufgrund der konkurrierenden 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes und 
der bundesrechtlichen Regelung des 
bürgerlichen Rechts nicht in der Lage, selbst 
eine Änderung des BGB vorzunehmen.  
 
Soweit es der Petentin um ein Verbot der 
Tötung männlicher Eintagsküken geht, weist 
der Petitionsausschuss darauf hin, dass eine 
Bundesratsinitiative zur Aufnahme dieses 
Verbots in das Tierschutzgesetz 
(Bundesgesetz) bereits dem Deutschen 
Bundestag vorliegt. Die Petition wird daher 
zuständigkeitshalber dem Deutschen 
Bundestag überwiesen. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
vom 03.06.2016.   
 
 
16-P-2016-13603-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen der Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann.  
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Ein Verstoß gegen geltende kinder- und 
jugendhilferechtliche oder familiengerichtliche 
Vorgaben konnte nicht festgestellt werden. 
Nachdem die Eltern die Gewährung von Hilfe 
zur Erziehung im Haushalt des Petenten 
beantragt haben, wurde das für eine 
qualifizierte Antragbescheidung notwendige 
Überprüfungsverfahren eingeleitet. Bereits zu 
Beginn des Überprüfungsverfahrens hat das 
Jugendamt den Petenten und seine Frau in die 
Beratungen einbezogen und auf ihre 
notwendige Mitwirkung hingewiesen. 
 
Eine zum Nachteil des Petenten irreführende 
Verfahrensweise konnte nicht festgestellt 
werden. 
 
 
16-P-2016-13606-00 
Geld- und Kreditwesen 
 
 
Der Petent beklagt, dass eine Initiative von 
Einzelhändlern seiner Stadt darauf abziele, die 
Rechnungssumme auf Fünf-Cent-Beträge auf- 
oder abzurunden. 
 
Voraussetzung für ein Auf- oder Abrunden 
durch einen Einzelhändler ist, dass ein Kunde 
einverstanden ist. Der Kunde kann einer Auf- 
oder Abrundung zustimmen oder weiterhin mit 
Ein- und Zwei-Cent-Münzen bezahlen. Die 
Interessen der Bürger bleiben gewahrt. Eine 
Abschaffung der Ein- und Zwei-Cent-Münzen 
ist im Übrigen nicht vorgesehen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-13611-00 
Gewerbeaufsicht; Gewerberecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet.  
 
Die Verwendung eines Kartenbezahlsystems 
in Diskotheken bewegt sich im Rahmen der 
Gewerbe- und Vertragsfreiheit und ist damit 
rechtlich nicht zu beanstanden. 
 
Letztlich bleibt es dem Besucher überlassen, 
ob er eine Diskothek mit entsprechendem 
Bezahlsystem aufsucht oder ob er auf andere 
Betriebe ausweicht. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Wirtschaft, 
Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk 
vom 10.06.2016. 

16-P-2016-13612-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. Er sieht keinen Anlass 
zu Maßnahmen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Finanzministeriums vom 
20.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13661-00 
Waffenrecht 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Im Zuge eines eingeleiteten 
Ermittlungsverfahrens wurde die freiwillig 
herausgegebene Luftdruckpistole des 
Petenten sichergestellt. Bei der 
waffenrechtlichen Überprüfung wurde durch 
die Kreispolizeibehörde festgestellt, dass der 
Besitz der Waffe frei, ein Führen jedoch 
erlaubnispflichtig sei. Eine entsprechende 
Erlaubnis („kleiner Waffenschein") konnte der 
Petent nicht vorweisen. 
 
Mit dem Petenten wurde durch Bedienstete 
der Kreispolizeibehörde persönlich 
Rücksprache genommen. Hierbei wurden ihm 
das polizeiliche Vorgehen sowie die 
getroffenen Maßnahmen detailliert erläutert. Im 
Nachgang zu diesem Gespräch wurden die 
Anordnungsvoraussetzungen für eine 
erkennungsdienstliche Behandlung nach den 
Bestimmungen der Strafprozessordnung im 
Hinblick auf eine mögliche 
Wiederholungsgefahr ergänzend bewertet und 
im Ergebnis verneint. Die 
erkennungsdienstlichen Unterlagen wurden 
insoweit am 20.04.2016 vernichtet und der 
Petent über die Löschung der Unterlagen 
schriftlich informiert. 
 
Nach Prüfung und Bewertung der Petition 
gelangt der Petitionsausschuss zu dem 
Ergebnis, dass die Aufgabenwahrnehmung der 
Kreispolizeibehörde sachgerecht erfolgte. 
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16-P-2016-13664-00 
Kommunalabgaben 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 
21.06.2016. 
 
Im Übrigen wird darauf verwiesen, dass die 
Petentin die Möglichkeit hat, die Wohnung in 
Essen als Hauptwohnsitz anzumelden. 
 
 
16-P-2016-13669-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er hat zur Kenntnis genommen, 
dass die Petentin in der Zwischenzeit Klage 
vor dem Verwaltungsgericht erhoben hat. 
 
Dem Ausschuss ist es aufgrund der durch 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleisteten 
richterlichen Unabhängigkeit verwehrt, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. Entscheidungen der 
Gerichte können nur nach den Bestimmungen 
der jeweiligen Prozessordnung durch die 
nächsthöhere gerichtliche Instanz überprüft 
werden. Ist der Instanzenzug ausgeschöpft, 
muss das Ergebnis hingenommen werden. 
 
Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Inneres und Kommunales), 
ihm über den Ausgang des Verfahrens zu 
berichten. 
 
 
16-P-2016-13672-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet.  
 
Die Petition ist begründet. Nach § 4 Abs. 1 des 
Informationsfreiheitsgesetzes NRW haben 
natürliche Personen Anspruch auf Zugang zu 
vorhandenen amtlichen Informationen. Das 
Schreiben des Petenten vom 03.10.2015 
wurde seitens der Stadt versehentlich nicht 
beantwortet. Der Ausschuss hat zur Kenntnis 

genommen, dass dem Petenten in der 
Zwischenzeit die verspätete Antwort auf sein 
Schreiben übersandt worden ist. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales vom 20.06.2016.  
 
 
16-P-2016-13680-00 
Denkmalpflege 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage fest, dass es sich bei 
den von der Petentin genannten Gebäuden 
nicht um Denkmäler im Sinne des nordrhein-
westfälischen Denkmalschutzgesetzes 
handelt. Außerdem führt eine mögliche 
Einstufung als erhaltenswerte Bausubstanz 
nicht zu einer Erhaltungsverpflichtung seitens 
des Eigentümers, in diesem Fall der Stadt 
Höxter.  
 
Es steht der Stadt frei, im Rahmen der 
einschlägigen planungs- und baurechtlichen 
Vorschriften die Flächen zu beplanen und 
entsprechend neu zu bebauen. Ein 
Fehlverhalten der Behörden kann nicht 
festgestellt werden. Daher sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition weiter tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13682-00 
Erschließung 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
 
Das Vorgehen der Stadt, eine erneute 
Entscheidung über die Aufhebung des 
Erschließungsbeitragsbescheids der Petentin 
auf der Grundlage des 
verwaltungsgerichtlichen Vergleichs vom 
17.01.2012 abzulehnen, ist nicht zu 
beanstanden, da die Voraussetzungen des 
Vergleichs nicht erfüllt sind. Das parallele 
Klageverfahren der Nachbarn hat nicht 
ergeben, dass die in Rede stehende 
Erschließungsanlage als „altvorhanden" 
anzusehen ist. 
 
Auch aus anderen Gründen ist ein 
Rechtsanspruch der Petentin auf Aufhebung 
des bestandskräftigen Bescheids gegen die 
Stadt nicht ersichtlich. Die Gemeinde hat nach 
pflichtgemäßem Ermessen darüber zu 
befinden, ob sie einen unanfechtbar 
gewordenen Verwaltungsakt, dessen 
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Fehlerhaftigkeit sich nachträglich 
herausgestellt hat, zurücknimmt oder nicht. 
Eine Gemeinde kann sich dabei grundsätzlich 
ermessensfehlerfrei vorrangig für das Prinzip 
der Rechtssicherheit (Bestandskraft des 
Verwaltungsakts) gegenüber dem Prinzip der 
materiellen Gerechtigkeit entscheiden. Ein 
Anspruch auf Rücknahme ist dann 
ausnahmsweise gegeben, wenn das 
Ermessen der Gemeinde aufgrund der 
besonderen Umstände des Einzelfalls auf Null 
reduziert ist. Das Ermessen reduziert sich nur 
dann auf eine Pflicht zur Rücknahme, wenn 
die Aufrechterhaltung des Bescheids 
schlechthin unerträglich wäre oder Umstände 
gegeben sind, die die Berufung der Behörde 
auf die Unanfechtbarkeit des Bescheids als 
einen Verstoß gegen die guten Sitten oder 
gegen Treu und Glauben erscheinen lassen. 
Anhaltspunkte hierfür sind jedoch nicht 
ersichtlich. 
 
Die Petentin, die seinerzeit (anders als ihre 
Nachbarn) keine Rechtsmittel gegen den 
Erschließungsbeitragsbescheid eingelegt hatte 
und diesen damit hat bestandskräftig werden 
lassen, steht damit gleich mit allen weiteren 
Grundstückseigentümern, die keine 
Rechtsmittel eingelegt hatten. 
 
 
16-P-2016-13687-00 
Einkommensteuer 
Gewerbesteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass sich das 
Anliegen des Petenten in der Zwischenzeit 
durch Zahlung der Abgabenforderung erledigt 
hat. 
 
 
16-P-2016-13729-00 
Denkmalpflege 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage fest, dass es sich bei 
den von der Petentin genannten Gebäuden 
nicht um Denkmäler im Sinne des nordrhein-
westfälischen Denkmalschutzgesetzes 
handelt. Außerdem führt eine mögliche 
Einstufung als erhaltenswerte Bausubstanz 
nicht zu einer Erhaltungsverpflichtung seitens 
des Eigentümers, in diesem Fall der Stadt 
Höxter.  
 

Es steht der Stadt frei, im Rahmen der 
einschlägigen planungs- und baurechtlichen 
Vorschriften die Flächen zu beplanen und 
entsprechend neu zu bebauen. Ein 
Fehlverhalten der Behörden kann nicht 
festgestellt werden. Daher sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition weiter tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13754-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. 
 
Mängel in der Bearbeitung des Falls durch die 
zuständige Bezirksregierung konnten nicht 
festgestellt werden.  
 
Dem Ausschuss ist es aufgrund der durch 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleisteten 
richterlichen Unabhängigkeit verwehrt, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. Entscheidungen der 
Gerichte können nur nach den Bestimmungen 
der jeweiligen Prozessordnung durch die 
nächsthöhere gerichtliche Instanz überprüft 
werden. Ist der Instanzenzug ausgeschöpft, 
muss das Ergebnis hingenommen werden. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass die Rechte des Petenten durch das 
verwaltungsgerichtliche Verfahren, dessen 
Ausgang abzuwarten bleibt, gewahrt werden. 
 
Er bittet die Landesregierung (Ministerium für 
Schule und Weiterbildung) ihm über den 
Ausgang des Verfahrens zu berichten. 
 
 
16-P-2016-13755-00 
Sozialhilfe 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-13756-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die aufgrund der Petition vorgenommene 
Überprüfung des Sachverhalts hat ergeben, 
dass die zuständige Fallmanagerin beim 
Jobcenter Wuppertal gegenüber dem Petenten 
im Rahmen eines Beratungsgesprächs keine 
persönliche Beleidigung vorgenommen oder 
ein herabwürdigendes Verhalten einge-
nommen hat.  
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Aufgabe von Integrationskräften, insbesondere 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Fallmanagement ist es, Leistungsberechtigte 
in den Arbeitsmarkt zu integrieren oder diese 
zumindest wieder an den Arbeitsmarkt 
heranzuführen.  
 
Im Nachgang zu dem Gespräch und unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes des 
Forderns gemäß der Vorschriften im Zweiten 
Buch des Sozialgesetzbuchs hat die 
Fallmanagerin eine 
Eingliederungsvereinbarung erstellt, die den 
Petenten zur Teilnahme an der 
Arbeitsgelegenheit verpflichtet. Diese 
Maßnahme hat der Petent inzwischen auch 
begonnen.  
 
Die Vorgehensweise der Mitarbeiterin des 
Jobcenters ist nicht zu beanstanden. Der 
Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Integration und Soziales) Maßnahmen zu 
empfehlen.  
 
 
16-P-2016-13759-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. 
 
Er stellt fest, dass die ausgeführten 
Anordnungen der Stadt hinsichtlich der 
Kennzeichnung des in Rede stehenden 
Radwegs nicht zu beanstanden sind.  
 
Er verweist auf die Stellungnahme des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 
21.06.2016, von der der Petent eine Kopie 
erhält. 
 
 
16-P-2016-13777-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten unterrichtet. Er stellt 
fest, dass der Petent beim Landeskriminalamt 
(LKA) weder als Beschuldigter, noch als 
Zeuge, Hinweisgeber oder sonstige Person 
bekannt ist. 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass die bisherigen 
Überprüfungen keine Anhaltspunkte für eine 
pflichtwidrige Aufgabenerfüllung durch das 
LKA ergeben haben. 
 

Es besteht somit kein Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-13802-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet und einen 
Bericht der Landesregierung (Ministerium für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter – 
MGEPA) angefordert. 
 
Der Ausschuss hat von den Gründen, aus 
denen dem Anliegen des Petenten nicht 
entsprochen werden kann, Kenntnis 
genommen. Einen Anlass zu Maßnahmen 
sieht er nicht.  
  
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MGEPA vom 18.05.2016. 
 
 
16-P-2016-13804-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert. Er hat einen 
Erörterungstermin unter Beteiligung des 
Petenten, des Ministeriums für Schule und 
Weiterbildung (MSW) sowie Vertretern der 
Bezirksregierung durchgeführt. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (MSW), im nachgeordneten 
Bereich darauf hinzuwirken, dass der Petent 
nach Wiederherstellung seiner Dienstfähigkeit 
in seinen Kernfächern zukünftig regelmäßig 
und angemessen unterrichten kann. Nach 
einer angemessenen Eingewöhnungsphase 
soll ein Fachberater der Bezirksregierung 
Unterrichtsbesuche bei dem Petenten 
durchführen. Diese sollen in den Fächern 
Deutsch und Sport erfolgen und von einer 
Person durchgeführt werden, die im bisherigen 
Verfahren nicht involviert war. Abhängig von 
dem Ergebnis dieser Unterrichtsbesuche wird 
die Landesregierung (MSW) dafür Sorge 
tragen, dass der Petent erneut dienstlich 
beurteilt wird. Sofern die Eindrücke des 
Fachberaters der Bezirksregierung aus den 
Unterrichtsbesuchen von der bisherigen 
dienstlichen Bewertung über ein vertretbares 
Maß hinaus abweichen, wird die 
Landesregierung (MSW) darauf hinwirken, 
dass eine entsprechende dienstliche Weisung 
an den Beurteiler hinsichtlich des Teils der 
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Bewertung ergeht, der sich auf die Bewertung 
des Unterrichts des Petenten bezieht.  
 
Die Landesregierung (MSW) wird gebeten, 
über den Ausgang dieses Verfahrens zu 
berichten. 
 
 
16-P-2016-13822-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petenten reisten im Juli 2014 in das 
Bundesgebiet ein. Die Asylanträge wurden 
jeweils mit Bescheiden des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) als 
offensichtlich unbegründet abgelehnt. Nach 
Klagerücknahme wurde das Gerichtsverfahren 
mit Beschluss des Verwaltungsgerichts 
eingestellt. Auch die Asylfolgeanträge lehnte 
das BAMF ab. Alle Mitglieder der Familie sind 
somit vollziehbar ausreisepflichtig. 
 
Soweit die Petition sich auf die 
Geltendmachung zielstaatsbezogener 
Abschiebehindernisse stützt, waren diese 
schon Gegenstand der abgeschlossenen 
Asylverfahren. 
 
Ein asylverfahrensunabhängiges Aufenthalts-
recht können die Petenten nicht erhalten, da 
die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. 
 
Am 25.06.2016 sind die Petenten ihrer 
Ausreiseverpflichtung freiwillig nachgekommen 
und sind unter Inanspruchnahme von IOM-
Mitteln in ihr Heimatland zurückgekehrt. 
 
 
16-P-2016-13823-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage fest, dass die 
Entscheidung des Jobcenters Köln, dem 
Petenten ab dem 01.06.2016 nur noch die 
angemessenen Wohnungskosten zu 
gewähren, nicht zu beanstanden ist.   
 
Das Jobcenter hat vor dem Hintergrund von 
unangemessen hohen Wohnungskosten des 
Petenten ein Kostensenkungsverfahren nach § 
22 Abs. 1 des Zweiten Buchs des 
Sozialgesetzbuchs (SGB II) durchgeführt und 
erstattet ab dem 01.06.2016 im Rahmen der 
Gewährung von Leistungen nach dem SGB II 
nur noch die angemessene Höhe der 
Unterkunftskosten.  
 

Der Petent wurde bereits im Jahr 2010 vom 
Jobcenter auf das Problem der unangemessen 
hohen Wohnungskosten hingewiesen. Durch 
Einschalten des Fachdienstes zur Senkung 
der Kosten der Unterkunft bei der Fachstelle 
Wohnen der Stadt Köln und durch Kooperation 
mit dem örtlichen Wohnungsamt hat das 
Jobcenter dem Petenten hinreichende 
Unterstützungs- und Beratungsangebote 
unterbreitet.  
 
Es liegt in der Verantwortung des Petenten, 
die Empfehlungen des Fachdienstes zur 
Senkung der Kosten der Unterkunft bei der 
Fachstelle Wohnen der Stadt Köln 
anzunehmen und aktiv umzusetzen.  
 
 
16-P-2016-13829-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Bearbeitung von Steuererklärungen erfolgt 
in den Finanzämtern des Landes Nordrhein-
Westfalen ohne Unterscheidung, ob ein 
Erstattungs- oder Nachzahlungsfall vorliegt, 
grundsätzlich nach dem Datum des 
Erklärungseingangs. Ziel der Finanzverwaltung 
ist es, die Bearbeitungsdauer im Rahmen der 
vorhandenen Kapazitäten so gering wie 
möglich zu halten. Da die 
Einkommensteuererklärungen geballt in den 
Monaten Februar bis Juli eingehen, der 
Personalbestand in den Finanzämtern aber auf 
eine Erledigung des Aufgabenbestands in 
einem Jahresturnus angelegt ist, kommt es in 
der ersten Jahreshälfte zwangsläufig zu einer 
längeren Bearbeitungsdauer. Hinzu kommt, 
dass die rechtliche Würdigung 
unterschiedlicher Sachverhalte und 
Fallkonstellationen auch unterschiedlichen 
Bearbeitungsaufwand erfordert. 
 
Nach den Ergebnissen des 
verwaltungsinternen Controllings betragen die 
aktuellen Bearbeitungszeiten in den 
Finanzämtern fünf Wochen bis sechs Monate. 
Hierin enthalten sind ebenfalls Urlaubs- und 
Krankheitszeiten der Bearbeiter/Bear-
beiterinnen. 
 
Auch in dem betroffenen Finanzamt liegt die 
durchschnittliche Bearbeitungszeit in diesem 
Rahmen. Der Petent wurde bei Abgabe der 
Steuererklärung auf die durchschnittlichen 
Bearbeitungszeiten und die zu diesem 
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Zeitpunkt aktuelle Erkrankung der für ihn 
zuständigen Sachbearbeiterin hingewiesen. 
Trotz der krankheitsbedingten Abwesenheit 
liegt auch der für den Petenten zuständige 
Veranlagungsbezirk im durchschnittlichen 
Rahmen der Bearbeitungszeit. Aufgrund des 
aktuellen Bearbeitungsstands ist von einer 
kurzfristigen Bearbeitung der Steuererklärung 
des Petenten auszugehen. 
 
 
16-P-2016-13834-00 
Lehrerzuweisungsverfahren 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petenten geprüft. Er sieht keine Möglichkeit, 
dem Anliegen der Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Die Entscheidung der Bezirksregierung 
entspricht der Rechtslage und ist nicht zu 
beanstanden. 
 
Die Petenten erhalten zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Schule und Weiterbildung vom 
29.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13841-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Ein Anlass, der 
Landesregierung (Ministerpräsidentin) 
Maßnahmen zu empfehlen, hat sich nicht 
ergeben. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chefs der Staatskanzlei vom 04.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13850-00 
Körperschaftsteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Entscheidungen der Finanzbehörde 
entsprechen der Rechtslage und sind daher 
nicht zu beanstanden. 
 

Die Petentin erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 17.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13875-00 
Berufsständische Versorgung 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, dem 
Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, auf die 
Verfahrensgestaltung der Gerichte Einfluss zu 
nehmen und ihre Entscheidungen zu 
überprüfen, zu ändern oder aufzuheben. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Finanz-
ministeriums vom 05.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13877-00 
Besoldung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach-und Rechtslage unterrichtet. 
 
Er hat von den Gründen, aus denen die vom 
Petenten gewünschte Änderung des 
Beihilferechts rechtlich nicht möglich ist, 
Kenntnis genommen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Finanzministeriums vom 
14.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13882-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Petenten reisten nach verschiedenen 
Voraufenthalten am 12.06.2014 erneut in das 
Bundesgebiet ein. Die Asylfolgeanträge 
wurden mit Bescheid des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) am 
01.09.2014 als offensichtlich unbegründet 
abgelehnt. Am 08.10.2014 lehnte das 
Verwaltungsgericht den Antrag auf 
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Eilrechtsschutz ab. Die ebenfalls eingereichte 
Klage entfaltet keine aufschiebende Wirkung; 
alle Familienmitglieder sind vollziehbar 
ausreisepflichtig. 
 
Soweit die Petition sich auf die 
Geltendmachung zielstaatsbezogener 
Abschiebehindernisse stützt, waren diese 
schon Gegenstand des Asylverfahrens und 
des Gerichtsverfahrens. An die 
Entscheidungen des BAMF und des 
Verwaltungsgerichts ist die Ausländerbehörde 
gebunden. 
 
Ein asylverfahrensunabhängiges Aufenthalts-
recht aus humanitären Gründen können die 
Betroffenen nicht erhalten, da die gesetzlichen 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Die 
Petenten werden nicht durch die 
Bleiberechtsregelungen begünstigt. Sie 
erfüllen bereits die zeitlichen Voraussetzungen 
der vorgesehenen Mindestaufenthaltsdauer 
nicht. Den Petenten ist es rechtlich sowie 
tatsächlich zuzumuten, in ihr Heimatland 
zurückzukehren und dort die familiäre 
Lebensgemeinschaft fortzuführen. Ein 
nachhaltiges schützenwertes Privatleben, 
durch das die Familienangehörigen zu 
„faktischen Inländern“ geworden sein könnten, 
ist nicht erkennbar. Auch eine wirtschaftliche 
Integration ist nicht erfolgt. Die Petenten 
beziehen öffentliche Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zur Sicherung 
des Lebensunterhalts. 
 
Ein Aufenthaltsrecht kann nicht aufgrund einer 
bestehenden Passlosigkeit hergleitet werden, 
da den Petenten Mitwirkungshandlungen bei 
der Passbeschaffung nicht nur möglich, 
sondern auch zumutbar sind. 
 
Auch die Härtefallkommission sah sich nicht in 
der Lage, eine Empfehlung oder ein Ersuchen 
für die Petenten abzugeben. 
 
Den Petenten wird empfohlen, freiwillig ihrer 
Ausreiseverpflichtung nachzukommen. 
Hinsichtlich der Erkrankung der Petentin würde 
die Ausländerbehörde im Rahmen 
aufenthaltsbeendender Maßnahmen die 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
angemessen berücksichtigen. 
 
 
16-P-2016-13887-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
des Petenten zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage geprüft.  
 

Mit Schreiben der Kreispolizeibehörde vom 
26.04.2016 wurde die Polizeidienstunfähigkeit 
des Petenten wegen einer nicht mehr 
vorliegenden gesundheitlichen Eignung 
festgestellt. Hiergegen hat der Petent Klage 
erhoben. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. Aus dem gleichen 
Grund ist die Einflussnahme auf gerichtliche 
Verfahren ausgeschlossen. 
 
Es kann dem Petenten nur empfohlen werden, 
den Ausgang des Verfahrens abzuwarten. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales), ihn über den weiteren Verlauf 
des gerichtlichen Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-13895-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert. 
 
Die minderjährige Petentin und ihre 
Familienangehörigen sind vollziehbar 
ausreisepflichtig. An die Entscheidungen des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) und des Verwaltungsgerichts ist die 
Ausländerbehörde gem. §§ 6, 42 des 
Asylgesetzes gebunden. 
 
Der Petitionsausschuss bedauert, der Petentin 
mitteilen zu müssen, dass unter keinem 
rechtlichen Gesichtspunkt die Erlangung des 
begehrten Aufenthaltstitels möglich erscheint. 
Auch die Voraussetzungen eines 
asylverfahrensunabhängigen Aufenthaltsrechts 
liegen nicht vor. 
 
Die Ausländerbehörde wird die Petentin und 
ihre Familie nochmals über die Möglichkeit zur 
freiwilligen Ausreise und die damit 
zusammenhängende Übernahme von 
Reisekosten informieren. Eine freiwillige 
Ausreise würde zudem verhindern, dass sich - 
was bei einer Abschiebung der Fall wäre - das 
Einreise- und Aufenthaltsverbot von 10 auf 30 
Monate verlängert. 
 
Nach der Sach- und Rechtslage erscheint ein 
Antrag an die Härtefallkommission aus Sicht 
des Petitionsausschusses nur geringe 
Erfolgsaussichten zu haben; gleichwohl weist 
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der Petitionsausschuss darauf hin, dass diese 
Möglichkeit besteht. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-13903-00 
Rentenversicherung 
 
 
Die Entscheidung der Deutschen 
Rentenversicherung Westfalen, dem Petenten 
mangels Vorliegen der medizinischen 
Voraussetzungen keine Rente wegen 
Erwerbsminderung zu gewähren, ist nach den 
vorliegenden ärztlichen Unterlagen auch im 
Vergleich zu den im anhängigen 
Klageverfahren durch das Sozialgericht 
Münster angeordneten Sachverständigen-
gutachten nicht zu beanstanden. 
 
Im sozialgerichtlichen Verfahren steht aktuell 
gemäß § 109 des Sozialgerichtsgesetzes noch 
eine Begutachtung des Petenten aus. 
 
Es bleibt daher abzuwarten, ob sich im 
weiteren Verlauf des sozialgerichtlichen 
Verfahrens, auf das der Petitionsausschuss 
wegen der im Grundgesetz verankerten 
richterlichen Unabhängigkeit keinen Einfluss 
nehmen kann, neue Aspekte ergeben, die eine 
andere Leistungsbeurteilung zulassen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Integration und Soziales), ihn zu gegebener 
Zeit über das Ergebnis der Begutachtung und 
den Ausgang des sozialgerichtlichen 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-13909-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die aufgrund der Petition vorgenommene 
Überprüfung des Sachverhalts hat ergeben, 
dass das Jobcenter Köln zu Recht zunächst 
die Zahlung der Kosten der Unterkunft 
verweigerte, da erhebliche Hinweise für ein 
Zusammenleben der Petentin mit ihrem 
geschiedenen Ehemann vorlagen. Der 
Sachverhalt wurde mit Hilfe des mit 
Zustimmung der Petentin hinzugezogenen 
Außendienstes des Jobcenters aufgeklärt. Die 
abschließende Bewertung der Situation wurde 
durch mangelnde Kooperation der Petentin 
verzögert. Mehrere Hausbesuche bei der 
Petentin waren erfolglos. Letztlich wurden mit 
Änderungsbescheid vom 03.05.2016 

rückwirkend zum 01.01.2016 für die Petentin 
vom Jobcenter die monatlichen 
Unterkunftskosten von 940,- Euro zusätzlich zu 
den bisherigen nach dem Zweiten Buch des 
Sozialgesetzbuchs bewilligt und damit dem 
Wunsch der Petentin entsprochen.  
 
 
16-P-2016-13919-00 
Schulen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-13926-00 
Denkmalpflege 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage fest, dass es sich bei 
den von der Petentin genannten Gebäuden 
nicht um Denkmäler im Sinne des nordrhein-
westfälischen Denkmalschutzgesetzes 
handelt. Außerdem führt eine mögliche 
Einstufung als erhaltenswerte Bausubstanz 
nicht zu einer Erhaltungsverpflichtung seitens 
des Eigentümers, in diesem Fall der Stadt 
Höxter.  
 
Es steht der Stadt frei, im Rahmen der 
einschlägigen planungs- und baurechtlichen 
Vorschriften die Flächen zu beplanen und 
entsprechend neu zu bebauen. Ein 
Fehlverhalten der Behörden kann nicht 
festgestellt werden. Daher sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition weiter tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13931-00 
Abgabenordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Entscheidungen der Finanzbehörde 
entsprechen der Rechtslage und sind nicht zu 
beanstanden. 
 
Die Petenten erhalten zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 04.07.2016. 
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16-P-2016-13933-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich eingehend 
über die Hintergründe der Petition unterrichten 
lassen. Der zum 01.08.2016 gestellte 
Versetzungsantrag wurde von der 
Bezirksregierung wohlwollend geprüft. Es 
wurden zahlreiche Gespräche geführt. Die 
Abwägung der persönlichen Belange des 
Petenten mit den dienstlichen Interessen ist 
nicht zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), im nachgeordneten Bereich 
auf eine wohlwollende Prüfung des 
Versetzungsbegehrens zum 01.08.2017 
hinzuwirken. 
 
 
16-P-2016-13941-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Beschwerde über die Anstaltsverpflegung 
in der Justizvollzugsanstalt Werl wird als 
unbegründet zurückgewiesen. 
 
 
16-P-2016-13967-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information die 
Stellungnahme des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales vom 08.07.2016 sowie einen 
Aufsatz zu „Inhalt und Reichweite der 
Freistellungsregelungen für kommunale 
Mandatsträger nach den kommunal-
verfassungsrechtlichen Neuregelungen in 
NRW“. 
 
 
16-P-2016-14004-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Der sich im Strafvollzug 
befindende und an einer Neurofibromatose 
leidende Petent wendet sich mit seiner 
Eingabe gegen die Art und Weise der 
ärztlichen Behandlung seiner 
krankheitsbedingten Symptome. 
 
Hinsichtlich des anstaltsärztlichen Vorgehens 
in der Justizvollzugsanstalt Bielefeld-Senne 

weist das Verfahren zur Klärung der Frage der 
Kostentragung eines Akku-Austauschs bei 
dem vom Gefangenen genutzten Neuro-
Stimulator aus Sicht des Petitionsausschusses 
eine sehr lange Bearbeitungsdauer auf.  
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt der 
Landesregierung (Justizministerium), derartige 
Verfahren zukünftig zügiger zu betreiben. 
 
Die Vorwürfe hinsichtlich eines an einem 
Herzinfarkt verstorbenen Patienten haben sich 
nicht bestätigt. Der Petitionsausschuss 
betrachtet sie daher als haltlos.  
 
 
16-P-2016-14047-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
Petition befasst. 
 
Er hat sich davon überzeugt, dass die 
Justizvollzugsanstalt die medizinische 
Versorgung des Petenten sicherstellt. Ein 
erneuter Termin für die Vorstellung in der 
plastischen Chirurgie im Klinikum 
Bergmannsheil in Bochum wurde dem 
Petenten angeboten. 
 
Der Petent ist inzwischen wieder in Arbeit. 
Während der Zeit der unverschuldeten 
Nichtbeschäftigung erhielt er ein Taschengeld 
gemäß § 35 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen. Einen erhöhten 
Taschengeldsatz bei unverschuldeter 
Nichtbeschäftigung von mehr als sechs 
Monaten sieht die gesetzliche Regelung nicht 
vor. 
 
Zudem bleibt festzustellen, dass der Petent 
sich in der Vergangenheit an 
gruppentherapeutischen 
Behandlungsangeboten nicht interessiert 
gezeigt hat, obwohl auch in der letzten 
Vollzugsplanfortschreibung vom 03.12.2015 
der entsprechende Bedarf gesehen wurde. 
Grundsätzlich hat jeder Gefangene die 
Möglichkeit, an Behandlungsgruppen 
teilzunehmen. Der Petent sollte sich also 
erneut um Teilnahme an für ihn geeignete 
Gruppen bemühen. 
 
Insgesamt sieht der Ausschuss keinen Anlass, 
der Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
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16-P-2016-14090-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14100-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2016-14144-00 
Denkmalpflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. Vor Ort hat er sich 
ein Bild von dem Vorhaben der Petenten auf 
der einen Seite und den 
denkmalschutzrechtlichen Belangen auf der 
anderen Seite gemacht. 
 
Er anerkennt die Bemühungen der Petenten, 
das alte Apothekengebäude in der Innenstadt 
so gut wie möglich zu erhalten bzw. 
wiederherzustellen. Insbesondere hält er die 
Fassade zur Seite der Fußgängerzone für 
unbedingt erhaltens- und schützenswert. Auch 
die alte Treppe hält er grundsätzlich für 
schützenswert.  
 
Der Ausschuss erkennt aber auch die 
Notwendigkeit der Verpachtung des 
Erdgeschosses als Ladenlokal an einen 
solventen Pächter, um so die umfangreichen 
und dringend erforderlichen Sanierungs-
maßnahmen im gesamten Gebäude zu 
finanzieren. Der Petitionsausschuss ist davon 
überzeugt, dass die Sanierung des Gebäudes 
ohne Einnahmen nicht finanziert werden kann. 
Des Weiteren ist er davon überzeugt, dass ein 
geeigneter Pächter für das Ladenlokal nur 
gefunden werden kann, wenn dieses nicht 
durch die grundsätzlich schützenswerte, aber 
in Zukunft funktionslose Treppe in der Mitte 
des Gebäudes geteilt wird. Daher begrüßt er 

den Vorschlag des Bürgermeisters und der 
Unteren Denkmalbehörde sehr, wonach unter 
der Voraussetzung der Unzumutbarkeit der 
Erhaltung der Treppe bei nicht zu 
erwirtschaftenden Pachteinnahmen die alte 
Treppe zwar in ihrer Form erhalten aber an 
einen anderen Ort versetzt wird. Sie soll hinter 
Glas stehend, gut sichtbar, an den Rand des 
Ladenlokals verschoben werden. Auf die 
ursprüngliche Bedeutung soll mittels einer 
Tafel hingewiesen werden. Im Gegenzug ist 
die alte Fassade wieder vollständig 
herzustellen und zu erhalten. Auf die 
kleinteilige Aufteilung des Erdgeschosses kann 
verzichtet werden, so dass im Ergebnis ein 
großes und vom Eingang her gut zu 
überblickendes Ladenlokal entstehen kann. 
 
Der Ausschuss nimmt erfreut zur Kenntnis, 
dass ein neuer Antrag der Petenten auf 
denkmalrechtliche Erlaubnis zur Sanierung 
des Gebäudes unter Versetzung der Treppe 
unter Vorlage der entsprechenden 
Wirtschaftlichkeitsberechnung wohlwollend 
geprüft werden wird. Hinsichtlich eines 
aufzunehmenden Kredits weist er die Petenten 
auf eine mögliche Förderung angesichts des 
Denkmalschutzes durch die NRW-Bank hin. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr) um 
Mitteilung des neuen Sachstands spätestens 
zum 30.10.2016. 
 
 
16-P-2016-14172-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
Petition befasst. Er hat sich die Gründe für die 
bisherigen Entscheidungen der 
Justizvollzugsanstalt erläutern lassen. Der 
Ausschuss sieht keinen Anlass zu 
Beanstandungen. 
 
 
16-P-2016-14178-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
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Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 
Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 
 
Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 
Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 
für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 
Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 
werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 
stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 

Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 
Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-14181-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14191-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14192-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
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Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14193-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14194-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14195-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 

16-P-2016-14196-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14197-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14198-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14199-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
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des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14200-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14201-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen es zu 
Beschwerden über den verspäteten Beginn 
des Sports aufgrund der Neuorganisation der 
Methadonausgabe gekommen ist.  
 
Die Leitung der Justizvollzugsanstalt ist den 
Beschwerden nachgegangen und hat 
Maßnahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
sieht daher keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14234-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. Er sieht keinen Anlass zu 
weiteren Maßnahmen.  
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. 
 

Das zuständige Gericht gibt Auskunft, ob 
Anspruch auf Beratungs- und Verfahrens- bzw. 
Prozesskostenhilfe besteht. 
 
Soweit der Petent Akteneinsicht in die 
Petitionsakten des Landtags und damit auch in 
Stellungnahmen beteiligter Ministerien 
begehrt, wird darauf hingewiesen, dass ein 
Anspruch nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz (IFG NRW), 
wonach jede natürliche Person des 
Privatrechts Anspruch auf Zugang zu den bei 
einer Behörde vorhandenen Informationen hat, 
dem Petenten hier nicht zusteht. 
 
Für den Landtag gilt das IFG NRW gemäß § 2 
Absatz 2 des IFG NRW nur, soweit er 
Verwaltungsaufgaben wahrnimmt. Der 
Petitionsausschuss ist ein parlamentarisches 
Gremium und nimmt parlamentarische 
Aufgaben, also gerade keine 
Verwaltungsaufgaben wahr. Der spezifische 
Bereich der Wahrnehmung parlamentarischer 
Aufgaben durch den Petitionsausschuss stellt 
keine Verwaltungstätigkeit dar und bleibt daher 
vom Informationszugang ausgenommen. 
 
Ein Petent bzw. eine Petentin hat im 
Petitionsverfahren Anspruch darauf, dass die 
Petition entgegengenommen, geprüft und 
beschieden wird. Diese verfassungsmäßigen 
Rechte werden Herrn M. gewährt. Ein 
Anspruch auf eine bestimmte 
Beschlussfassung oder ein bestimmtes 
Tätigwerden des Parlaments im Sinne des 
Petenten bzw. der Petentin ist nicht 
vorgesehen. 
 
Das Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des 
Petitionsausschusses ist nicht möglich, 
insbesondere nicht vor einer 
Beschlussfassung durch den Ausschuss. Auch 
besteht kein Anspruch auf eine ständig 
wiederholte Befassung mit dem bereits 
vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
31.05.2016 verbleiben. 
 
 
16-P-2016-14388-00 
Beamtenrecht 
 
 
Das Finanzministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen hat angeboten, dass der Petent 
kurzfristig erneut durch einen Amtsarzt 
untersucht wird. Damit soll seine Eignung für 
die Einstellung für den Vorbereitungsdienst für 
die Laufbahn des gehobenen Dienstes noch 



Landtag Nordrhein Westfalen  16. Wahlperiode  Petitionsausschuss 63. Sitzung am 02.08.2016 43 

einmal überprüft werden. Der 
Petitionsausschuss sieht die Petition daher als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2016-14444-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 
Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 
 
Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 
Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 
für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 
Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 

werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 
stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 
Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 
Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-14635-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. Er sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Die Regelungen zur Festsetzung von 
Abweichungsprüfungen im Abitur sind aus 
Sicht des Petitionsausschusses sowohl fair als 
auch sachgerecht. Ein Bedarf für eine 
Änderung der bestehenden Regelungen wird 
als nicht erforderlich angesehen. 
 
Der Petent erhält zu seiner weiteren 
Information eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Schule und Weiterbildung vom 
13.06.2016. 
 
 
16-P-2016-14636-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
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der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 
Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 
 
Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 
Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 
für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 
Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 
werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 

stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 
Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 
Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-14938-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 
Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 
 
Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 



Landtag Nordrhein Westfalen  16. Wahlperiode  Petitionsausschuss 63. Sitzung am 02.08.2016 45 

Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 
für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 
Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 
werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 
stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 
Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 
Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-14972-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
 
 

16-P-2016-15007-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 
Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 
 
Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 
Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 
für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 
Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 
werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
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Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 
stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 
Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 
Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-15008-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 
Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 

Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 
Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 
für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 
Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 
werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 
stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 
Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 
Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
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16-P-2016-15088-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petition wird mit der Petition Nr. 16-P-
2016-15119-00 verbunden. 
 
 
16-P-2016-15094-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Hessischen Landtag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15116-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 
Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 
 
Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 
Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 

für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 
Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 
werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 
stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 
Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 
Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-15117-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 



Landtag Nordrhein Westfalen  16. Wahlperiode  Petitionsausschuss 63. Sitzung am 02.08.2016 48 

Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 
 
Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 
Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 
für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 
Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 
werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 
stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 
Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 

Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-15129-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv auseinander gesetzt. In 
einem gemeinsamen Gespräch mit dem 
Petenten und den beteiligten Behörden konnte 
er die einzelnen Argumente nachvollziehen. 
 
Er ist nach Auswertung des Gesprächs davon 
überzeugt, dass es im Rahmen der 
Abiturprüfung des Petenten zu einer 
nachhaltigen Störung der Prüfungsatmosphäre 
gekommen ist. Er erkennt, dass die 
Reaktionen einzelner Prüfungskandidaten im 
Vorhinein schwer vorherzusehen sind. Daher 
begrüßt er grundsätzlich die Bemühungen der 
Lehrer, die Atmosphäre soweit möglich 
aufzulockern. Er ist jedoch davon überzeugt, 
dass im Falle des Petenten die Bemühungen, 
die Aufregung zu lindern, fehlgeschlagen und 
ins Gegenteil umgeschlagen sind. Der Petent 
war nach übereinstimmender Einschätzung 
aller Beteiligten ein guter Schüler, der 
insbesondere im mündlichen Teil gute 
Leistungen gezeigt hat. In den Nachprüfungen 
zum Abitur, welche alle an einem Tag 
stattgefunden haben, hat es offenbar eine für 
den Petenten nachhaltige Störung gegeben, 
welche dazu führte, dass er sein Wissen und 
Können nicht wie gewohnt abrufen konnte.  
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt daher, dem 
Petenten eine Wiederholung der mündlichen 
Nachprüfung in allen drei Fächern 
zuzugestehen. Hierbei sollte selbstverständlich 
sein, dass eine andere Prüfungskommission 
gewählt wird als bei den Nachprüfungen. Der 
Petent sollte auf die Prüfungen in 
angemessener Weise in einem 
Beratungsgespräch vorbereitet werden.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung) um ergänzende Stellungnahme 
bis zum 10.10.2016. 
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16-P-2016-15131-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15132-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 
Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 
 
Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 
Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 
für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 

Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 
werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 
stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 
Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 
Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-15195-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
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Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15196-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der Petitions-
ausschuss keine Möglichkeit, Maßnahmen im 
Sinne der Petition zu empfehlen. Im Übrigen 
unterliegen verwaltungsgerichtliche Verfahren 
sowohl in Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungsrecht-
lich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15197-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der Petitions-
ausschuss keine Möglichkeit, Maßnahmen im 
Sinne der Petition zu empfehlen. Im Übrigen 
unterliegen verwaltungsgerichtliche Verfahren 
sowohl in Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungsrecht-
lich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2016-15198-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängig-keit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15199-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch Entscheidungs-
findung der verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
nach Artikel 97 des Grundgesetzes und 
können im Petitionsverfahren nicht überprüft 
werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
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16-P-2016-15200-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15201-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15202-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 

Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15203-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15204-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
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Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15205-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15247-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 

Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15248-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15249-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
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16-P-2016-15250-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15251-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15252-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 

Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15253-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15254-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
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Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15255-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Artikel 97 des 
Grundgesetzes und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15320-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Auseinandersetzungen um die Besetzung 
der Position der Schulleitung am G.-
Gymnasium beschäftigt. Er hat festgestellt, 
dass sowohl innerhalb der verschiedenen 
Gruppen der Schulgemeinde wie den Eltern 
der Schülerinnen und Schülern und dem 
Kollegium der Lehrerinnen und Lehrer starke 
Kommunikationsstörungen und zum Teil 
Konflikte bestehen. Auch zwischen diesen 
Gruppen, den verschiedenen Schulleitungen 
und weiteren am Schulleben Beteiligten gab es 
nicht bereinigte Kontroversen. Diese 
Auseinandersetzungen haben ihren Anfang 
bereits vor mehreren Jahren genommen. Dass 
diese Konfliktlagen einer speziellen 
Aufarbeitung nach dem Weggang der letzten 
Schulleiterin bedurft hätten, wurde in der 
Anhörung des Petitionsausschusses sehr 
deutlich. 

Der Petitionsausschuss hat sich sehr intensiv 
mit den unterschiedlichen Ausgangslagen 
beschäftigt und in der Anhörung die 
Einschätzung gewonnen, dass Verantwortung 
und Fürsorge für einzelne Beteiligte wie auch 
für die Schulgemeinde insgesamt Priorität 
haben müssen. Der Petitionsausschuss kommt 
deshalb zu folgender Beschlussfassung: 
 
Der Petitionsausschuss stellt anerkennend 
fest, dass allen Beteiligten der Schulfriede und 
der Ruf der Schule am Herzen liegt. Dies zeigt 
sich daran, dass die Auseinandersetzungen 
nicht in der Öffentlichkeit, beispielsweise über 
Presseberichterstattung, ausgetragen wurden. 
Stattdessen haben sich mehrere Beteiligte an 
den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Ausschuss bedankt sich bei allen 
Verfahrensbeteiligten für deren Vertrauen und 
den grundsätzlich wertschätzenden Umgang 
miteinander. Das ist die notwendige Grundlage 
für den anstehenden internen 
Schulentwicklungsprozess. In diesem Sinne 
bewertet der Ausschuss auch den offenen 
Brief der Elterngruppe vom 06.07.2016, der im 
Anschluss an die Anhörung kommuniziert 
worden ist. 
 
Der Ausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass die Konflikte am G.-Gymnasium zunächst 
im Wege eines Mediationsverfahrens 
aufgearbeitet und der Schulfrieden gesichert 
werden muss. Ziel der Mediation soll sein, das 
Vertrauensverhältnis innerhalb der 
verschiedenen Interessengruppen und auch 
zwischen diesen Gruppen wiederherzustellen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die 
Entscheidung der kommissarischen 
Schulleiterin Frau Dr. Z., das Angebot 
anzunehmen, die Leitung einer 
Koordinierungsgruppe für die Gründung eines 
neuen Gymnasiums sowie die Position als 
stellvertretende Schulleiterin an einem 
anderen Gymnasium wahrzunehmen. 
Aufgrund der auch im Petitionsverfahren 
immer wieder zur Sprache gekommenen 
herausragenden Leistungen von Frau Dr. Z. 
bei der Außendarstellung der Schule wird sie 
bereits jetzt gebeten, sich um die Position der 
dortigen Schulleitung zu bewerben. Eine 
Ausschreibung der Position der Schulleitung 
des neuen Gymnasiums soll in Kürze erfolgen. 
 
Das G.-Gymnasium wird zunächst durch einen 
erfahrenen Schulleiter kommissarisch geleitet. 
Nach dem Mediationsverfahren kann dann 
eine erneute Ausschreibung der Stelle 
erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
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Weiterbildung), ihn über den Fortgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-15371-00 
Kindergartenwesen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15375-00 
Vergabe von Studienplätzen 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Landtag von Baden-Württemberg überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15393-00 
Vollzug der Sicherungsverwahrung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen die 
Bediensteten der JVA dem Petenten das 
Paket erst am Montag ausgehändigt haben. 
 
Es gibt keinen Grund zu Beanstandungen. 
 
 
16-P-2016-15398-00 
Krankenversicherung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15416-00 
Post- und Fernmeldewesen 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an.  
 
 
 
16-P-2016-15434-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15475-00 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 

16-P-2016-15496-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15500-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Herr B. reicht Fachaufsichtsbeschwerde ein 
und beantragt die Eröffnung von 
Disziplinarverfahren. Der Eingabe ist ein 
Aktenkonvolut beigefügt, das sich auf 
verschiedene Sachverhalte bezieht. 
 
Es ist Herrn B. unbenommen, sich mit seinen 
Anliegen an die zuständigen 
Aufsichtsbehörden und Dienstvorgesetzten zu 
wenden. Der Petitionsausschuss sieht keinen 
Anlass zu Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-15502-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen.  
 
 
16-P-2016-15506-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2016-15524-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die Petition zur 
Kenntnis. 
 
Er stellt fest, dass es sich um eine wiederholte 
inhaltsgleiche Petition handelt und sieht nach 
wie vor keine Möglichkeit, dem Anliegen des 
Petenten zum Erfolg zu verhelfen. Es muss 
daher bei den Beschlüssen vom 22.06.2010 
und 15.03.2011 verbleiben. 
 
Weitere Eingaben dieser Art sind zwecklos und 
werden künftig nicht mehr beantwortet. 
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16-P-2016-15548-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15554-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert und kurzfristig 
einen Erörterungstermin durchgeführt. Er ist 
davon überzeugt, dass eine auf drei Jahre 
befristete länderübergreifende Abordnung der 
Petentin an eine Hochschule eines anderen 
Bundeslands insbesondere vor dem 
Hintergrund des Aktionsplans der 
Landesregierung „Eine Gesellschaft für alle – 
NRW inklusiv“ langfristig auch für das Land 
NRW vorteilhaft ist.  
 
Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Schule und Weiterbildung) 
daher, die Abordnung der Petentin zu 
ermöglichen. 
 
 
16-P-2016-15561-00 
Besoldung der Beamten 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15563-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15570-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten, soweit er Probleme im Rahmen der 
Bewilligung von Prozesskostenhilfe vorträgt, 
geprüft. Er sieht danach jedoch keine 
Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. Dies gilt auch für die 

Frage, ob Anspruch auf Beratungs- und 
Verfahrens- bzw. Prozesskostenhilfe besteht. 
 
 
16-P-2016-15580-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15581-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
Arbeitsförderung 
Sozialhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt erfreut zur 
Kenntnis, dass sich das Studieninstitut bereit 
erklärt hat, die Petentin ab dem 01.08.2016 
aufzunehmen und ihre praxisorientierte 
schulische Ausbildung zur 
Verwaltungsfachangestellten durchzuführen. 
 
 
16-P-2016-15586-00 
Rechtspflege 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. Er sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Der Sachverhalt war bereits Gegenstand 
mehrerer Petitionsverfahren, die die Mutter des 
Petenten eingereicht hatte und die 
Beschwerden wegen gerichtlicher 
Zwangsversteigerungsverfahren in den 
Grundbesitz des zwischenzeitlich verstorbenen 
Vaters des Petenten zum Gegenstand hatten. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. Das zuständige Gericht 
gibt Auskunft, ob Anspruch auf Beratungs- und 
Verfahrens- bzw. Prozesskostenhilfe besteht. 
 
Es muss im Übrigen bei den zu den Petitionen 
Nr. 14-P-2005-00564-00/01/02 ergangenen 
Beschlüssen vom 22.11.2005, 14.02.2006 und 
21.03.2006 verbleiben. 
 
 
16-P-2016-15596-00 
Hochschulen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
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16-P-2016-15600-00 
Rechtspflege 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten sowie die dieser zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage geprüft. Er sieht keine 
Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen, denn die Petition betrifft 
eine privatrechtliche Angelegenheit, in die der 
Petitionsausschuss nicht eingreifen kann. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. Entsprechendes gilt 
hinsichtlich der den Rechtspflegerinnen und 
Rechtspflegern durch das Rechtspflegergesetz 
garantierten sachlichen Unabhängigkeit. 
 
Da auch Rechtsauskünfte nicht erteilt werden 
dürfen, kann nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Gericht gibt Auskunft, ob Anspruch auf 
Beratungs- und Verfahrens- bzw. 
Prozesskostenhilfe besteht. 
 
 
16-P-2016-15608-00 
Eisenbahnwesen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15612-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Hinblick auf das abgeschlossene 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der verfassungs-
rechtlich garantierten Unabhängigkeit der 
Richterinnen und Richter nach Art. 97 GG und 
können im Petitionsverfahren nicht überprüft 
werden. 
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 

16-P-2016-15613-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Straßenverkehr 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15615-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15621-00 
Rechtspflege 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht darüber hinaus 
keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
Die von dem Petenten beklagten 
Verwaltungsakte waren bereits Gegenstand 
gerichtlicher Verfahren. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben.  
 
 
16-P-2016-15622-00 
Rechtspflege 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht keinen Anlass zu 
weiteren Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-15634-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15640-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
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16-P-2016-15651-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht gemäß § 97 Abs. 
4 Buchst. c der Geschäftsordnung des 
Landtags von einer sachlichen Prüfung der 
Petition ab. 
 
 
16-P-2016-15672-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine 
Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. 
 
Das zuständige Gericht gibt Auskunft, ob 
Anspruch auf Beratungs- und Verfahrens- bzw. 
Prozesskostenhilfe besteht. 
 
 
16-P-2016-15675-00 
Krankenversicherung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15678-00 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2016-15679-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15717-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keinen 
Anlass zu Maßnahmen. 
 

Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. 
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16-P-2014-07447-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage umfassend erörtert. Im Nachgang 
zu den Erörterungsterminen hat ein klärendes 
Gespräch zwischen der Petentin, dem 
Berichterstatter, Vertretern der 
Kreispolizeibehörde und Vertretern des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales 
stattgefunden. In diesem Gespräch konnten 
der Petentin die Umstände des Einzelfalls 
erläutert werden. Von Seiten der 
Polizeibehörde wurde eingeräumt, dass das 
Verhalten der Polizisten bei dem in Rede 
stehenden Polizeieinsatz im Einzelfall Anlass 
zur berechtigten Kritik gegeben habe. Aus 
diesem Grund seien Abläufe innerhalb der 
Kreispolizeibehörde überprüft und geändert 
worden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Inneres und Kommunales) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2014-08129-00 
Denkmalpflege 
 
 
Der Petent fordert die Eintragung des Auguste-
Victoria Stifts in Bad Lippspringe in die 
Denkmalliste. 
 
Seit Jahresende 2015 liegt ein Gutachten der 
Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur 
vom Landschaftsverband Westfalen-Lippe vor. 
Die Oberste Aufsichtsbehörde weist die Stadt 
darauf hin, die Unterschutzstellung 
umzusetzen.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr), ihm 
über die Ergebnisse zu berichten.  
 
 
16-P-2015-06473-01 
Sozialhilfe 
Pflegeversicherung 
 
 
Die Petition Nr. 16-P-2015-06473-01 wird mit 
der Petition Nr. 16-P-2015-11987-00 
verbunden. 
 
 
 
 
 
 

16-P-2015-09860-00 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert.  
Die Frage des Rechtsweges in Streitigkeiten 
nach dem Informationsfreiheitsgesetz des 
Landes Nordrhein-Westfalen (IFG NRW) wird 
von der Rechtsprechung nicht einheitlich 
beantwortet. Zudem sind Konstellationen, wie 
die der Petition zugrunde liegende, nach 
Mitteilung des Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit des 
Landes Nordrhein-Westfalen kein Einzelfall. 
Der Petitionsausschuss empfiehlt daher der 
Landesregierung (MIK), bei der erfolgenden 
Evaluation und Überarbeitung des IFG NRW 
im Gesetzentwurf die Aufnahme einer 
Rechtswegzuweisung in den Normtext 
vorzusehen. 
 
 
 
16-P-2015-10734-00 
Bauordnung 
 
 
Für die Errichtung einer Rampe gelten §§ 55 
Abs. 4 Sätze 4 bis 6 der Bauordnung 
Nordrhein-Westfalen (BauO NRW). In dieser 
Vorschrift ist eine Neigung einer Rampe von 
maximal 6 % vorgesehen. Demnach wäre es 
zulässig, Rampen auch mit einer geringeren 
Neigung als 6 % zu bauen, die dann jedoch 
deutlich länger werden.  
 
Die in dieser Vorschrift enthaltenen Angaben 
entsprechen den für Rampen geltenden 
allgemein anerkannten Regeln der Technik, 
wie sie auch in der inzwischen geltenden DIN-
Norm 18040-01 enthalten sind. Hiernach 
müssen Rampen leicht zu nutzen und 
verkehrssicher sein. Bei Einhaltung der 
nachfolgenden Anforderungen an 
Rampenläufe, Podeste, Radabweiser und 
Handläufer gilt dies auch als erreicht.   
 
Die Neigung von Rampenläufen darf maximal 
6 % betragen. Eine Querneigung ist 
unzulässig. Die Entwässerung der Podeste 
von im Freien liegenden Rampen ist 
sicherzustellen. Am Anfang und am Ende der 
Rampe ist eine Bewegungsfläche von 
mindestens 150 cm x 150 cm anzuordnen. Die 
nutzbare Laufbreite muss mindestens 120 cm 
betragen. Die einzelnen Rampenläufe dürfen 
höchstens 600 cm lang sein. Bei längeren 
Rampen und bei Richtungsänderungen sind 
Zwischenpodeste mit einer nutzbaren Länge 
von mindestens 150 cm erforderlich. In der 
Verlängerung einer Rampe darf keine 
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abwärtsführende Treppe angeordnet werden. 
Außerdem sind an Rampenläufen und –
podesten beidseitig in einer Höhe von 10 cm 
Radabweiser anzubringen. Sie sind nicht 
erforderlich, wenn die Rampen seitlich durch 
eine Wand begrenzt werden. Handläufe sind 
vorzusehen, wobei die Oberkanten der 
Handläufe in einer Höhe von 85 bis 90 cm 
über Oberkante Fertigfußboden der 
Rampenläufe und –podeste anzubringen sind. 
Diese müssen auch so gestaltet sein, dass sie 
griffsicher und gut umgreifbar sind und keine 
Verletzungsgefahr besteht.  

 
Bezogen auf das von dem Petenten 
angebrachte Beispiel wären zur Überbrückung 
eines Höhenunterschieds von 4,60 m folgende 
Rampenlängen möglich:  
 

1. Bei einer Neigung von 6 vom Hundert:  
4,60 m : 0,06 = 77 m Rampenlänge 
Je 6 m ist ein Podest erforderlich (= 12 
Podeste) zuzüglich zwei Podeste, 
jeweils ein Podest am Anfang und 
Ende = 14 Podeste 
1,50 m Länge je Podest (14 x 1,50 m) 
= 21 m Länge der Podeste 
77 m Rampenlänge + 21 m Länge der 
Podeste = 98 m Rampenlänge 
 

2. Bei einer Neigung von 4 vom Hundert:  
4,60 m : 0,04 = 115 m Rampenlänge 
Je 6 m ist ein Podest erforderlich (= 19 
Podeste) zuzüglich zwei Podeste, 
jeweils ein Podest am Anfang und 
Ende = 21 Podeste 
1,50 m Länge je Podest (21 x 1,50 m) 
= 31,50 m Länge der Podeste 
115 m Rampenlänge + 31,50 m Länge 
der Podeste = 146,50 m Rampenlänge 
 

3. Bei einer Neigung von 2 vom Hundert:  
4,60 m : 0,02 = 230 m Rampenlänge 
Je 6 m ist ein Podest erforderlich (= 38 
Podeste) zuzüglich zwei Podeste, 
jeweils ein Podest am Anfang und 
Ende = 40 Podeste 
1,50 m Länge je Podest (40 x 1,50 m) 
= 60 m Länge der Podeste 
230 m Rampenlänge + 60 m Länge 
der Podeste = 290 m Rampenlänge 

 
Das sowohl in den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik als auch in der BauO 
NRW geregelte Höchstmaß der zulässigen 
Rampenneigung soll verhindern, dass bei 
geringem Platzangebot zu steile Rampen 
gebaut werden. Sofern genügend Flächen zur 
Verfügung stehen und städtebauliche Gründe 
nicht entgegenstehen, können sowohl nach 
der BauO NRW als auch nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik geringer 

geneigte Rampen errichtet werden, die dann 
aber, wie die Berechnungsbeispiele zeigen, 
deutlich länger ausfallen.  
 
Sollte der Petent einen konkreten 
behindertengerechten Zugang zu einem 
Gebäude über eine Rampe rügen, steht es ihm 
jederzeit frei, dies im Rahmen einer erneuten 
Petition an den Petitionsausschuss zu tun. 
 
 
16-P-2015-11170-00 
Hochschulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage überprüft. Er teilt die Auffassung 
der Landesregierung (Ministerium für 
Innovation, Wissenschaft und Forschung), 
dass die Ablehnung des Härtefallantrags des 
Petenten durch den Prüfungsausschuss der 
Hochschule nicht zu beanstanden ist. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keinen 
Anlass zu Maßnahmen. 
 
 
16-P-2015-11294-01 
Bauordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage eingehend beschäftigt. Vor Ort hat 
er sich ein Bild von der Situation gemacht und 
die jeweiligen Positionen der Beteiligten 
angehört. Auch hat er die bereits ergangenen 
(ober-) verwaltungsgerichtlichen 
Entscheidungen studiert und gewürdigt. Hier 
wird unter anderem die gemäß § 51 der 
Bauordnung bestehende und durch die 
Auflage zur Baugenehmigung umgesetzte 
Pflicht, für das in Rede stehende Gebäude den 
Nachweis eines Stellplatzes beizubringen, 
bestätigt. Dieser Nachweis konnte bisher nicht 
erbracht werden. Des Weiteren hat der 
Petitionsausschuss erkannt, dass andere 
Verfahren sowohl vor dem Verwaltungsgericht 
als auch vor dem Zivilgericht anhängig sind.  
 
Wegen der durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes gewährleisteten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
ist es dem Petitionsausschuss verwehrt, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. Er kann auch keinen 
Einfluss auf künftige gerichtliche 
Entscheidungen nehmen. Gerichtliche 
Entscheidungen können grundsätzlich nur 
nach den Bestimmungen der jeweiligen 
Prozessordnung durch die nächsthöhere 
gerichtliche Instanz überprüft werden.  
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Der Petitionsausschuss empfiehlt dem 
Petenten, sich in seinem eigenen Interesse 
und durch Unterstützung der Gemeinde um 
einen Stellplatznachweis für das in Rede 
stehende Gebäude zu bemühen. 
 
 
16-P-2015-11494-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der Sach- 
und Rechtslage auseinandergesetzt und einen 
Erörterungstermin durchgeführt. 
 
Die Härtefallkommission beim Ministerium für 
Inneres und Kommunales (MIK) hatte die 
zuständige Ausländerbehörde nach intensiver 
Prüfung der Sachlage ersucht, den Petenten 
eine Aufenthaltserlaubnis gemäß § 23a Abs. 1 
des Aufenthaltsgesetzes zu erteilen. Der 
Ausschuss regt an, diesem Ersuchen der 
Härtefallkommission zu folgen.  
 
Es besteht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2015-11563-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet.  
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass kein 
Schadensersatzanspruch der Petentin 
gegenüber dem Landesamt für Besoldung und 
Versorgung besteht. 
 
Eine mögliche Billigkeitsentscheidung des 
Landesamts für Besoldung und Versorgung 
kann erst dann getroffen werden, wenn die 
Klärung der Schadensersatzansprüche durch 
die Haftpflichtversicherung der Anwältin der 
Petentin erfolgt ist. 
 
Sie wird gebeten, über das Ergebnis der 
Geltendmachung der 
Schadensersatzansprüche gegen die 
Haftpflichtversicherung ihrer Anwältin, den 
Petitionsausschuss zu unterrichten. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Finanzministeriums vom 
24.02.2016. 
 
 
 
 

16-P-2015-11632-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Aufstellen und Ändern von Bauleitplänen 
obliegt der Stadt Hagen im Rahmen der ihr 
verfassungsrechtlich garantierten 
Planungshoheit, auf die der 
Petitionsausschuss keinen Einfluss hat. 
Bauleitpläne sind nur zu beanstanden, wenn 
sie nicht ordnungsgemäß zustande gekommen 
sind oder dem Baugesetzbuch oder aufgrund 
des Baugesetzbuchs erlassenen oder 
sonstigen Vorschriften widersprechen. 
 
Das Bauleitplanverfahren der Stadt Hagen zur 
Aufstellung eines Teilflächennutzungsplans -
Windenergie- befindet sich noch in einem sehr 
frühen Stadium. Die Petenten werden im 
Rahmen des weiteren Verfahrens nochmals 
die Gelegenheit bekommen, ihre Anregungen 
und Bedenken vorzubringen, über die der Rat 
der Stadt Hagen nach einer sachgerechten 
Abwägung aller Belange zu entscheiden hat. 
Der Flächennutzungsplan bedarf der 
Genehmigung der Bezirksregierung Arnsberg. 
Diese wird im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens prüfen, ob das 
Bauleitplanverfahren rechtmäßig durchgeführt 
worden ist. Das Verfahren ist daher noch offen 
und bleibt abzuwarten. 
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr - MBWSV; 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
- MKULNV) bestand aus fachlicher Sicht kein 
Erfordernis für eine Umsetzung der 
Länderöffnungsklausel. Die 
Länderöffnungsklausel sei abgelehnt worden, 
um den zur Erreichung der Klimaschutzziele 
des Landes notwendigen Ausbau der 
Windenergie nicht zu behindern. Auch der 
Landtag Nordrhein-Westfalen hat beschlossen, 
von der Länderöffnungsklausel keinen 
Gebrauch zu machen.  
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass der Abstand von 
Windenergieanlagen zur Wohnbebauung im 
Rahmen immissionsschutzrechtlicher 
Regelungen in jedem Einzelfall bestimmt wird. 
Schallimmissionen werden unter 
Berücksichtigung der baugebietsbezogenen 
Immissionsrichtwerte aus der Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) 
in hinreichender Weise beachtet. Die 
Immissionen variieren in Abhängigkeit von der 
Anlagenart, der Anlagenzahl, der 
Geländestruktur und der Schutzwürdigkeit der 
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betroffenen Gebiete (Richtwerte nach der TA-
Lärm).  
 
Laut Angaben der Landesregierung (MBWSV, 
MKULNV) haben die Ergebnisse 
umfangreicher Lärmmessungen in 
Deutschland bei Windenergieanlagen ergeben, 
dass die emittierten lnfraschallpegel weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen liegen. Nach heutigem 
Kenntnisstand ist bei diesen Pegeln von keiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigung 
auszugehen. Nach aktueller Kenntnis und in 
Anlehnung an die bisher erfolgte 
Rechtsprechung lassen sich die geforderten 
Schutzabstände für Windenergieanlagen auch 
wegen lnfraschallwirkungen unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle nicht begründen. Das 
Faktenpapier „Windenergieanlagen und 
Infraschall“ des MKULNV fasst den aktuellen 
Sachstand zu diesem Thema zusammen und 
ist abrufbar unter 
https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/
PDFs/klima/windenergieanlagen_infraschall_fa
ktenpapier.pdf.  
 
Der Petitionsausschuss hat zudem Kenntnis 
davon genommen, dass im Rahmen des 
immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens vom Antragsteller 
nachzuweisen ist, dass die prognostizierte 
Beschattungsdauer der jeweiligen 
Windenergieanlage die zulässige 
Beschattungsdauer (30 min/Tag, 480 min/Jahr) 
nach den Windenergieanlagen-Schattenwurf-
Hinweisen des Länderausschusses für 
Immissionsschutz sicher einhält. 
Gegebenenfalls ist die Installation eines 
sogenannten Schattenwurfmoduls erforderlich, 
das die Windenergieanlage bei Überschreitung 
der zulässigen Beschattungsdauer für den 
Beschattungszeitraum abschaltet. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (MBWSV, MKULNV) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
16-P-2015-11653-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
 

16-P-2015-11716-00 
Baugenehmigungen 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11717-00 
Baugenehmigungen 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11773-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11775-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11790-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
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16-P-2015-11791-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11797-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11823-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11828-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11829-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
 
 

16-P-2015-11835-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11846-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11849-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11856-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11886-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
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16-P-2015-11889-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11898-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Arbeitsagentur hat dem Petenten auf 
Antrag eine Zustimmung zur 
Beschäftigungsaufnahme bei einem 
Ingenieursbüro in Dortmund erteilt. Die Stadt 
Bochum hat daraufhin angekündigt, dass der 
Petent eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a 
des Aufenthaltsgesetzes für eine 
Beschäftigung bei der genannten Firma 
(zunächst für ein Jahr) erhalten wird. Der 
Petitionsausschuss sieht die Petition daher als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2015-11899-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11900-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11901-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 

Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11902-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11905-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11911-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11919-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-11932-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
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16-P-2015-12040-00 
Bauleitplanung 
 
 
Nach Prüfung der Sach- und Rechtslage 
liegen keine Anhaltspunkte vor, das Handeln 
der Stadt Bergheim zu beanstanden.  
 
Das Aufstellen und Ändern von Bauleitplänen 
obliegt der Stadt im Rahmen der ihr 
verfassungsrechtlich garantierten 
Planungshoheit. Bauleitpläne sind nur zu 
beanstanden, wenn sie nicht ordnungsgemäß 
zustande gekommen sind oder dem 
Baugesetzbuch (BauGB) oder aufgrund des 
BauGB erlassenen oder sonstigen Vorschriften 
widersprechen.  
 
Die Stadt beabsichtigt für den in Rede 
stehenden Spielplatz am Palmenweg ein 
Bauleitplanverfahren entsprechend der 
Vorschriften des BauGB durchzuführen. 
Dieses Verfahren hat die Stadt noch nicht 
eingeleitet. Jedoch hat die Öffentlichkeit und 
somit auch der Petent im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens Gelegenheit, zu der 
Planung Stellung zu nehmen.  
 
Ob und in welcher Höhe der Petent 
Erschließungsbeiträge auch für die Anlegung 
des Spielplatzes geleistet hat, kann 
dahinstehen, da die Stadt den Spielplatz 
tatsächlich errichtet hat und dieser auch über 
viele Jahre genutzt werden konnte. Das 
BauGB gewährt keinen Anspruch auf den 
Fortbestand eines Bebauungsplans und 
schließt daher Änderungen des Plans nicht 
aus.  
 
Die Änderungsplanung ist entsprechend der 
Vorgaben des BauGB durchzuführen. 
Insbesondere sind die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen.  
 
 
 
16-P-2015-12113-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sacherhalt 
unterrichtet. 
 
Er hat sich darüber informiert, weshalb die am 
Einsatz beteiligten Polizeibeamten eine 
Fesselung der Petentin im konkreten Fall für 
erforderlich gehalten haben. Der Vorwurf der 
Informationsweitergabe durch einen 
Polizeibeamten konnte nicht belegt werden.  
 

Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Inneres und Kommunales) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2015-12141-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hatte sich im 
ausländerrechtlichen Bereich mit einer Petition 
einer albanischen Familie zu befassen. Die 
Mutter und zwei Söhne waren im Jahr 2014 
nach Deutschland eingereist; die Asylanträge 
waren unanfechtbar abgelehnt worden, die 
Familie daher vollziehbar ausreisepflichtig. 
Insbesondere wegen fehlender 
Aufenthaltszeiten in Deutschland konnte der 
Familie keine Aufenthaltstitel erteilt werden. 
 
Zwischenzeitlich hatten sich die Verhältnisse 
jedoch maßgeblich geändert: Die Mutter hatte 
einen in Besitz einer Niederlassungserlaubnis 
befindlichen Mann geheiratet und mit diesem 
ein Kind bekommen, welches die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt. Aufgrund dessen 
konnten der Mutter und dem minderjährigen 
Sohn zwischenzeitlich Aufenthaltstitel erteilt 
werden. Deren Petitionsbegehren hatte sich 
damit erledigt. 
 
Unklar bleibt zurzeit die aufenthaltsrechtliche 
Situation für den nunmehr volljährigen Sohn. 
Anlässlich eines Erörterungstermins konnte 
sich der Petitionsausschuss davon 
überzeugen, dass - insbesondere vor dem 
Hintergrund schwerer 
Misshandlungsereignisse im Heimatland - eine 
sehr enge Bindung des ältesten Sohnes zur 
Mutter besteht und dieser, wohl auch aufgrund 
der traumatischen Erlebnisse, in seiner 
Reifeentwicklung verzögert ist. Bereits eine 
Trennung von seiner Mutter wäre für ihn 
schwer verkraftbar. Der Aufbau eines 
eigenständigen Lebens im Herkunftsland ohne 
die Hilfe und Unterstützung der Mutter 
erscheint nicht realistisch, sodass eine 
alleinige Ausreise für den Sohn eine 
unzumutbare Härte bedeuten würde. Dieser 
Auffassung schloss sich auch die 
Ausländerbehörde an. Die schulische 
Prognose lässt einen Schulabschluss im 
nächsten Jahr als realistisch erscheinen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet daher die 
ebenfalls mit der Angelegenheit befasste 
Härtefallkommission dringend, der 
Ausländerbehörde die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels aus humanitären Gründen zu 
empfehlen. Die Ausländerbehörde hat bereits 
zugesagt, wegen der besonderen Umstände in 
diesem Fall einer solchen Empfehlung 
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entsprechen zu wollen. Der 
Petitionsausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Inneres und Kommunales), 
diesem über die Entscheidung der 
Härtefallkommission zu berichten. 
 
 
16-P-2015-12161-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12163-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12164-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12165-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12167-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 

Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12168-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12169-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12170-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12171-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12172-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
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16-P-2015-12179-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12181-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12217-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden.  
 
Die Prüfung der einzelnen Punkte hat ergeben, 
dass die Entscheidungen der Gemeinde 
Langerwehe oder des Kreises Düren nicht zu 
beanstanden sind. Nach Auskunft des Kreises 
Düren sind die Petenten zwischenzeitlich 
innerhalb von Jülich umgezogen. 
 
 
16-P-2015-12242-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12243-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 

Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12245-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12246-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12253-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12293-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12313-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
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16-P-2015-12314-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12339-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12348-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12354-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 

Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
16-P-2015-12355-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
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Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
16-P-2015-12357-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 

so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
16-P-2015-12358-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
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wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
16-P-2015-12359-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 

16-P-2015-12360-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
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16-P-2015-12361-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2015-12362-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
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16-P-2015-12363-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2015-12364-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
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16-P-2015-12365-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2015-12366-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
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16-P-2015-12367-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2015-12368-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
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16-P-2015-12369-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2015-12370-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
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16-P-2015-12371-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Die Lärmkartierung und Aktionsplanung wurde 
von der Stadt Geldern den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen durchgeführt.  
 
Ziel der Lärmaktionsplanung der Stadt Geldern 
ist es, die Menschen an der Ortsdurchfahrt B 
58 deutlich zu entlasten, ohne die Menschen 
an der Ortsumfahrung Nordtangente bzw. B 
58n schlechter zu stellen als vorher. Der 
Lärmaktionsplan enthält als strategische 
Maßnahme die Durchführung einer 
Machbarkeitsstudie einschließlich der 
Erstellung eines Handlungskonzepts, um die 
Lärmminderungspotenziale zu verifizieren und 
zu quantifizieren. Die inzwischen erstellte 
Machbarkeitsstudie enthält die Empfehlung 
einer Umstufung der Ortsdurchfahrt der B 58 
und der Nordtangente.  
 
Voraussetzung für die Umstufung ist ein 
zwischen der Stadt Geldern und dem 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abgestimmtes Umstufungskonzept, 
das die sachgerechte Zuordnung der 
Straßenzüge aufgrund der Änderung ihrer 
Verkehrsbedeutung oder aufgrund einer 
abgestimmten planerischen Entscheidung 
stützt. Für die Aufstufung der bisherigen 
Gemeindestraßen zur B 58n ist zudem die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. 
Dem für die Verfügung der Umstufung 
zuständigen Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr liegt bisher noch 
kein Umstufungskonzept zur Entscheidung vor, 
so dass eine verlässliche Aussage über die 
Umsetzung dieser Maßnahme noch nicht 
getroffen werden kann.  
 
Eine Realisierung einer Ortsumgehung der B 
58n als großräumige Südumfahrung und 
möglicherweise unter Lärmschutzaspekten 
wirksamere Maßnahme kann nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil sie in dem inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossenen 
Bundesverkehrswegeplan nicht mehr enthalten 
ist. 
 
 
 
16-P-2015-12392-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 

Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12410-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12442-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12443-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12459-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2015-12468-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
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16-P-2015-12469-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12524-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und ein 
Erörterungsgespräch mit dem Petenten 
durchgeführt. 
 
Den Beschwerden des Petenten konnte durch 
seine in der Zwischenzeit erfolgte Verlegung in 
das Haus 27.3 teilweise abgeholfen werden. 
Seit seinem Umzug in das Haus 27.3 ist der 
Petent bereit, die notwendigen Medikamente 
einzunehmen und sich auch für Gespräche mit 
anderen Patienten zu öffnen. 
 
Der Petent teilte mit, dass er deshalb keinen 
Besuch mehr von seiner Schwester und 
seinem Freund erhalte, da diese anlässlich 
eines Besuchs im Haus 27.1 während der 
Einlasskontrolle vom Personal unangemessen 
behandelt worden seien. Der Ausschuss bittet 
die Klinik, Maßnahmen zur Vermeidung von 
Wiederholungen zu veranlassen. 
 
Im weiteren Gespräch wurde deutlich, dass der 
Petent nach eigenem Bekunden im Haus 27.3 
nunmehr eher die Rahmenbedingungen 
vorfindet, die ihm einen Zugang zu 
Gesprächen mit Dritten ermöglichen. Der 
Ausschuss machte deutlich, dass es für den 
Petenten wichtig sei, künftig auch die 
Arbeitstherapieangebote im Haus 27.3. zu 
nutzen, um in Zukunft eine positiv Legal- und 
Sozialprognose erhalten zu können. 
 
 
16-P-2015-12545-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
den Anliegen der Petentin befasst. 
 
Dem Ausschuss ist es sowohl aus Gründen 
des Förderalismus als auch aus Gründen des 
Datenschutzes nicht möglich, die in Rede 
stehenden positiven Kostenzusagen durch die 

AOK für andere Patienten der Klink, die sich in 
gleicher Behandlung befanden, zu bewerten. 
 
Der Ausschuss bittet daher die 
Landesregierung (Ministerium für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter – MGEPA), in 
der nächsten Sitzung der  
Aufsichtsbehördentagung des Bundes und der 
Länder diese Problematik zu thematisieren 
und dem Ausschuss über das Ergebnis zu 
berichten. 
 
Die Petentin weist darauf hin, dass 
Krebspatienten von ihren behandelnden 
Onkologen nicht darüber aufgeklärt werden, ob 
und welche alternativen Behandlungsangebote 
oder Naturheilverfahren für diese 
Krankheitsbilder angeboten werden.  
 
Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(MGEPA) deshalb zu berichten, inwieweit 
künftig sichergestellt werden kann, dass 
Patienten dieses Krankheitsbilds die 
Möglichkeit haben, eine qualitätsgesicherte 
Beratung über Naturheilverfahren sowie 
alternative Behandlungsmöglichkeiten zu 
erhalten und sicher durch das 
Beratungssystem gelotst zu werden. 
 
Der Ausschuss überweist die Petition an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
als Material. 
 
 
16-P-2015-12551-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12567-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
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16-P-2015-12569-00 
Baugenehmigungen 
Landschaftspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv auseinandergesetzt. Vor 
Ort konnte er sich ein genaues Bild von dem in 
Rede stehenden Grundstück und dem darauf 
geplanten Bienenhaus machen. Die 
Argumente aller Beteiligten wurden diskutiert.  
 
Der Ausschuss bedauert, dass eine 
Baugenehmigung für das Bienenhaus nicht 
erteilt werden kann. Er hat jedoch erkannt, 
dass bauliche Anlagen im vorliegenden 
Landschaftsschutzgebiet nicht vorgesehen 
sind und eine Baugenehmigung nur im 
Rahmen enger Grenzen denkbar gewesen 
wäre. Der Ausschuss kann das fehlende 
Verständnis des Petenten für die ablehnende 
Behördenentscheidung nachvollziehen, 
insbesondere da das Bienenhaus gerade auch 
dem Tier- und Naturschutz dienen soll. Zwar 
sollen Landschaftsschutzgebiete auch den 
Schutz des Naturhaushalts fördern. Es ist aber 
insbesondere Aufgabe des 
Landschaftsschutzes, das Landschaftsbild in 
seiner gegebenen Ausprägung zu bewahren. 
So soll die Natur von baulichen Anlagen 
freigehalten werden. Daher sind in 
Landschaftsschutzgebieten alle Vorhaben 
verboten, die diesem besonderen 
Schutzzweck zuwiderlaufen. In den 
Festsetzungen enthaltene 
Veränderungsverbote zielen darauf ab, den 
Charakter des Gebiets zu erhalten. Nur in 
atypischen Härtefällen, welche die Grenze der 
Unzumutbarkeit erreichen, kann eine 
Befreiung von den Festsetzungen erteilt 
werden. Einen solchen besonderen Härtefall, 
der für die alternativlose Notwendigkeit eines 
Bienenhauses sprechen würde, konnte der 
Ausschuss hier nicht erkennen. Er geht davon 
aus, dass das Halten von Bienen auch ohne 
Errichtung des geplanten Bienenhauses 
möglich ist und hofft, dass der Petent einen 
praktikablen Weg findet.  
 
Der Ausschuss sieht daher keine Möglichkeit, 
der Landesregierung (Ministerium für 
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz) Maßnahmen im Sinne 
des Petenten zu empfehlen. 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2015-12616-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
Petition befasst und einen Erörterungstermin 
durchgeführt. 
 
Frau K. hat dem Ausschuss ihr Anliegen 
eindrucksvoll und überzeugend dargestellt. 
Der Ausschuss hat den Eindruck gewonnen, 
dass Frau K. und Herr H. sich mit dem 
Beistand ihrer Eltern ein angemessenes 
Netzwerk an Unterstützung aufgebaut hatten, 
um ihr Kind zu versorgen. Frau K. hat zudem 
dargelegt, dass sie zwar unter einer schweren 
Form der Legasthenie leide, nicht jedoch unter 
- wie teilweise unterstellt - einer geistigen 
Behinderung, die es ihr unmöglich macht, sich 
um ihr Kind zu kümmern. 
 
Das Jugendamt der Stadt hingegen hat dem 
Petitionsausschuss bislang nicht 
nachvollziehbar dargelegt, dass alle bis dahin 
getroffenen Entscheidungen angemessen 
waren. Insbesondere die Frage, warum eine 
gemeinsame Unterbringung in einem Mutter-
Kind-Heim gegenüber einer Trennung der 
Familie durch die Inobhutnahme des 
Neugeborenen nicht ein milderes Mittel 
gewesen wäre, blieb bislang unbeantwortet. 
Auch ist bislang nicht nachvollziehbar, warum 
eine Unterbringung bei den Eltern des Vaters 
des Kindes nicht frühzeitig in Betracht gezogen 
wurde. 
 
Nach Durchführung des Erörterungstermins ist 
der Eindruck verblieben, dass zwar kein 
rechtswidriges Verhalten vorliegen mag, der 
Umgang der Behörde mit Frau K. und Herrn 
H., den Eltern des Kindes, jedoch keineswegs 
stets angemessen und adäquat war. 
 
Der Petitionsausschuss begrüßt daher, dass 
inzwischen ein Sachbearbeiterwechsel 
stattgefunden hat. Dies entbindet das 
Jugendamt nicht von der erneuten internen 
Überprüfung der Beschwerden, die sich gegen 
Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter des 
Jugendamts ergeben haben. 
 
Insgesamt empfiehlt der Ausschuss allen 
Beteiligten, sich noch einmal um eine 
gemeinsame und zukunftsgerichtete Lösung 
zu bemühen. 
 
Das Jugendamt wird gebeten, sehr zeitnah die 
aktuellen Maßnahmen des Hilfeplans auf ihre 
Notwendigkeit zu überprüfen.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Familie, 
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Kinder, Jugend, Kultur und Sport), über den 
Fortgang des Verfahrens zu berichten. 
 
 
16-P-2015-12657-00 
Bauleitplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Das Anliegen war bereits Gegenstand der 
Petition Nr. 16-P-2015-11632-00. 
 
Eine Kopie des zu dieser Petition gefassten 
Beschlusses wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2015-12774-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petenten reisten am 20.05.2015 in das 
Bundesgebiet ein. Die Asylanträge vom 
02.06.2015 wurden mit Bescheid des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) vom 08.09.2015 als offensichtlich 
unbegründet abgelehnt. Abschiebungsverbote 
wurden nicht festgestellt. Unter Androhung der 
Abschiebung wurden die Petenten 
aufgefordert, die Bundesrepublik Deutschland 
innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe der 
Entscheidung zu verlassen. Am 26.10.2015 
und 17.12.2015 lehnte das Verwaltungsgericht 
Köln die Anträge auf Eilrechtsschutz ab. Die 
Petenten sind somit vollziehbar 
ausreisepflichtig. 
 
Soweit die Petition sich auf die 
Geltendmachung zielstaatsbezogener 
Abschiebehindernisse stützt, waren diese 
schon Gegenstand des Asylverfahrens und 
wurden bereits im Gerichtsverfahren geprüft. 
An die Entscheidungen des BAMF und des 
Verwaltungsgerichts ist die Ausländerbehörde 
gebunden und zwar auch hinsichtlich der zu 
zielstaatsbezogenen Abschiebungsverboten 
getroffenen Feststellungen. Ob neue 
zielstaatsbezogene Abschiebehindernisse 
vorliegen, ist ausschließlich vom Bundesamt 
zu prüfen, falls es das Verfahren wegen des 
nachgereichten Gutachtens wieder aufgreift. 
Die Entscheidung des BAMF bleibt 
abzuwarten. 
 
Ein asylverfahrensunabhängiges 
Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen 
können die Betroffenen nicht erhalten, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. Schon aufgrund der nur kurzen 
Aufenthaltszeit im Bundesgebiet kommt kein 
Aufenthaltsrecht in Betracht, da es der Familie 
rechtlich sowie tatsächlich zumutbar ist, in ihr 
Heimatland zurückzukehren und dort die 

familiäre Lebensgemeinschaft fortzuführen. 
Ein nachhaltiges schützenwertes Privatleben, 
durch das die Petenten zu „faktischen 
Inländern“ geworden sein könnten, ist nicht 
erkennbar. Besondere Integrationsleistungen 
sind weder vorgetragen worden noch sonst 
ersichtlich.  
 
Im Hinblick auf die abgeschlossenen 
Klageverfahren und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen.  
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
 
 
 
16-P-2015-12791-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2015-12825-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petentin ist mit einem Besuchsvisum im 
August 2014 in das Bundesgebiet eingereist, 
nachdem sie zuvor in Hongkong einen 
deutschen Staatsangehörigen geheiratet hat. 
Sie hat die für die Erteilung des Visums 
maßgeblichen Angaben nicht bereits im 
Visumantrag gemacht, obwohl sie darüber 
belehrt worden war, dass die Angabe 
unrichtiger oder unvollständiger Informationen 
eine Ausweisung zur Folge haben kann. 
 
Die Ausländerbehörde des Rhein-Kreises 
Neuss hat der Petentin bereits bei ihrer ersten 
Vorsprache sowie im weiteren Verlauf noch 
diverse Male ausführlich mitgeteilt, dass die 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis durch die 
Ausländerbehörde nicht möglich ist, da sie 
nicht mit dem erforderlichen Visum in das 
Bundesgebiet eingereist ist. Auch die 
erforderlichen Sprachkenntnisse hat sie erst 
nach Ablauf ihres Visums im Bundesgebiet 
erworben. Entgegen der Auffassung der 
Petentin ist sie auch nicht nach der 
Aufenthaltsverordnung ausnahmsweise 
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berechtigt, den Aufenthaltstitel im 
Bundesgebiet einzuholen und damit von dem 
Visumerfordernis befreit, da die Eheschließung 
in Hongkong vor der Einreise in das 
Bundesgebiet erfolgte. Aus eben diesem 
Grund hat sie auch keinen Anspruch auf 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis erworben. 
 
Obwohl die Ausländerbehörde des Rhein-
Kreises Neuss der Petentin viel 
Entgegenkommen gezeigt hat, wurden 
getroffene Vereinbarungen seitens der 
Petentin nicht eingehalten. Letztlich hat die 
Ausländerbehörde in Abstimmung mit der 
deutschen Auslandsvertretung mit 
Ordnungsverfügung vom 25.11.2015 die 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis abgelehnt, 
die Petentin unter Fristsetzung zur Ausreise 
aufgefordert und widrigenfalls die Abschiebung 
angedroht. Das Verwaltungsgericht Düsseldorf 
hat den Antrag auf Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes mit Beschluss vom 
21.03.2016 abgelehnt und die Entscheidung 
der Ausländerbehörde bestätigt. Das 
Verwaltungsgericht vermochte keine 
Unzumutbarkeit bei der Durchführung des 
Visumverfahrens erkennen. Schließlich ist es 
auch aus generalpräventiven Gründen 
gerechtfertigt, den Aufenthalt von Ausländern 
zu beenden, die das erforderliche 
Visumverfahren nicht beachten, sondern 
gezielt umgangen haben. 
 
Im Hinblick auf das Verfahren beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf und das bisher 
erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
 
 
16-P-2015-12831-00 
Bauordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. Er hat sich mit 
dem Anliegen des Petenten, eine 
Falkenvoliere für acht Falken zur Nachzucht zu 
errichten beziehungsweise zu erhalten, 
auseinandergesetzt. Hierzu hat er wiederholt 
Stellungnahmen der beteiligten Behörden 
eingeholt und die ergangene Rechtsprechung 

in dieser Sache berücksichtigt. Hiernach 
musste er erkennen, dass eine 
Baugenehmigung aufgrund der geltenden 
Regelungen wohl nicht erteilt wird. Das 
Vorhaben widerspreche den Festsetzungen 
des Bebauungsplans. Auch eine Zulassung als 
untergeordnete Nebenanlage komme wegen 
der Größe des Vorhabens und bereits 
bestehender Nebenanlagen nicht in Betracht. 
Anders als Hunde gehörten Falken auch nicht 
zu den üblicherweise zu erwartenden 
Kleintieren, für die solche untergeordnete 
Nebenanlagen in allen Baugebieten zulässig 
sein können.  
 
Darüber hinaus gewährleistet Artikel 97 des 
Grundgesetzes die richterliche 
Unabhängigkeit. Der Petitionsausschuss kann 
deshalb keine gerichtlichen Entscheidungen 
überprüfen, ändern oder aufheben. Aufgrund 
dessen sieht er keine Möglichkeit, Maßnahmen 
im Sinne des Petenten zu ergreifen. 
 
Der Petitionsausschuss hat jedoch auch 
erkannt, dass eine Änderung des 
Bebauungsplans möglich wäre. Im 
vorliegenden Fall könnten aufgrund der 
gesetzlichen Regelungen auch Ställe für 
Kleintierhaltung zugelassen werden, welche 
anderen Kriterien unterliegen als 
untergeordnete Nebenanlagen. Eine Änderung 
des Bebauungsplans liegt allein in der 
Planungshoheit der Gemeinde. Der 
Petitionsausschuss empfiehlt daher dem 
Petenten, hierzu das Gespräch mit der 
Gemeinde zu suchen. 
 
 
 
16-P-2015-12842-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Die Eltern eines Schülers der dritten Klasse 
einer Grundschule hatten sich über das 
unangemessene Verhalten einer Lehrerin 
beklagt. Um die Situation aufzuklären, hat der 
Petitionsausschuss mit den beteiligten Stellen 
einen Erörterungstermin durchgeführt.  
 
Im Rahmen dieses Termins wurde deutlich, 
dass es durchaus unterschiedliche 
Auffassungen zwischen Elternhaus und Schule 
hinsichtlich Lehrmethoden und sozialem 
Miteinander gab. Dieses Problem war jedoch 
zwischenzeitlich im Interesse aller gelöst 
worden. Der Sohn der Petentin besucht aktuell 
die Parallelklasse und ist dort gut integriert.  
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Der Petitionsausschuss begrüßt, dass die 
Situation zur Zufriedenheit aller gelöst werden 
konnte. Er sieht daher nach Prüfung der Sach- 
und Rechtslage keinen Anlass zu weiteren 
Maßnahmen. 
 
 
16-P-2015-12897-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent stellte nach seiner ersten 
Abschiebung am 08.12.2014 den dritten 
Asylfolgeantrag. Dieser wurde mit Bescheid 
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) vom 07.07.2015 als offensichtlich 
unbegründet abgelehnt.  Er ist seit dem 
27.10.2015 bestandskräftig. An die 
Entscheidung des BAMF ist die 
Ausländerbehörde gebunden. 
 
Unter Berücksichtigung des Schutzgedankens 
des Artikels 6 des Grundgesetzes könnte dem 
Petenten eine Aufenthaltserlaubnis zum 
Kontakt zu seinen im Bundesgebiet lebenden 
Kindern erteilt werden. Voraussetzung für die 
Erteilung ist, dass der Petent einen gültigen 
Nationalpass vorlegt. 
 
Die Ausländerbehörde wird nach Vorlage des 
Nationalpasses eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilen. Dem Wunsch des Petenten wird damit 
entsprochen. 
 
 
 
16-P-2015-12908-00 
Flüchtlingshilfe 
 
 
Mit E-Mails an NRW.direkt vom 06.08.2015 hat 
sich der Petent über die lange 
Bearbeitungszeit durch das Ministerium für 
Inneres und Kommunales beschwert. Nach 
seinen Angaben hatte er am 02.08.2015 eine 
Nachricht an das Ministerium geschickt, in der 
er auf eine dauerhafte Möglichkeit zur 
Unterbringung von Flüchtlingen auf einem 
Grundstück in Neuss-Holzheim hingewiesen 
habe. Durch das Ministerium wurde er am 
11.08.2015 unterrichtet, dass der Vorgang von 
der Staatskanzlei zuständigkeitshalber 
abgegeben worden ist und die weitere 
Bearbeitung durch die Bezirksregierung 
Düsseldorf erfolgt. Gleichzeitig wurde er darauf 
hingewiesen, dass die Prüfung einige Zeit in 
Anspruch nehmen werde. Eine telefonische 
Kontaktaufnahme der Bezirksregierung 
Düsseldorf mit dem Petenten war leider 
erfolglos. 
 

Aufgrund der Petition wurde die vom Petenten 
vorgeschlagene Liegenschaft im Oktober 2015 
in Gegenwart eines vom Eigentümer 
beauftragten Rechtsanwalts sowie eines 
Maklerbüros besichtigt. In diesem Ortstermin 
wurde die Liegenschaft u. a. durch die Stadt 
Neuss, den Rhein-Kreis-Neuss und die 
Bezirksregierung Düsseldorf mit dem Ergebnis 
geprüft, dass sie nicht geeignet ist, um als 
Notunterkunft für Flüchtlinge zu dienen. Dieses 
Ergebnis wurde dem Rechtsanwalt des 
Grundstückeigentümers sowie dem 
Maklerbüro mitgeteilt. 
 
Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass der 
Petent nicht Eigentümer der Liegenschaft ist. 
Für die Verhandlungen zu der Liegenschaft 
konnte daher auch nur der Rechtsanwalt für 
die Bezirksregierung der direkte 
Ansprechpartner sein. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage keinen Anlass zu 
weiteren Maßnahmen. 
 
 
 
 
16-P-2015-12920-00 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
Bauleitplanung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. Vor Ort konnte er 
sich mit allen Beteiligten gemeinsam ein Bild 
von der Situation machen und die Bedenken 
der Petenten, sowie das Anliegen der Stadt 
Mülheim an der Ruhr nachvollziehen. Die 
geplante Windenergieanlage soll innerhalb 
einer Windvorrangzone errichtet werden. Diese 
wurde im Jahr 2009 in einem 
städteübergreifenden „Regionalen 
Flächennutzungsplan“ (RFNP) festgelegt und 
liegt an der Stadtgrenze Mülheim 
a.d.R./Oberhausen, relativ dicht an der 
Wohnbebauung der Nachbargemeinde und 
noch dichter am Naherholungsgebiet Ruhrufer.  
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass die Informationskultur der 
Stadt zur möglichen Errichtung der 
Windenergieanlage - zumindest gegenüber 
den Bürgern der Nachbargemeinde - bisher 
noch verbesserungswürdig ist. Allerdings hat 
er auch erkannt, dass das konkrete 
Genehmigungsverfahren erst mit 
Antragstellung Ende Juni 2016 begonnen hat 
und eine förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung 
gesetzlich nicht vorgeschrieben ist. Daher 
begrüßt er die Ankündigung der Stadt, die 
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Öffentlichkeit werde von jetzt an kontinuierlich 
und auf verschiedenen Wegen informiert. 
Hierzu hält er die geplanten 
Informationsveranstaltungen des 
Vorhabenträgers in beiden von der geplanten 
Windenergieanlage betroffenen Städten für 
zielführend. Als wichtige Voraussetzung für ein 
Gelingen erinnert er an eine frühzeitige 
Einladung aller Betroffenen, insbesondere 
über die Stadtgrenzen hinaus. Darüber hinaus 
hält er auch die Informierung der interessierten 
Öffentlichkeit über das Internet (Winddialog 
NRW) für sinnvoll. Durch die Beteiligung der 
Nachbargemeinde im Genehmigungsverfahren 
sieht er zunächst auch die Interessenwahrung 
der Betroffenen jenseits der Ruhr als gegeben 
an. 
 
Das Angebot zur Übermittlung der Unterlagen 
zur Aufstellung des RFNP im Hinblick auf die 
Höhe der in Rede stehenden Vorrangfläche 
durch die Stadt nimmt der Ausschuss dankend 
an.  
 
Bis zu einem Folgetermin Ende September 
bittet der Petitionsausschuss die 
Landesregierung (Ministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz), über den Fortgang des 
immissionsschutzrechtlichen Verfahrens 
unaufgefordert zu berichten. 
 
Der Beschluss ergeht als Zwischenbescheid 
an die Petenten. 
 
 
16-P-2015-12932-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petenten reisten am 23.10.1985 mit ihren 
Kindern angeblich aus dem Libanon kommend 
als sogenannte ungeklärte Staatsangehörige 
unter Angabe falscher Identitäten in die 
Bundesrepublik Deutschland ein. Sie stellten 
am 23.10.1985 einen Asylantrag in Helmstedt. 
Dieser wurde mit Bescheid des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) vom 
05.03.1986 abgelehnt. Noch während des 
laufenden Asylverfahrens meldeten sie sich 
unter anderen falschen Personalien in Essen 
an und stellten unter diesen Personalien einen 
weiteren Asylantrag, der ebenfalls vom BAMF 
mit bestandskräftigem Bescheid vom 
20.07.1988 abgelehnt wurde. 
 
Aufgrund von Ermittlungen konnte festgestellt 
werden, dass es sich bei dem am 13.05.2011 
verstorbenen Ehemann und Vater tatsächlich 
um einen türkischen Staatsangehörigen 
gehandelt hat. Der Ausländerbehörde liegt 
zum Nachweis ein türkischer 

Personenstandsregisterauszug vor. Nach dem 
Staatsangehörigkeitsgesetz der Republik 
Türkei haben seine Kinder mit Geburt die 
türkische Staatsangehörigkeit erworben. Auch 
die im Jahre 2003 erfolgte Ausbürgerung des 
Vaters aus dem türkischen Staatsverband 
wegen Nichtableistung des Wehrdienstes 
ändert daran nichts, da 
Aberkennungsbeschlüsse nur an die 
betreffenden Personen gebunden sind und 
keine Auswirkungen auf Ehepartner und 
Kinder haben. Die Geburt aller Kinder liegt vor 
dem Ausbürgerungsdatum des Vaters. Die bis 
jetzt erfolgten Bemühungen der Petenten zur 
Klärung der Staatsangehörigkeit bzw. zur 
Erlangung türkischer Nationalpässe waren 
nicht ausreichend. 
 
Weiterhin scheitert die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels bei einem Großteil der Familie 
unabhängig von der Vorlage eines 
Nationalpasses bereits an der mangelnden 
Integration. Die gesamte Familie arbeitet nicht 
und bezieht öffentliche Leistungen nach dem 
SGB II und dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
Darüber hinaus sind verschiedene 
Familienmitglieder mehrfach erheblich 
straffällig geworden. 
 
Bereits im Januar 2016 haben die Petenten 
Klage beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 
eingereicht, die derzeit noch anhängig ist. Der 
Ausgang des Klageverfahrens wird von der 
Ausländerbehörde abgewartet. 
 
Im Hinblick auf den Verfahrensstand beim 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen und das 
bisher erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen.  
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
 
 
 
16-P-2016-02868-02 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Anliegen des Petenten auch 
Gegenstand eines Eilantrags bei der 
Strafvollstreckungskammer des Landgerichts 
Aachen war. 
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Die Strafvollstreckungskammer folgte dem 
Eilantrag mit Beschluss vom 27.04.2016 (33a 
StVK 284/16) und verpflichtete die JVA 
Aachen, dem Antragsteller so lange Zugang zu 
einer externen zahnärztlichen Versorgung im 
Universitätsklinikum der RWTH Aachen zu 
ermöglichen, bis der dort am 05.02.2016 
festgestellte Behandlungsbedarf abschließend 
versorgt und behandelt ist. Nach Eingang des 
Beschlusses in der JVA am 02.05.2016 wurde 
die Anstaltsärztin am 03.05.2016 mit der Bitte 
um zeitnahe Umsetzung über diesen 
Sachverhalt in Kenntnis gesetzt. 
 
Die Anstalt hat mitgeteilt, dass der Beschluss 
inzwischen umgesetzt wurde. 
 
 
16-P-2016-03217-02 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe von Herrn Dr. D. geprüft. Er hat sich 
von der Landesregierung (Ministerium für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter) 
erneut zu den Voraussetzungen einer 
ordnungsgemäßen Durchführung von 
Leichenschauen berichten lassen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht darüber hinaus 
aktuell keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-03633-01 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Die Entscheidungen zweier Amtsgerichte sind 
aufgrund der verfassungsrechtlich verbürgten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und wegen der den Rechtspflegerinnen und 
Rechtspflegern in § 9 des 
Rechtspflegergesetzes verliehenen sachlichen 
Unabhängigkeit einer Bewertung und 
Überprüfung durch den Petitionsausschuss 
entzogen. Gerichtliche Entscheidungen 
können ausschließlich mit den in der jeweiligen 
Verfahrensordnung vorgesehenen 
Rechtsmitteln überprüft werden.  
 
Weiterhin liegen keine Anzeichen dafür vor, 
dass die beteiligten Gerichte den Petenten und 
dessen Begehren nicht ernst nehmen. 
 
 

16-P-2016-04649-02 
Rechtspflege 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keine Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten 
zum Erfolg zu verhelfen. Es muss daher bei 
den Beschlüssen vom 10.12.2013 und 
20.05.2014 verbleiben. 
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
16-P-2016-05658-02 
Polizei 
 
 
Der Vorwurf des Petenten gegen einen 
Leitstellenbeamten der Kreispolizeibehörde 
Mönchengladbach ist noch Gegenstand einer 
strafrechtlichen Überprüfung durch die 
Staatsanwaltschaft Mönchengladbach. 
 
Eine gegebenenfalls erforderliche 
disziplinarrechtliche Würdigung des Verhaltens 
des betroffenen Polizeibeamten wird durch die 
Kreispolizeibehörde vorgenommen, falls das 
Ergebnis der staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungen dazu Veranlassung gibt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht zunächst keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Inneres und Kommunales) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 
16-P-2016-06841-02 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keine Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten 
zum Erfolg zu verhelfen. Es muss daher bei 
den Beschlüssen vom 12.08.2014 und vom 
31.05.2016 verbleiben. 
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Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
16-P-2016-07486-02 
Recht der sozialen Entschädigung bei 
Gesundheitsschäden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe der Petentin geprüft. 
 
Der Landschaftsverband muss als zuständiger 
Sozialleistungsträger prüfen, ob bei der 
Petentin die Voraussetzungen für die 
Weitergewährung von Versorgungsleistungen 
nach dem Opferentschädigungsgesetz erfüllt 
sind.  
 
Da sich die Petentin nach ihren Angaben nicht 
mehr in ärztlicher, insbesondere in 
psychotherapeutischer Behandlung befindet, 
wird der Landschaftsverband eine ärztliche 
Begutachtung über die Deutsche Botschaft 
veranlassen. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt der Petentin 
dringend, an diesem Verfahren im Rahmen 
des ihr Möglichen mitzuwirken, da nur durch 
eine solche Untersuchung für den 
Landschaftsverband die Möglichkeit besteht, 
ihr weiterhin Versorgungsleistungen nach dem 
Opferentschädigungsgesetz gewähren zu 
können. 
 
 
 
16-P-2016-08130-01 
Erschließung 
Straßenbau 
 
 
Die Stadt hat die in der Zwischenzeit 
durchgeführten vorbereitenden Tätigkeiten für 
die Einleitung der Enteignungsverfahren 
dargelegt. Die Anträge auf Enteignung wegen 
des Ausbaus auf dem betroffenen Teilstück 
der Straße in Umsetzung der Festsetzungen 
des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 42 
wurden am 30.03.2016 bei der zuständigen 
Bezirksregierung gestellt. Die Entscheidungen 
der Enteignungsbehörde in den anhängigen 
Verfahren sind abzuwarten. Der 
Petitionsausschuss sieht keine Möglichkeit, in 
dieser kommunalen 
Selbstverwaltungsangelegenheit der Stadt 
tätig zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt jedoch der 
Landesregierung (Ministerium für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr), sich 

über den Fortgang der ordnungsbehördlichen 
Verfahren hinsichtlich der illegalen 
Grundstücksnutzungen auf den Flurstücken 
32, 33 sowie 218 zu informieren und 
gegebenenfalls aufsichtliche Maßnahmen zu 
ergreifen.  
 
 
 
 
16-P-2016-08542-02 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat auch die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Trotz Berücksichtigung des neuen Vorbringens 
sieht der Petitionsausschuss weiterhin keinen 
Anlass zu Maßnahmen. Es muss daher bei 
den Beschlüssen vom 24.02.2015 und 
02.08.2016 verbleiben. 
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
16-P-2016-09126-02 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit dem der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
bereits mehrfach befasst. 
 
Das erneute Vorbringen des Petenten gibt 
dem Petitionsausschuss keinen Anlass, seine 
Beschlüsse vom 09.06.2015 und 08.12.2015 
zu ändern oder der Landesregierung 
(Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
- MKULNV) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Zur Beantwortung der weiteren Fragen erhält 
der Petent eine Kopie der Stellungnahme des 
MKULNV vom 07.06.2016. 
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet.  
 
 
16-P-2016-09200-02 
Ehemalige Heimkinder 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
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Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass dem Petenten die 
Möglichkeit eingeräumt wurde, seinen 
ursprünglichen Wunsch auf Teilhabe an dem 
Fonds „Heimerziehung in der Bundesrepublik 
in den Jahren 1949 bis 1975“ mit der 
Zweckbestimmung „Fahrzeug“ zu ändern und 
die hierfür vorgesehenen Mittel in Höhe von 
8.750,- Euro für die Zweckbestimmung 
„Wohnen“ zu verwenden. Insoweit konnte dem 
bisherigen Petitum entsprochen werden. 
 
Da dem Petenten weitere Mittel in Höhe von 
1.000,- Euro für Bekleidung und 250,- Euro für 
Fahrtkosten ausgezahlt wurden, ist die 
mögliche Höchstgrenze für materielle 
Leistungen in Höhe von 10.000,- Euro 
ausgeschöpft. 
 
Die zusätzliche Finanzierung eines Rollers ist 
aus den begrenzten Mitteln des inzwischen 
weitgehend abgeschlossenen Fonds nicht 
möglich. 
 
 
 
16-P-2016-09525-02 
Hilfe für behinderte Menschen 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss verweist in der 
Schwerbehindertenrechtsangelegenheit des 
Petenten zunächst auf seine Beschlüsse vom 
09.06.2015 und 16.02.2016.  
 
Mit seiner erneuten Petition begehrt der Petent 
nunmehr die Feststellung, dass die 
gesundheitlichen Voraussetzungen der 
Notwendigkeit der ständigen Begleitung 
(Merkzeichen „B" im 
Schwerbehindertenausweis) bereits 
rückwirkend ab dem Jahr 2014 vorgelegen 
haben. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich hierüber von 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Integration und Soziales; Ministerium für 
Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Verkehr) berichten lassen. 
 
Danach hat der Petent das Merkzeichen „B“ 
erstmalig mit der an den Deutschen Bundestag 
gerichteten Petition vom 18.01.2015, die dort 
am 20.01.2015 eingegangen ist, geltend 
gemacht. Der Rhein-Kreis- Neuss hat dieses 
Eingangsdatum auch in seinem Bescheid vom 
02.06.2015 als Eingangsdatum angegeben. 
Den Beginn der Feststellung des 
Merkzeichens „B" hat er auf den 11.05.2015 
festgelegt. Dies ist der Tag der Untersuchung, 

an dem erstmalig positiv festgestellt wurde, 
dass die gesundheitlichen Voraussetzungen 
des Merkzeichens „B" vorliegen. Dies 
entspricht der Sach- und Rechtslage. 
Hierdurch sind dem Petenten auch keine 
Nachteile entstanden. Das Merkzeichen „B" 
berechtigt dazu, eine Begleitperson bei der 
Nutzung des öffentlichen 
Personennahverkehrs unentgeltlich 
mitzunehmen. Dieses Recht kann nicht 
rückwirkend realisiert werden. Eine 
Feststellung ab dem Jahr 2014 oder vor dem 
11.05.2015 würde für den Petenten keinen 
weiteren Nachteilsausgleich mit sich bringen. 
 
Entgegen der Auffassung des Petenten sind 
mit dem Merkzeichen „B“ keine Steuervorteile 
verbunden. Wegen der außergewöhnlichen 
Belastungen, die unmittelbar infolge einer 
Behinderung entstehen, wird von den 
Einkünften ein Pauschbetrag nach § 33b des 
Einkommensteuergesetzes abgezogen, der 
sich nach dem dauernden Grad der 
Behinderung (GdB) richtet. Der GdB ist bei 
dem Petenten bereits seit dem Jahr 2012 mit 
dem Höchstwert von 100 festgestellt. Nur bei 
schwerbehinderten Menschen mit den 
Merkzeichen „BI" (Blind) oder „H" 
(Hilflosigkeit), erhöht sich der jährliche 
Pauschbetrag unabhängig von der Höhe des 
GdB. 
 
Die Entscheidung hinsichtlich der 
Parkerleichterung ist dem Petenten bereits mit 
bestandskräftigem Bescheid der Stadt vom 
06.08.2015 mitgeteilt worden. Sofern innerhalb 
des letzten Jahres eine Verschlechterung des 
Gesundheitszustands eingetreten ist, steht es 
dem Petenten frei, jederzeit einen 
entsprechenden Änderungsantrag beim Rhein-
Kreis Neuss zu stellen. 
 
 
16-P-2016-09873-01 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe von Frau S. zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. Auch unter 
Berücksichtigung des weiteren Vorbringens 
sieht der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
dem Anliegen der Petentin zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Die Schülerfahrkostenverordnung legt fest, 
dass der Schulträger die notwendig 
anfallenden Kosten zu übernehmen hat. Legt 
der Schulträger die Beförderung mit 
Privatfahrzeugen durch die Eltern oder von 
den Eltern beauftragte Personen als 
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wirtschaftlichste Beförderungsart fest, so 
erfolgt die Kostenübernahme durch eine im 
Regelfall pauschalierte 
Wegstreckenentschädigung gemäß der 
§§ 15,16 der Schülerfahrkostenverordnung. 
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
09.06.2015 verbleiben. 
 
Die Petentin erhält zu ihrer Information je eine 
Kopie der Stellungnahmen des Ministeriums 
für Schule und Weiterbildung vom 15.04.2015 
und 14.06.2016. 
 
Aufgrund seiner Aufgabe und Stellung im 
Parlament sieht der Petitionsausschuss keine 
Möglichkeit, weiter im Sinne der Petition tätig 
zu werden.  
 
Auch die weitere Petition wird an den 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung als 
Material überwiesen. 
 
 
16-P-2016-11120-01 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage überprüft. Er bedauert zutiefst, 
dass er auch nach Durchführung eines 
Erörterungstermins dem Begehr der Petentin 
und ihrer Eltern auf Zahlung eines 
Blindengeldes trotz Vorliegens einer 
Erblindung nicht zum Erfolg verhelfen konnte. 
 
Der Petitionsausschuss gibt der Hoffnung 
Ausdruck, dass die Petentin und ihre Eltern im 
Klageverfahren zu ihrem Recht verholfen wird. 
 
 
16-P-2016-11356-01 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass der 
Petent eine Verlegung in den offenen Vollzug 
ebenso abgelehnt hat wie eine Ausführung mit 
entsprechenden Sicherheitsmaßnahmen. 
Zudem hat sich der Ausschuss davon 
überzeugt, dass die Justizvollzugsanstalt 
durch Sozialarbeiter dem Petenten 
Unterstützung für die Wohnungssuche 
geleistet hat. 
 
Insgesamt besteht kein Anlass zu 
Maßnahmen. 
 

 
16-P-2016-11517-01 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. Das Vorgehen des 
Landeskriminalamts ist nicht zu beanstanden. 
 
Die Behauptung des Petenten, ein laufendes 
Disziplinarverfahren könne nicht 
Hinderungsgrund für eine beamtenrechtliche 
Versetzung sein, ist unzutreffend. 
 
Soweit sich der Petent gegen gerichtliche 
Entscheidungen wendet, können diese 
grundsätzlich nur nach den Bestimmungen der 
jeweiligen Prozessordnung durch die 
nächsthöhere gerichtliche Instanz überprüft 
werden. Wegen der durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes gewährleisteten richterlichen 
Unabhängigkeit ist es dem Petitionsausschuss 
verwehrt, gerichtliche Entscheidungen zu 
überprüfen, zu ändern oder aufzuheben. Er 
kann auch keinen Einfluss auf künftige 
gerichtliche Entscheidungen nehmen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales vom 28.07.2016. 
 
 
 
 
16-P-2016-11635-02 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat auch die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keine Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten 
zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Es muss daher bei den Beschlüssen vom 
22.09.2015 und 17.11.2015 verbleiben. 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
16-P-2016-11733-01 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin bezweifelt mit weiteren 
Inhaftierten die Richtigkeit der Ergebnisse der 
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in der JVA Willich II durchgeführten 
Drogentests. Die wegen verweigerter, 
manipulierter oder positiver Urinkontrollen 
ausgesprochenen Sanktionen empfindet sie 
als ungerecht. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 
Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von § 
79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 
Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 
angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 
Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 
Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 

 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
 
Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 
durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
 
Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
 
Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 
Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
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Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
die Verfahrensweisen zu beanstanden. 
 
 
16-P-2016-11848-02 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat davon Kenntnis 
genommen, dass die Justizvollzugsanstalt die 
Zahlung für die Unterbringung aus dem 
Überbrückungsgeld nicht vorgenommen hat, 
da keine ausreichenden Belege für die 
Verbindlichkeit vorgelegt wurden.  
 
Die nicht sichtbare Fesselung anlässlich der 
Ausführung des Petenten ist ebenfalls nicht zu 
beanstanden. 
 
Auch darüber hinaus besteht kein Anlass, 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-12081-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich erneut über 
den der Petition zugrunde liegenden 
Sachverhalt und den jeweiligen Verlauf der 
Verfahren 61 Js 1474/15 der 
Staatsanwaltschaft Münster sowie 34 Js 91/15 
und 83 Js 326/16 der Staatsanwaltschaft Köln 
unterrichtet. Er sieht - auch unter 
Berücksichtigung des neuen Vorbringens - 
weiterhin keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
Die Staatsanwaltschaft Köln hat das 
Vorbringen des Petenten zum Anlass 
genommen, die Einleitung eines Verfahrens 
wegen des Verdachts der Verletzung des 
Dienstgeheimnisses und einer besonderen 
Geheimhaltungspflicht gemäß § 353b Abs. 1 
des Strafgesetzbuchs zu prüfen.  
 
Da ein etwaiges strafbares Verhalten verjährt 
wäre, hat sie von der Aufnahme von 
Ermittlungen mit Verfügung vom 24.05.2016 
abgesehen. Die dagegen gerichtete 
Beschwerde des Petenten hat die 
Generalstaatsanwältin in Köln mit Bescheid 
vom 06.07.2016 als unbegründet 
zurückgewiesen. 
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
08.12.2015 verbleiben. 
 
 
 
 
 
 

16-P-2016-12153-01 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die erneute 
Eingabe des Petenten geprüft. 
 
Entgegen der Ansicht des Petenten ist es nicht 
die Aufgabe des Petitionsausschusses, 
gerichtliche Auseinandersetzungen zu 
vermeiden. Seine Aufgabe ist es, Handlungen 
und Unterlassungen von Behörden und 
Dienststellen, die der Aufsicht des Landes 
unterstehen, zu überprüfen. Er ist auch 
zuständig für Anregungen zur 
Landesgesetzgebung. Die 
verfassungsgemäßen Rechte des Petenten 
sind dabei die Entgegennahme, Prüfung und 
Bescheidung der Eingabe. Ein Anspruch auf 
eine bestimmte Beschlussfassung, und dies 
vor allem im Sinne des Petenten, ist nach den 
gefestigten Grundsätzen des Petitionsrechts 
nicht vorgesehen. 
 
Auch nach dem erneuten Vorbringen des 
Petenten sieht der Petitionsausschuss daher 
keinen Anlass, von seinem Beschluss vom 
31.05.2016 abzuweichen. Der Ausgang des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens bleibt 
abzuwarten. Die Landesregierung (Ministerium 
für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport) 
wird dem Ausschuss dazu berichten.  
 
 
16-P-2016-12197-01 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass der Petent die Petition als 
erledigt betrachtet, da sich die Angelegenheit 
in seinem Sinne entwickelt hat. 
 
 
 
16-P-2016-12285-02 
Abgabenordnung 
Körperschaftsteuer 
Umsatzsteuer 
 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass, seine Beschlüsse vom 
16.02.2016 und 28.06.2016 zu ändern. Auch 
ein wiederholtes Vorbringen kann nicht zu 
einem anderen Ergebnis führen. 
 
Der (Sammel-) Haftungsbescheid vom 
29.08.2014 ist insbesondere in Bezug auf die 
Berechnung der Festsetzungsfristen auch 
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nach erneuter Überprüfung rechtmäßig und 
nicht zu beanstanden. 
 
 
16-P-2016-12675-01 
Ausländerrecht 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Das erneute Vorbringen gibt dem 
Petitionsausschuss zu weiteren Maßnahmen 
keinen Anlass. Es wird auf den Beschluss des 
Petitionsausschusses vom 03.05.2016 
verwiesen. Auch ein wiederholtes Vorbringen 
kann nicht zu einem anderen Ergebnis führen. 
 
 
16-P-2016-12686-02 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat auch die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. Er sieht 
auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens weiterhin keinen Anlass zu 
Maßnahmen.  
 
Es muss daher bei den Beschlüssen vom 
31.05.2016 und 28.06.2016 verbleiben.  
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
16-P-2016-12963-01 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin begehrt ihre Rückverlegung in 
den offenen Vollzug. 
 
Die Angelegenheit wurde in der JVA erörtert. 
 
Nach den Bestimmungen des 
Strafvollzugsgesetzes sollen Gefangene mit 
ihrer Zustimmung in eine Anstalt oder 
Abteilung des offenen Vollzugs untergebracht 
werden, wenn dies verantwortet werden kann, 
sie namentlich den besonderen Anforderungen 
des offenen Vollzugs genügen und nicht zu 
befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug der 
Freiheitsstrafe entziehen oder die besonderen 
Verhältnisse des offenen Vollzugs zur 
Begehung von Straftaten missbrauchen 
werden. 
 
Die JVA hat dargelegt, warum sie die Petentin 
für die Unterbringung in der Abteilung des 
offenen Vollzugs nicht für geeignet hält. Der 

Petitionsausschuss sieht danach keine 
Möglichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
 
16-P-2016-12981-02 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat auch die weiteren 
Eingaben des Petenten zum Anlass 
genommen, die dieser zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass zu Maßnahmen. Es muss daher 
bei den Beschlüssen vom 03.05.2016 und vom 
28.06.2016 verbleiben. 
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
16-P-2016-13024-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Petentin ist im Besitz einer 
Fiktionsbescheinigung und begehrt ein 
Daueraufenthaltsrecht im Bundesgebiet. Sie 
hat aufgrund der nachgewiesenen türkischen 
Staatsangehörigkeit des Vaters mit Geburt 
gemäß den Bestimmungen des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes der Republik 
Türkei die türkische Staatsangehörigkeit 
erworben. Am 05.07.2004, bei Beantragung 
der Verlängerung des Aufenthaltstitels, wurde 
sie erstmalig aufgefordert, sich um die 
Ausstellung eines türkischen Nationalpasses 
zu bemühen. Eine Verlängerung der 
Aufenthaltsbefugnis konnte nicht ohne die 
Erfüllung der allgemeinen 
Regelerteilungsvoraussetzungen nach den 
Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes 
(insbesondere Erfüllung der Passpflicht) 
erfolgen. 
 
Bis heute hat die Petentin die erforderlichen 
Voraussetzungen nicht erfüllt, so dass eine 
Verlängerung ihres Aufenthaltstitels derzeit 
nicht möglich ist. Es fehlt auch der Nachweis, 
dass sie sich intensiv und nachhaltig um die 
Ausstellung eines türkischen Nationalpasses 
bemüht. Insbesondere ist dafür erforderlich, 
dass sie gegebenenfalls auch unter 
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Einschaltung eines Rechtsanwalts bei den 
türkischen Behörden einen Antrag auf 
Registrierung stellt. Auf die Verpflichtung zur 
Passbeschaffung wurde sie mehrfach 
schriftlich hingewiesen. 
 
Nach Vorlage eines türkischen Nationalpasses 
bzw. eines schriftlichen Nachweises, dass trotz 
aller zumutbaren Bemühungen ein türkischer 
Pass nicht erlangt werden kann, ist die 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis 
möglich. 
 
 
 
 
16-P-2016-13030-00 
Energienutzung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet und sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die von der Petentin kritisierte Zulassung der 
von der HammGas GmbH beantragten 
Bohrung durch die Bezirksregierung Arnsberg, 
Abteilung 6 Bergbau und Energie, ist nicht zu 
beanstanden. Dem Wunsch der Petentin, 
Fracking nicht zuzulassen, wurde dagegen 
entsprochen. Die Befürchtung, dass es im 
Zuge einer von der Petentin angenommenen 
Veräußerung von Gesellschaftsanteilen zu 
einem Frackingeinsatz komme, ist 
unbegründet. Zum einen ist ein 
Frackingeinsatz bisher nicht genehmigt, zum 
anderen würde ein Antrag auf Einsatz von 
Fracking entsprechend der geltenden 
Erlasslage auch zukünftig nicht genehmigt. 
Dies gilt auch für den Fall, dass 
Gesellschafteranteile an der HammGas GmbH 
an die GDF Suez E&P (seit 2016 ENGIE E&P) 
veräußert würden. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk vom 15.07.2016. 
 
 
 
 
16-P-2016-13043-00 
Straßenbau 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
 

Da die verkehrliche Situation und das 
Unfallgeschehen im Zuge der Ortsdurchfahrt 
(B 252) unauffällig sind und 
Geschwindigkeitsüberschreitungen nur selten 
auftreten, liegen die rechtlichen 
Voraussetzungen sowohl für eine Absenkung 
der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf 40 
oder 30 km/h als auch für die Errichtung von 
Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen nicht 
vor. Dies gilt umso mehr, da es sich bei der B 
252 um eine für den weiträumigen Verkehr 
bestimmte Bundesfernstraße handelt, die ihre 
leistungsfähige Verkehrsfunktion nur dann 
übernehmen kann, wenn auf ihr möglichst 
wenige Verkehrsbeschränkungen angeordnet 
sind.  
 
Die von der Petentin vorgeschlagenen Dialog-
Displays und Vorab-Informationsschilder sind 
zur Vermeidung von 
Geschwindigkeitsüberschreitungen wenig 
hilfreich. Da es sich hierbei nicht um in der 
Straßenverkehrs-Ordnung verankerte 
straßenverkehrsrechtliche Einrichtungen bzw. 
amtliche Verkehrszeichen handelt, kann auch 
keine verpflichtende Anordnung durch die 
Straßenverkehrsbehörde erfolgen. Da das 
Geschwindigkeitsniveau innerhalb der 
Ortsdurchfahrt nachweislich moderat und 
angemessen ist, wären solche Maßnahmen 
nicht zweckmäßig.  
 
Vor diesem Hintergrund ist die derzeit 
bestehende zulässige Höchstgeschwindigkeit 
von 50 km/h im Zuge der Ortsdurchfahrt den 
örtlichen und verkehrlichen Gegebenheiten 
angemessen und nicht zu beanstanden. 
 
 
16-P-2016-13050-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet.  
Er sieht keinen Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur 
und Sport) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die mit der Ausübung der Beistandschaft 
betraute Mitarbeiterin ist gemäß den Vorgaben 
des Sozialgesetzbuchs und des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs verpflichtet, als gesetzliche 
Vertreterin des Kindes alle zustehenden 
Ansprüche - auch gerichtlich - geltend zu 
machen und durchzusetzen. Die 
Unterhaltshöhe, die sich am Einkommen des 
Unterhaltspflichtigen, der Anzahl der 
Unterhaltsberechtigten sowie der praktizierten 
Umgangsregelung orientiert, erfolgt unter 
Berücksichtigung der Düsseldorfer Tabelle. 
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Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass zur Frage des Bestehens eines 
Wechselmodells im Einzelfall sowie zur Höhe 
der monatlichen Unterhaltszahlungen eine 
gerichtliche Entscheidung aussteht.  
 
Dem Ausschuss ist es aufgrund der durch 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleisteten 
richterlichen Unabhängigkeit verwehrt, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. Entscheidungen der 
Gerichte können nur nach den Bestimmungen 
der jeweiligen Prozessordnung durch die 
nächsthöhere gerichtliche Instanz überprüft 
werden. Ist der Instanzenzug ausgeschöpft, 
muss das Ergebnis hingenommen werden. 
 
 
16-P-2016-13064-00 
Bezüge der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten, ihm 
nachträglich das Jubiläumsgeld in Höhe von 
350,- Euro zu zahlen, zum Erfolg zu verhelfen. 
 
§ 37 Abs. 1 S. 1 des Tarifvertrags der Länder 
(TV-L) enthält eine Ausschlussfrist. Danach 
verfallen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, 
wozu auch das Jubiläumsgeld als einmalige 
Zahlung zählt, nach sechs Monaten, wenn sie 
nicht vom Arbeitnehmer vorher geltend 
gemacht werden. 
 
Der Petent hat sein Jubiläum jedoch erst nach 
über einem Jahr nach Vollendung der 25-
jährigen Dienstzeit in Erinnerung gebracht. Die 
Ausschlussfrist wirkt kraft Tarifvertrags auch 
dann, wenn ein Termin durch den Arbeitgeber 
übersehen wurde.  
 
Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Schule und Weiterbildung) 
erneut um Veranlassung von Maßnahmen, die 
geeignet sind, dem Informationsdefizit von 
Schulleitungen und Lehrpersonal bezüglich der 
tarifrechtlichen Ausschlussfrist des § 37 Abs. 1 
S. 1 TVL entgegenzuwirken. Der Ausschuss 
erwartet hierzu einen Bericht bis zum 
10.10.2016 
 
Die Petition wird an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung als Material überwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2016-13065-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er stellt nach 
Prüfung der Angelegenheit fest, dass die 
Maßnahmen der Ausländerbehörde der 
Rechtslage entsprechen und nicht zu 
beanstanden sind. 
 
Weitergehende Auskünfte können aus 
Gründen des Datenschutzes nicht erteilt 
werden, da eine Vollmacht nicht vorgelegt 
wurde. 
 
 
16-P-2016-13070-00 
Beförderung von Personen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. Der Ausfall eines letzten 
Busses am 27.09.2015 ergab sich laut 
Verkehrsunternehmen aufgrund einer 
Baustelle, weshalb der Fahrer den regulären 
Linienweg nicht nehmen und die Haltestelle 
„Kalterherberg, Bahnhof“ auch nicht bedienen 
konnte. Die verkehrliche Anweisung, die für die 
Busfahrer verbindlich ist, hat eine 
Umleitungsstrecke vorgeschrieben. Die 
Kunden sind über Aushänge und die Presse 
entsprechend informiert worden.  
 
Die Behauptung des Petenten, er sei bewusst 
vom Verkehrsunternehmen und der 
Bezirksregierung angelogen worden, kann 
nicht bestätigt werden. Im Übrigen gilt bei 
Abfahrtsverspätungen von mehr als 20 
Minuten die Mobilitätsgarantie, sofern es keine 
Alternative mit Bus oder Bahn gibt. Nach der 
Mobilitätsgarantie besteht die Möglichkeit, 
soweit Busse oder Bahnen ausfallen bzw. 
mehr als 20 Minuten Verspätung aufweisen, 
dass der Fahrgast bis zu 25,00 Euro und im 
Zeitraum von 20:00 Uhr bis 05:00 Uhr bis zu 
50,00 Euro seiner Fahrtkosten erstattet 
bekommen kann. Dafür kann er auch ein Taxi 
nutzen bis zur nächsten Zusteigemöglichkeit in 
den Bus oder die Bahn. Jedoch muss er den 
Fahrpreis für das Taxi zunächst vorstrecken.  
 
Die weiteren vorgetragenen Kritikpunkte 
können ebenfalls nicht bestätigt werden. 
Verbesserungsvorschläge und Hinweise 
wurden aufgenommen und werden zum Teil 
weiter verfolgt.  
 
Der Petitionsausschuss hat keine Möglichkeit, 
der Landesregierung (Ministerium für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr) zu 
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empfehlen, die getroffenen Entscheidungen 
der Städteregion Aachen im Rahmen ihrer 
Nahverkehrsplanung zu ändern, da sie diese 
im Rahmen ihrer kommunalen 
Selbstverwaltung getroffen hat. Ein 
rechtswidriges Handeln des Aufgabenträgers 
ist nicht ersichtlich.  
 
 
16-P-2016-13096-00 
Kindergartenwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Das Landesjugendamt und die 
Stadt haben die von den Petenten gerügten 
Missstände einer unzureichenden Abgrenzung 
der Betreuungssysteme nicht bestätigt. Die 
gesetzlichen Vorgaben sind eingehalten 
worden. In diesem Einzelfall hat sich jedoch 
gezeigt, dass die Trennung der 
Tagespflegestellen nicht immer für alle Eltern 
erkennbar gewesen ist. 
 
Die Ausgestaltung des konkreten 
Betreuungsangebots vor Ort und die Aufsicht 
über die Tagespflegestellen fallen in den 
Aufgabenbereich der örtlichen Jugendämter. In 
diesem Rahmen sind die Jugendämter für die 
Erteilung und die Entziehung der Erlaubnis zur 
Kindertagespflege zuständig. Eine Entziehung 
der Erlaubnis zur Kindertagespflege war zu 
keinem Zeitpunkt angezeigt oder rechtlich 
möglich. Sofern tatsächlich Missstände 
vorliegen sollten, ist zudem nach dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zunächst 
immer auf deren Beseitigung hinzuwirken. Eine 
Entziehung der Erlaubnis zur 
Kindertagespflege durch das Land oder das 
Landesjugendamt ist nicht möglich. 
 
In dem im April 2016 durchgeführten 
Beratungsgespräch zwischen dem Jugendamt 
und dem Landesjugendamt wurden die 
möglichen Vertretungsmodelle erörtert und im 
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben diskutiert. 
Auch wenn hier kein Fehlverhalten bestätigt 
werden konnte, wurde auf die Einhaltung der 
Rechtsprechung im Hinblick auf 
Vertretungsmodelle hingewiesen. Eine klare 
und daher jederzeit erkennbare Trennung der 
Tagespflegestellen ist sicherzustellen. 
 
Hinsichtlich der von den Petenten 
aufgezeigten Verstöße gegen den 
Brandschutz ist nach einer Begehung durch 
die Stadt der Kellerraum, der zuvor als 
Schlafraum genutzt wurde, geschlossen und in 
der Großtagespflegestelle eine neue 
Schlafraumlösung entwickelt worden. 
 

Der Ausschuss sieht keine Möglichkeit, im 
Sinne der Anliegen der Petenten nachträglich 
oder rückwirkend tätig zu werden. 
 
 
16-P-2016-13102-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent ist freiwillig aus dem Bundesgebiet 
ausgereist. Der Petitionsausschuss sieht die 
Petition als erledigt an. 
 
 
16-P-2016-13114-00 
Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er nimmt die Stellungnahme der 
Landesregierung (Ministerium für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter - MGEPA; 
Ministerium für Innovation, Wissenschaft und 
Forschung - MIWF) zur Kenntnis. 
 
Aus rechtlicher Sicht konnten keine Verstöße 
festgestellt werden. Die von der Petentin 
erhobenen Vorwürfe sind insoweit und 
mangels Vorlage einer ärztlichen 
Schweigepflichtenbindung nicht 
nachvollziehbar bzw. nicht weiter überprüfbar. 
 
Hinsichtlich der von der Petentin eingelegten 
Beschwerde über eine fehlerhafte ärztliche 
OP-Behandlung ist nach Auskunft der für 
ärztliche Behandlungsfehler zuständigen 
Ärztekammer Nordrhein bei der dortigen 
Gutachterkommission für ärztliche 
Behandlungsfehler ein Verfahren anhängig. 
Der Ausgang dieses Verfahrens bleibt 
abzuwarten.  
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MGEPA vom 14.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13116-00 
Ordnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die infrage stehende Einrichtung in der Alten 
Wittener Straße in Bochum wird durch die 
Stadt im Rahmen der kommunalen 
Selbstverwaltung betrieben. Die Wahl der 
Transportmittel obliegt der Eigenverantwortung 
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der Stadt Bochum. Die Nutzung von Taxen 
zum Einzug der Flüchtlinge in die Einrichtung 
der Stadt Bochum erfolgt aus Kostengründen. 
Es ist gegenüber einem Bustransfer im 
Normalfall günstiger, Taxifahrten zu 
organisieren, da es sich um Einzelmaßnahmen 
handelt und die Bewohner aus 
unterschiedlichen Einrichtungen kommen. 
 
Zur Thematik von Infektionskrankheiten bei 
Flüchtlingen hat das Robert-Koch-Institut 
ausgeführt, dass keine erhöhte 
Infektionsgefährdung der 
Allgemeinbevölkerung durch Asylsuchende 
besteht. Zudem findet in den 
Aufnahmeeinrichtungen des Landes eine 
Erstuntersuchung durch einen Arzt statt. Durch 
diese Untersuchung können ansteckende 
Krankheiten erkannt und im Anschluss 
behandelt werden. Auch in der Folgezeit 
erfolgt eine medizinische Versorgung der 
Asylsuchenden. 
 
Vor diesem Hintergrund ist nicht davon 
auszugehen, dass die Beförderung von 
Flüchtlingen in Taxen zu einer erhöhten 
Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung 
durch ansteckende Krankheiten führt. 
 
 
16-P-2016-13130-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen der Petentin zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Der Ausschuss hat von den Gründen Kenntnis 
genommen, aus denen der Antrag der Petentin 
auf Erstattung der über den gemäß dem 
„Handlungsrahmen zur Kostenerstattung von 
Bildschirmarbeitsplatzbrillen“ hinausgehenden 
Betrags zurückgewiesen wurde. Der Präsident 
des Oberlandesgerichts Köln ist bei der 
Festsetzung des Erstattungsbetrags an den 
mit Rundverfügung des Justizministeriums 
vom 10.11.2010 (2150 E – Z. 8/96) 
bekanntgegebenen Handlungsrahmen 
gebunden.  
 
Nichts anderes folgt aus der von der Petentin 
in Bezug genommenen Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 27.02.2003 
(Az.: 2 C 2.02). Es ist zunächst klarzustellen, 
dass die Entscheidung weder wörtlich noch 
sinngemäß die in der Petition genannten 
Ausführungen enthält. Das 
Bundesverwaltungsgericht führt vielmehr aus, 
die Ausstattung der Arbeitnehmer mit einer 
speziellen Sehhilfe dürfe in keinem Fall zu 

einer finanziellen Mehrbelastung der 
Arbeitnehmer führen. Mit dieser Vorgabe sei 
es nicht zu vereinbaren, wenn der 
Arbeitnehmer einen Teil der erforderlichen 
Aufwendungen im Ergebnis selbst trage. Zur 
Frage der Erforderlichkeit der Kosten heißt es 
zugleich, der Arbeitnehmer sei mit Blick auf 
den Grundsatz der Sparsamkeit gehalten, eine 
geeignete Sehhilfe zu dem im Durchschnitt 
niedrigsten Marktpreis zu erwerben. 
 
In Ansehung dieser Grundsätze bestimmt die 
Rundverfügung vom 10.11.2010 (2150 E – 
Z. 8/86), welche Kosten für die Beschaffung 
von Bildschirmarbeitsplatzbrillen erforderlich 
sind. Erwirbt ein Bediensteter – wie hier die 
Petentin – eine Brille zu einem Preis, der über 
dem Erstattungsrahmen der Rundverfügung 
vom 10.11.2010 liegt, besteht auch nach der 
zitierten Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts kein 
weitergehender Erstattungsanspruch gegen 
den Dienstherren, da die den 
Erstattungsrahmen übersteigenden Kosten 
nicht erforderlich sind. 
 
 
16-P-2016-13135-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Entscheidungen der Finanzbehörde 
entsprechen der Rechtslage und sind nicht zu 
beanstanden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 08.08.2016. 
 
 
 
 
16-P-2016-13140-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petentin ist im November 2014 in das 
Bundesgebiet eingereist. Sie stellte am 
26.11.2014 einen Asylantrag. Mit Bescheid 
vom 03.11.2015 lehnte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) den Antrag 
auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft, 
auf Asylanerkennung und auf subsidiären 
Schutz als offensichtlich unbegründet ab. 
Abschiebungsverbote stellte das BAMF nicht 
fest. Am 24.11.2015 wurde Klage und ein 
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Eilantrag gegen die Entscheidung des BAMF 
beim Verwaltungsgericht (VG) Gelsenkirchen 
eingereicht. Mit Beschluss vom 01.12.2015 
lehnte das VG den Eilantrag ab. 
 
Aufgrund von ärztliche Bescheinigungen vom 
05. und 11.01.2016 wurde ein Antrag auf 
Abänderung des Beschlusses vom 01.12.2015 
gestellt. Mit Beschluss vom 10.02.2016 
ordnete das VG die aufschiebende Wirkung 
der Klage gegen den Bescheid des BAMF an. 
Grund hierfür waren die veränderten 
Umstände, der stationäre Aufenthalt, die 
gestellten Diagnosen, die ärztliche 
Bescheinigung und die zu befürchtende 
krankheitsbedingte Verschlechterung des 
Gesundheitszustands bei einer Rückkehr ins 
Heimatland. Im Hauptsacheverfahren ist zu 
klären, ob der Petentin die im Einzelnen 
notwendigen Behandlungen auch in ihrem 
Heimatland zur Verfügung stehen. Das 
Asylverfahren ist aufgrund der angeordneten 
aufschiebenden Wirkung der Klage noch nicht 
abgeschlossen. Die Entscheidung im 
Klageverfahren bleibt abzuwarten. 
 
Soweit die Petition sich auf die 
Geltendmachung zielstaatsbezogener 
Abschiebehindernisse stützt, fallen diese allein 
in die Entscheidungskompetenz des Bundes. 
Diese Entscheidungen wurden bereits im 
Eilverfahren und werden im Klageverfahren 
verwaltungsgerichtlich überprüft. Die 
Ausländerbehörde ist an diese 
Entscheidungen gebunden. 
 
Eine asylverfahrensunabhängige 
Aufenthaltserlaubnis aus humanitären 
Gründen kann die Petentin nicht erhalten, da 
die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. 
 
Im Hinblick auf den Verfahrensstand beim 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen und das 
bisher erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
 
 
 
 
 

 
16-P-2016-13141-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent ist im November 2014 in das 
Bundesgebiet eingereist. Er stellte am 
26.11.2014 einen Asylantrag. Mit Bescheid 
vom 03.11.2015 lehnte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) den Antrag 
auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft, 
auf Asylanerkennung und auf subsidiären 
Schutz als offensichtlich unbegründet ab. 
Abschiebungsverbote stellte das BAMF nicht 
fest. Am 24.11.2015 wurden Klage und 
Eilantrag gegen die Entscheidung des BAMF 
beim Verwaltungsgericht (VG) Gelsenkirchen 
eingereicht. Mit Beschluss vom 01.12.2015 
lehnte das VG den Eilantrag ab. 
 
Der Petent legte ärztliche Bescheinigungen 
vom 23.12.2015 und vom 17.03.2016 vor. Der 
Antrag auf Abänderung des Beschlusses vom 
01.12.2015 wurde am 10.02.2016 abgelehnt. 
In der ärztlichen Stellungnahme vom 
24.02.2016 wird in Bezug auf die Erkrankung 
der Mutter des Petenten darauf hingewiesen, 
dass die Mutter eine intensive familiäre 
Unterstützung benötige und die Söhne ihre 
Betreuung und Pflege übernehmen sollten. 
Aus diesem Grund beantragte die 
Rechtsvertreterin eine Aufenthaltserlaubnis. 
Über den Antrag wurde bisher nicht 
entschieden. Der Petent ist derzeit im Besitz 
einer bis zum 11.11.2016 befristeten Duldung. 
Die Gültigkeitsdauer der Duldung wird bis zur 
gerichtlichen Entscheidung im Klageverfahren 
der Mutter verlängert. 
 
Soweit die Petition sich auf die 
Geltendmachung zielstaatsbezogener 
Abschiebehindernisse stützt, fallen diese allein 
in die Entscheidungskompetenz des Bundes. 
Seine Entscheidungen wurden bereits im 
Eilverfahren und werden im Klageverfahren 
verwaltungsgerichtlich überprüft. Die 
Ausländerbehörde ist an diese 
Entscheidungen gebunden. 
 
Eine asylverfahrensunabhängige 
Aufenthaltserlaubnis aus humanitären 
Gründen kann der Petent nicht erhalten, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. 
 
Staatsangehörige aus Albanien haben nach 
den Bestimmungen der 
Beschäftigungsverordnung grundsätzlich die 
Möglichkeit, im Heimatland in den Jahren 2016 
bis 2020 bei der deutschen 
Auslandsvertretung ein Visum zur Ausübung 
einer Beschäftigung im Gebiet der 
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Bundesrepublik Deutschland zu beantragen. 
Der Petent kann sich zu den Voraussetzungen 
vor Ort beraten lassen. Daneben besteht die 
Möglichkeit, einen Zugang zu der von ihm 
angestrebten Berufsausbildung zu erhalten 
und einen Aufenthaltstitel zu erlangen. 
Voraussetzung hierfür ist allerdings gleichfalls 
die Ausreise aus der Bundesrepublik 
Deutschland und die Einholung eines 
entsprechenden Visums bei der zuständigen 
Auslandsvertretung. Die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels ohne vorherige Ausreise ist 
nicht möglich. 
 
Im Hinblick auf den Verfahrensstand beim 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen und das 
bisher erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
 
 
 
16-P-2016-13142-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent ist im November 2014 in das 
Bundesgebiet eingereist. Er stellte am 
26.11.2014 einen Asylantrag. Mit Bescheid 
vom 03.11.2015 lehnte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) den Antrag 
auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft, 
auf Asylanerkennung und auf subsidiären 
Schutz als offensichtlich unbegründet ab. 
Abschiebungsverbote stellte das BAMF nicht 
fest. Am 24.11.2015 wurden Klage und 
Eilantrag gegen die Entscheidung des BAMF 
beim Verwaltungsgericht (VG) Gelsenkirchen 
eingereicht. Mit Beschluss vom 03.12.2015 
lehnte das VG den Eilantrag ab. Das 
Gerichtsverfahren wurde eingestellt. 
 
In der ärztlichen Stellungnahme vom 
24.02.2016 wird in Bezug auf die Erkrankung 
der Mutter des Petenten darauf hingewiesen, 
dass die Mutter eine intensive familiäre 
Unterstützung benötige und die Söhne ihre 
Betreuung und Pflege übernehmen sollten. 
Aus diesem Grund beantragte die 
Rechtsvertreterin eine Aufenthaltserlaubnis. 
Über den Antrag wurde bisher nicht 
entschieden. Der Petent ist derzeit im Besitz 
einer bis zum 11.11.2016 befristeten Duldung. 

Die Gültigkeitsdauer der Duldung wird bis zur 
gerichtlichen Entscheidung im Klageverfahren 
der Mutter verlängert. 
 
Soweit die Petition sich auf die 
Geltendmachung zielstaatsbezogener 
Abschiebehindernisse stützt, fallen diese allein 
in die Entscheidungskompetenz des Bundes. 
Seine Entscheidungen wurden bereits im 
Eilverfahren und werden im Klageverfahren 
verwaltungsgerichtlich überprüft. Die 
Ausländerbehörde ist an diese 
Entscheidungen gebunden. 
 
Eine asylverfahrensunabhängige 
Aufenthaltserlaubnis aus humanitären 
Gründen kann der Petent nicht erhalten, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. 
 
Staatsangehörige aus Albanien haben nach 
den Bestimmungen der 
Beschäftigungsverordnung grundsätzlich die 
Möglichkeit, im Heimatland in den Jahren 2016 
bis 2020 bei der deutschen 
Auslandsvertretung ein Visum zur Ausübung 
einer Beschäftigung im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zu beantragen. 
Der Petent kann sich zu den Voraussetzungen 
vor Ort beraten lassen. Daneben besteht die 
Möglichkeit, einen Zugang zu der von ihm 
angestrebten Berufsausbildung zu erhalten 
und einen Aufenthaltstitel zu erlangen. 
Voraussetzung hierfür ist allerdings gleichfalls 
die Ausreise aus der Bundesrepublik 
Deutschland und die Einholung eines 
entsprechenden Visums bei der zuständigen 
Auslandsvertretung. Die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels ohne vorherige Ausreise ist 
nicht möglich. 
 
Im Hinblick auf den Verfahrensstand beim 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen und das 
bisher erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
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16-P-2016-13149-00 
Einkommensteuer 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Entscheidungen der Finanzbehörde 
entsprechen der Rechtslage und sind nicht zu 
beanstanden. 
 
Darüber hinaus hat der Petitionsausschuss 
von dem Verlauf und dem Ausgang der mit der 
Petition angesprochenen Verfahren bei der 
Staatsanwaltschaft und bei dem Amtsgericht 
Kenntnis genommen. Die 
staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung ist 
ebenfalls nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, die gerichtliche 
Sachbehandlung und gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 22.04.2016. 
 
 
 
16-P-2016-13150-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Petentin reiste am 29.08.2010 in die 
Bundesrepublik Deutschland ein und stellte 
einen Asylantrag, der mit Bescheid des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) vom 14.03.2013 bestandskräftig 
abgelehnt wurde. Am 18.04.2013 wurde ihr 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, da das BAMF 
mit dem ablehnenden Bescheid ihr ein 
gesundheitliches Abschiebungsverbot 
hinsichtlich Äthiopien zugesprochen hat. Die 
Aufenthaltserlaubnis wurde unter 
Berücksichtigung der aktuellen 
Verwaltungsvorschriften mit einer 
Wohnsitzauflage versehen. 
 

Die Petentin begehrt die Streichung/Änderung 
der Wohnsitzauflage auf das Gebiet der Stadt 
Viersen, um zu ihrem Verlobten nach Hamburg 
zu ziehen. Für die Streichung/Änderung der 
Wohnsitzauflage ist die Zustimmung der 
Ausländerbehörde Hamburg erforderlich. Die 
Ausländerbehörde Viersen hat bereits zweimal 
die Zustimmung der Ausländerbehörde 
Hamburg beantragt. Hamburg hat die 
erforderliche Zustimmung nicht erteilt, weil der 
Umzug nicht der Herstellung der familiären 
Lebensgemeinschaft zwischen Ehe- bzw. 
Lebenspartnern sowie Eltern und ihren 
minderjährigen Kindern dient. Er dient auch 
offensichtlich nicht der dauerhaften und 
nachhaltigen Verbesserung der benötigten 
Pflege von Betroffenen der Verwandten, die 
wegen ihres Alters oder wegen ihrer Krankheit 
oder Behinderung pflegebedürftig sind. 
Darüber hinaus ist der Lebensunterhalt am 
neuen Wohnort voraussichtlich nicht dauerhaft 
ohne Inanspruchnahme von öffentlichen 
Leistungen gesichert. 
 
Da die für die Streichung/Änderung der 
Wohnsitzauflage erforderliche Zustimmung 
nicht erteilt wurde, kann die Wohnsitzauflage 
durch die Ausländerbehörde Viersen nicht 
geändert werden. Der Petentin wird 
empfohlen, sich mit ihrem Anliegen an die 
Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 
Hamburg zu wenden. 
 
 
 
16-P-2016-13185-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen die 
verschiedenen Justizvollzugsanstalten 
Sicherungsmaßnahmen angeordnet haben. 
Dabei wurde berücksichtigt, dass der Petent in 
der laufenden Vollstreckung nicht negativ in 
Erscheinung getreten war. 
 
Es besteht kein Anlass zu Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-13198-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent reiste im April 2014 kurz vor 
Vollendung des 17. Lebensjahrs als 
unbegleiteter Minderjähriger in das 
Bundesgebiet ein. Ein Asylantrag wurde nicht 
gestellt. Sein Aufenthalt wurde geduldet. Nach 
Eintritt der Volljährigkeit forderte die 
Ausländerbehörde den Petenten zur 
freiwilligen Ausreise auf. Die Aufforderung 
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wurde auf das Schuljahresende 2014/2015 
befristet. Einen Antrag zur Erteilung einer 
weiteren Duldung zur Durchführung einer 
Ausbildung lehnten das Verwaltungsgericht 
Gelsenkirchen mit Beschluss vom 13.01.2016 
und das Oberverwaltungsgericht Münster mit 
Beschluss vom 16.02.2016 ab. Zuletzt wurde 
ihm eine Duldung aus persönlichen Gründen 
erteilt, um ihm den Erwerb des 
Hauptschulabschlusses zu ermöglichen. 
 
Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ist 
ohne vorherige Ausreise nicht möglich, da der 
Petent ohne das hierfür erforderliche Visum 
eingereist ist. Die Bundesagentur für Arbeit hat 
am 28.04.2016 die erforderliche Zustimmung 
für die Aufnahme der Berufsausbildung zum 
Maler und Lackierer erteilt. Somit wurde mit 
dem Petenten eine Vereinbarung getroffen, 
dass er zur Nachholung des Visumverfahrens 
freiwillig ausreist. Zur Beschleunigung des 
Verfahrens wurde ihm eine Vorabzustimmung 
für die Wiedereinreise erteilt.  
 
Der Petent ist daraufhin zur Nachholung des 
Visumverfahrens am 24.05.2016 freiwillig 
ausgereist. Ihm wird nach erfolgter 
Wiedereinreise in das Bundesgebiet mit dem 
erforderlichen Visum eine Aufenthaltserlaubnis 
gemäß § 17 des Aufenthaltsgesetzes für die 
Ausbildung zum Maler und Lackierer erteilt. 
 
 
16-P-2016-13310-01 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Die weitere Petition enthält kein neues 
Vorbringen. Es muss daher bei dem Beschluss 
des Petitionsausschusses vom 28.06.2016 
verbleiben. 
 
Über die Sitzungen des Petitionsausschusses 
wird lediglich ein Beschlussprotokoll erstellt. Es 
ist daher nicht möglich, dem Petenten weitere 
Unterlagen über die Beratungen im Ausschuss 
zu übersenden. 
 
Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts hat ein Petent 
Anspruch darauf, dass seine Petition 
entgegengenommen, geprüft und beschieden 
wird. Diese verfassungsgemäßen Rechte sind 
dem Petenten gewährt worden. Der 
Petitionsausschuss ist nicht verpflichtet, seine 
Beschlüsse zu begründen. Auch hat ein Petent 
keinen Anspruch auf eine bestimmte 
Beschlussfassung.  
 
 
 
 

16-P-2016-13315-01 
Rechtspflege 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe von Frau S. zum Anlass genommen, 
die Angelegenheit erneut zu prüfen. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. 
 
Das zuständige Gericht gibt Auskunft, ob 
Anspruch auf Beratungs- und Verfahrens- bzw. 
Prozesskostenhilfe besteht. 
 
Das Vorgehen der Justizkasse entspricht der 
Rechtslage und ist nicht zu beanstanden. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keine Möglichkeit, dem Anliegen der Petentin 
zum Erfolg zu verhelfen. Es muss bei dem 
Beschluss vom 31.05.2016 verbleiben. 
 
 
16-P-2016-13327-01 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-13343-02 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat auch die weiteren 
Eingaben des Petenten zum Anlass 
genommen, die dieser zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keine Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten 
zum Erfolg zu verhelfen. Es muss daher bei 
den Beschlüssen vom 31.05.2016 und vom 
28.06.2016 verbleiben.  
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
16-P-2016-13357-01 
Hochschulen 
 
 
Die weitere Petition enthält kein neues 
Vorbringen. Es muss daher beim Beschluss 
des Petitionsausschusses vom 31.05.2016 
verbleiben. 
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Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Innovation, Wissenschaft und Forschung vom 
20.04.2016. 
 
 
16-P-2016-13375-00 
Abgabenordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Dem Antrag der Petentin, eine erneute 
Betriebsprüfung durchzuführen, kann schon 
aus verfahrensrechtlichen Gründen nicht 
entsprochen werden. Steuerbescheiden, die 
aufgrund einer Betriebsprüfung ergangen sind, 
wird eine erhöhte Bestandskraft zugemessen. 
Sie können nur geändert werden, wenn eine 
Steuerhinterziehung oder leichtfertige 
Steuerverkürzung vorliegt. Da auch die 
Tatbestandsvoraussetzungen anderer 
Korrekturvorschriften nicht erfüllt sind und die 
Petentin zudem gegen die Bescheide keinen 
Einspruch eingelegt hat, besteht keine 
Möglichkeit, die bestandskräftigen 
Steuerfestsetzungen zu ändern. 
 
Im Übrigen ist die Bearbeitung der 
Steuerfestsetzung der Petentin durch das 
Finanzamt auch inhaltlich zutreffend. Die von 
der Petentin vermutete doppelte 
Berücksichtigung ihres 
Ausscheidungsvolumens liegt nicht vor. 
Vielmehr waren insoweit zwei verschiedene 
Prüfungsfeststellungen (Veräußerungsgewinn, 
anteiliger Übergangsgewinn wegen Wechsel 
der Gewinnermittlungsart) unabhängig 
voneinander im Jahr 2011 zu berücksichtigen. 
 
Ausweislich des Prüfungsberichts hat am 
22.10.2014 eine fernmündliche 
einvernehmliche Schlussbesprechung 
zwischen der Steuerberatung der Petentin und 
dem Betriebsprüfer stattgefunden. Die 
Ergebnisse der Betriebsprüfung sind im 
Rahmen des Besteuerungsverfahrens in 
geänderte Feststellungsbescheide der GbR 
sowie geänderte Einkommensteuerbescheide 
der Petentin eingeflossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2016-13378-00 
Arbeitsförderung 
Wohnungswesen 
 
 
Der Bezug einer Wohnung aus dem Bestand 
öffentlich geförderter Objekte ist einem 
speziellen Personenkreis vorbehalten und es 
ist ein Wohnberechtigungsschein (WBS) 
erforderlich. Die Anspruchsvoraussetzungen 
ergeben sich aus § 18 des Gesetzes zur 
Förderung und Nutzung von Wohnraum. 
Danach ist unter anderem für den Erhalt eines 
WBS der Aufenthaltsstatus aller 
Haushaltsangehörigen bedeutsam. 
Asylbewerber haben vor Anerkennung ihres 
Asylantrags keinen Anspruch auf Ausstellung 
eines WBS. Darüber hinaus ist eine 
Antragstellung durch die Petentin bislang nicht 
erfolgt, obwohl ihr in einem Gespräch am 
16.03.2016 die Antragsvoraussetzungen 
genau erläutert wurden. Eine Aufnahme in die 
Liste der Wohnungssuchenden kann ohne 
Antrag nicht erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt der Petentin, 
sich zur Antragstellung mit der Stadt 
Paderborn in Verbindung zu setzen. Die Stadt 
wird sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
unterstützen. 
 
Hinsichtlich der Vorwürfe gegen das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
wurde die Petition zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-13379-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-13391-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Dem Petenten wurden bei dem Termin am 
30.09.2015 alle gewünschten Unterlagen 
vorgelegt, soweit dies nach Rechtsauffassung 
der Stadt Kerpen für zulässig erachtet wurde. 
So konnten der Petent und sein Rechtsanwalt 
in alle ihn betreffenden verfahrensspezifischen 
Unterlagen Einsicht nehmen. 
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Die von ihm ebenfalls beantragte Einsicht in 
die Aktenteile der zwei weiteren Parteien 
wurde nicht gewährt, da die dort enthaltenen 
Informationen keine zusätzlichen 
Anhaltspunkte für die Verfolgung subjektiver 
Rechtsansprüche erkennen lassen. Eine 
Abtrennung oder Schwärzung der 
personenbezogenen Daten der weiteren 
Parteien ist nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich. Ferner haben die weiteren 
betroffenen Parteien der Stadt Kerpen keine 
Einwilligung erteilt, dem Petenten ihre Akten 
zur Verfügung zu stellen. Daher besteht kein 
Anspruch auf Informationszugang nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz NRW. 
 
Die Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit (LDI) hat die Auffassung 
der Stadt Kerpen bestätigt und teilt mit, dass 
der Petent seitens der LDI mit einem 
Schreiben im April 2016 informiert wurde, dass 
sich aus rechtlicher Sicht nach den 
Vorschriften des Informationsfreiheitsgesetzes 
keine weiteren Anhaltspunkte als die bereits 
angesprochenen ergeben hätten und keine 
weiteren Schritte veranlasst werden könnten. 
 
Vor dem Hintergrund, dass das 
Umlegungsverfahren rechtsverbindlich 
abgeschlossen ist, wird der Auffassung des 
Bürgermeisters der Stadt Kerpen gefolgt. 
Sofern der Petent der Auffassung ist, dass das 
Umlegungsverfahren aufgrund seiner 
Verfassungsbeschwerde noch nicht 
abgeschlossen ist, wird auf die rechtlichen 
Darlegungen des Oberlandesgerichts Köln in 
seinem Beschluss vom 03.07.2014 verwiesen. 
 
Der Bürgermeister der Stadt Kerpen hat alle 
Rechtsvorschriften fehlerfrei angewandt. Die 
beteiligten Behörden haben sich ausführlich 
mit dem Vortrag des Petenten und den 
rechtlichen Vorgaben auseinandergesetzt. 
Auch ist dem Petenten grundsätzlich in 
angemessener Form und zeitnah Auskunft 
gegeben worden. 
 
 
16-P-2016-13392-00 
Eisenbahnwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
 
Es ist davon auszugehen, dass die durch das 
Eisenbahn-Bundesamt genehmigte 
Sicherungsanlage mit Fußgängerakustik 
derzeit entsprechend der Vorgaben der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) 
und der anerkannten Regeln der Technik, die 

in der DB-Richtlinie 815 „Bahnübergänge 
planen und instand halten“ enthalten sind, 
betrieben wird. Die Ausführung wird in 
Anbetracht der besagten Schülerverkehre und 
der dichten Zugfolge zur Gewährleistung der 
Sicherheit als erforderlich erachtet. 
 
Eine mögliche Verringerung der Warntondauer 
der Fußgängerakustik bedingt die 
Neuprojektierung, planerische Prüfung und 
eine Planänderung der Anlage mit einem 
entsprechenden zeitlichen 
Realisierungshorizont. Bis dahin muss der 
derzeit genehmigte Zustand der Anlage 
beibehalten werden. 
 
 
16-P-2016-13393-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petenten reisten im April 2014 in das 
Bundesgebiet ein und stellten Asylanträge. 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) lehnte diese mit Bescheid vom 
08.12.2015 als offensichtlich unbegründet ab. 
Mit Beschluss vom 15.02.2016 lehnte das 
Verwaltungsgericht Düsseldorf den Antrag auf 
Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung der Klage sowie den Antrag auf 
Prozesskostenhilfe ab. Mit Gerichtsbescheid 
vom 01.04.2016 wurde die Klage gegen den 
BAMF-Bescheid abgewiesen. Die Petenten 
sind vollziehbar ausreisepflichtig. 
 
Die mit der Petition vorgetragenen 
zielstaatsbezogenen Gründe waren 
Gegenstand des rechtskräftig 
abgeschlossenen Asylverfahrens. 
 
Die Härtefallkommission hat für die Petenten 
ein Ersuchen ausgesprochen. Die 
Ausländerbehörde (ABH) des Kreises 
Mettmann folgt dem Ersuchen und erteilt den 
Petenten eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23a 
des Aufenthaltsgesetzes. Die 
Aufenthaltserlaubnis ist für ein Jahr gültig und 
wird um die Auflagen "Beschäftigung nur mit 
Genehmigung der ABH gestattet" und "Zur 
Wohnsitznahme in Ratingen verpflichtet" 
ergänzt. Darüber hinaus werden die Petenten 
informiert, dass eine Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis von der Sicherung des 
Lebensunterhalts abhängig ist. 
 
 
 
16-P-2016-13418-01 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
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16-P-2016-13438-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Das Asylerstverfahren des Petenten wurde im 
März 1996 rechtskräftig negativ 
abgeschlossen. Das Asylfolgeverfahren fand 
seinen rechtskräftig negativen Abschluss im 
Februar 2002. Im Anschluss daran wurde der 
seit Mai 2005 volljährige Petent aufgrund einer 
psychischen Erkrankung der Mutter geduldet. 
Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis kam 
wegen des fehlenden Nationalpasses, 
mehrerer Straftaten und des Bezugs 
öffentlicher Mittel nicht in Betracht. Den nach 
Ablauf eines Visums am 06.08.2013 gestellten 
Asylfolgeantrag lehnte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge mit Bescheid vom 
15.10.2013 ab. Zugestellt wurde der Bescheid 
am 17.10.2013. Rechtskraft erlangte die 
Ablehnung am 05.05.2015 nach Urteil des 
Verwaltungsgerichts Köln vom 26.03.2015. 
Somit wurde die Rechtmäßigkeit der für den 
Fall der nicht freiwilligen Ausreise angedrohten 
Abschiebung durch die rechtskräftige 
verwaltungsgerichtliche Entscheidung 
bestätigt. An die Entscheidungen des 
Bundesamts und des Verwaltungsgerichts ist 
die Ausländerbehörde gebunden. 
 
Gründe für die Erteilung eines vom 
Asylverfahren unabhängigen Aufenthaltsrechts 
sind nicht ersichtlich. Der Petent ist 
verpflichtet, das Bundesgebiet zu verlassen. 
Soweit erforderlich, wird die Ausländerbehörde 
bei aufenthaltsbeendenden Maßnahmen eine 
Prüfung der Reisefähigkeit durchführen und 
die Maßnahmen mit entsprechenden 
Vorsichtsmaßnahmen begleiten. 
 
 
 
 
16-P-2016-13449-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen und den mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalt unterrichtet. Er 
sieht keine Möglichkeit, dem Anliegen des 
Petenten zu entsprechen. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass der Petent regelmäßigen Kontakt zu 
seiner Ehefrau in Form von Besuchen in der 

Klinik als auch durch Eins-zu-eins-Ausgänge in 
die Wohnung der Ehefrau erhält. Die Vorwürfe 
des Petenten hinsichtlich des Fehlverhaltens 
von Klinikpersonal haben sich nicht bestätigt. 
 
Der Ausschuss hat davon Kenntnis 
genommen, dass die 
Strafvollstreckungskammer des Landgerichts 
mit Beschluss vom 08.04.2016 die Fortdauer 
der Unterbringung angeordnet und das 
Oberlandesgericht die hiergegen gerichtete 
sofortige Beschwerde des Petenten mit 
Beschluss vom 02.06.2016 als unbegründet 
verworfen hat. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
 
Der Petitionsausschuss hat ferner zur Kenntnis 
genommen, dass die Gnadenstelle das in der 
Zwischenzeit eingeleitete Gnadengesuch 
geprüft und abgelehnt hat. 
 
 
16-P-2016-13464-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Angelegenheit 
geprüft. Er sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen der Petentin zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Eine zunächst fehlerhaft ergangene 
Beurteilung aus dem Jahr 2014 wurde wegen 
der unterbliebenen Beteiligung der 
Hauptschwerbehindertenvertretung 
aufgehoben und der Petentin wurde zu Beginn 
des Jahres 2016 eine neue Regelbeurteilung 
bekanntgegeben. Hiergegen hat diese 
zwischenzeitlich Klage erhoben.  
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. Aus dem gleichen 
Grund ist die Einflussnahme auf gerichtliche 
Verfahren ausgeschlossen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales), ihn über den weiteren Verlauf 
des Klageverfahrens zu unterrichten. 
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16-P-2016-13466-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht darüber hinaus keinen 
Anlass zu Maßnahmen. 
 
Der Ausschuss hat von den Gründen Kenntnis 
genommen, aus denen die Staatsanwaltschaft 
es abgelehnt hat, die Strafvollstreckung 
gemäß § 35 des Betäubungsmittelgesetzes 
zurückzustellen. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Die Gnadenstelle bei dem zuständigen 
Landgericht hat aus Anlass der Petition ein 
Gnadenverfahren eingeleitet. Nachdem der 
Petent zwischenzeitlich aus dem rheinland-
pfälzischen Strafvollzug heraus in sein 
Heimatland abgeschoben worden ist, hat die 
Gnadenstelle mitgeteilt, dass sie das 
Gnadenverfahren als erledigt ansieht.  
 
 
16-P-2016-13477-00 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat das Anliegen des 
Petenten sowie die Sach- und Rechtslage 
geprüft. 
 
Die vom Petenten geforderte Ausnahme vom 
Umweltzonen-Verkehrsverbot für einen 
Bücherbus kann nicht gewährt werden, da dies 
im gesetzlich geregelten, landesweit gültigen 
Ausnahmekatalog nicht vorgesehen ist. 
 
Gleichzeitig hat die Stadt jedoch 
zwischenzeitlich Maßnahmen getroffen, die bei 
Streichung zweier Haltepunkte innerhalb der 
Umweltzone den Bücherbusservice 
aufrechterhält. Damit konnte dem Anliegen des 
Petenten teilweise entsprochen werden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz vom 28.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13500-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 

Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
Es besteht kein Anlass zu aufsichtlichen 
Maßnahmen, da die geltenden Vorschriften 
rechtsfehlerfrei angewandt wurden. 
 
Die auf einem organisatorischen Fehler der 
Stadt Köln beruhende Beschwerde des 
Petenten bezüglich der Verwechslung von 
Unterlagen wurde seitens der Stadt in dem 
Schreiben an den Petenten vom 21.04.2016 
eingestanden und bedauert. 
 
Die Vorwürfe des Petenten gegen eine 
Mitarbeiterin beim Amt für Soziales und 
Senioren, sie würde willkürlich bzw. unkorrekt 
arbeiten, haben sich nicht bestätigt.  
 
Dem Petenten wird empfohlen, sich bei 
weiteren Unklarheiten hinsichtlich seiner 
Leistungsangelegenheiten an seine 
Sachbearbeiterin bzw. deren Vorgesetzten zu 
wenden. 
 
Soweit der Petent die Richtigkeit der in der 
Vergangenheit erlassenen Bescheide der 
Stadt Köln nach dem Zwölften Buch des 
Sozialgesetzbuchs anzweifelt und eine 
rückwirkende Neuberechnung seines 
Leistungsanspruchs wünscht, wird er auf die 
Petition Nr. 16-P-2016-13565-00 verwiesen. 
 
 
16-P-2016-13504-00 
Rechtspflege 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht darüber hinaus keinen 
Anlass zu Maßnahmen. 
 
Er hat von Inhalt und Gang des mit der Petition 
angesprochenen Strafverfahrens sowie davon 
Kenntnis genommen, dass das Amtsgericht die 
Einholung eines medizinischen 
Sachverständigengutachtens zu der Frage 
angeordnet hat, ob der Petent den Unfall 
bemerken konnte. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich ferner davon 
überzeugt, dass die Fahrerlaubnisbehörde des 
Kreises bislang nicht mit der 
Fahrerlaubnisangelegenheit des Petenten 
befasst gewesen ist. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
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verliehenen Unabhängigkeit ist des dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
 
 
16-P-2016-13507-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrunde liegenden Sachverhalt unterrichtet. 
Er sieht keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
Der Ausschuss hat dabei auch von den 
Gründen Kenntnis genommen, aus denen die 
Staatsanwaltschaft Aachen unter dem 
Aktenzeichen 804 Js 535/14 von der Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens abgesehen hat 
und die hiergegen eingelegte Beschwerde des 
Petenten ohne Erfolg geblieben ist. 
 
 
 
16-P-2016-13508-00 
Abgabenordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Landesregierung (Finanzministerium) wird 
jedoch gebeten, gegenüber dem Finanzamt 
Köln-West anzuregen, nochmals zu prüfen, ob 
der Petentin vor einer Auswertung des 
Betriebsprüfungsberichts in einem 
gemeinsamen Gespräch nach Vorlage der 
dem steuerlichen Berater der Petentin durch 
den Veräußerer bereits ausgehändigten 
Unterlagen noch fehlende und für die 
steuerliche Beurteilung maßgebliche 
Unterlagen zur Vorbereitung etwaiger 
Folgegespräche übersandt werden. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 08.08.2016. 
 
 
 
 
16-P-2016-13523-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten sowie die dieser zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage geprüft. 

 
Die Stadt hat den Sachverhalt nach 
Feststellung des Petitionsausschusses bislang 
hinreichend aufgeklärt. Mit E-Mail des 
Petenten vom 21.06.2016 hat dieser seinen 
Widerspruch weiter begründet. Die Stadt hat 
daraufhin angekündigt, sie werde bei dem nun 
benannten Arzt einen Bericht anfordern und 
danach über den Widerspruch entscheiden. 
Der Petent wird gebeten, diese Entscheidung 
abzuwarten. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Integration und Soziales), ihn über den 
weiteren Verlauf des Widerspruchsverfahrens 
zu unterrichten. 
 
 
16-P-2016-13533-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Grundsteuer 
Kommunalabgaben 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. Er sieht keine 
Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass der Petent den Anspruch der Stadt auf 
Räumung und Herausgabe des Grundstücks 
anerkannt hat, worauf ein Anerkenntnisurteil 
des Landgerichts ergangen ist. 
 
Dem Ausschuss ist es aufgrund der durch 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleisteten 
richterlichen Unabhängigkeit verwehrt, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. Entscheidungen der 
Gerichte können nur nach den Bestimmungen 
der jeweiligen Prozessordnung durch die 
nächsthöhere gerichtliche Instanz überprüft 
werden. Ist der Instanzenzug ausgeschöpft, 
muss das Ergebnis hingenommen werden. 
 
Soweit der Petent den Abschluss eines 
Pachtvertrags mit der Stadt für das in Rede 
stehende Grundstück einfordert, handelt es 
sich um eine rein privatrechtliche 
Angelegenheit, über die die Stadt im Rahmen 
kommunaler Selbstverwaltung entscheidet. 
 
Zur Festsetzung der Grundbesitzabgaben 
empfiehlt der Petitionsausschuss dem 
Petenten, Kontakt mit dem zuständigen 
Finanzamt aufzunehmen, da die 
Eigentumsverhältnisse geklärt sind. 
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Der Ausschuss sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales – MIK) kommunalaufsichtliche 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MIK vom 20.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13535-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Gründe unterrichtet, die einem 
Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand 
im Fall des Petenten entgegenstehen.  
 
Der Ausschuss sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält je eine Kopie der 
Stellungnahme des Justizministeriums vom 
06.06.2016 und des dazugehörigen Berichts 
der Generalstaatsanwältin in Hamm vom 
19.05.2016. 
 
 
16-P-2016-13536-00 
Grundsteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Da der Petent beim zuständigen Finanzgericht 
eine Klage eingereicht hat, ist auf die 
Unabhängigkeit von Richterinnen und Richtern 
nach Artikel 97 des Grundgesetzes 
hinzuweisen. Der Petitionsausschuss kann 
daher keine Entscheidungen von Richterinnen 
und Richtern überprüfen, ändern oder 
aufheben. Aus dem gleichen Grund ist die 
Einflussnahme auf gerichtliche Verfahren 
ausgeschlossen. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 01.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13545-00 
Recht der sozialen Entschädigung bei 
Gesundheitsschäden 
 
 
Die durch den Landschaftsverband Westfalen-
Lippe (LWL) erfolgte Anrechnung eines 

Minderungsbetrags von 5,- Euro aufgrund des 
übrigen Einkommens (VBL-Rente) des 
Petenten gemäß § 10 a Abs. 3 des 
Opferentschädigungsgesetzes entspricht der 
Sach- und Rechtslage und ist daher nicht zu 
beanstanden. 
 
Auch wenn es sich um einen relativ geringen 
Betrag handelt, hat der LWL keinen 
Ermessensspielraum, von der Anrechnung 
abzusehen. Eine Bagatellgrenze sieht der 
Bundesgesetzgeber ausdrücklich nicht vor.  
 
Es ist nicht auszuschließen, dass bei 
zukünftigen Einkommensschwankungen ein 
erneuter Minderungsbetrag bei der 
Berechnung der Entschädigungsleistung 
ermittelt wird. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Integration und 
Soziales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
16-P-2016-13546-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den mit der 
Petition angesprochenen Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der 
Chefarzt der Abteilung Forensik IV der LVR-
Klinik aufgrund einer längerfristigen 
Erkrankung durch die weiteren Chefärzte und 
den leitenden Oberarzt vertreten wird. 
 
Aufgrund eines Personalengpasses in Haus 
25 3/4 mussten Gruppensitzungen ausfallen. 
Durch die Nachbesetzung der Stelle durch 
eine Psychologin können jedoch die 
vorgesehenen Termine wieder stattfinden. 
Auch die vakante Stelle der pflegerischen 
Stationsleitung wurde inzwischen wieder neu 
besetzt.  
 
Für die Patientinnen und Patienten sind auch 
während der Übergabezeit und der 
Dienstbesprechungen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Pflege- und 
Erziehungsdienstes ansprechbar. 
 
Der Petitionssauschuss hat sich davon 
unterrichtet, dass in der LVR-Klinik zahlreiche 
und angemessene therapeutische Angebote 
gemacht sowie Anregungen zur 
Freizeitgestaltung, welche auch der 
Strukturierung des Tagesablaufs dienen, 
gegeben werden. 
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Die Vorwürfe des Petenten hinsichtlich des 
Fehlverhaltens von Klinikpersonal haben sich 
nicht bestätigt. 
 
 
16-P-2016-13548-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent ist in den letzten 20 Jahren 
mehrere Male in die Bundesrepublik 
Deutschland eingereist, hat mehrere erfolglose 
Asylverfahren betrieben und wurde bereits 
mehrmals in seine Heimat abgeschoben. Im 
Februar 2015 reiste er mit seiner 
Lebensgefährtin und den Kindern erneut in das 
Bundesgebiet ein. Am 24.02.2015 wurden 
Asylanträge gestellt. Mit Bescheiden vom 09. 
und 10.03.2015 lehnte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) die Anträge 
auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 
und auf Asylanerkennung für die gesamte 
Familie als offensichtlich unbegründet ab. Der 
subsidiäre Schutzstatus wurde nicht zuerkannt. 
Abschiebungsverbote stellte das BAMF nicht 
fest. Die dagegen eingereichten Klagen und 
Eilanträge wurden vom Verwaltungsgericht 
Gelsenkirchen unanfechtbar abgelehnt. Die 
Ablehnungsbescheide des BAMF wurden 
somit rechtskräftig bestätigt. 
 
Die Petenten sind vollziehbar ausreisepflichtig. 
Eine freiwillige Ausreise am 18.03.2016 
erfolgte trotz eigener Zusage und gebuchter 
Flugtickets nicht. Die Petenten wurden am 
02.08.2016 gemeinsam in ihr Heimatland 
abgeschoben. 
 
Im Hinblick auf die abgeschlossenen 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren und das 
bisher erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
 
 
 
16-P-2016-13562-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin und den der Petition 
zugrunde liegenden Sachverhalt unterrichtet. 
Die Petition betrifft Fragen der 

Gerichtsorganisation und berührt nicht die 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
gewährleistete richterliche Unabhängigkeit 
bzw. die den Rechtspflegerinnen und 
Rechtspflegern durch das Rechtspflegergesetz 
garantierte sachliche Unabhängigkeit. 
 
Die Petition ist im Hinblick auf die teilweise nur 
verzögert erfolgte Bearbeitung der Auszahlung 
von Vergütungen von rechtlichen 
Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuern 
begründet. Zwischenzeitlich konnten sämtliche 
ausstehende Vergütungen der Petentin 
angewiesen werden, so dass ihrem Anliegen 
mittlerweile entsprochen wurde. 
 
Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Justizministerium) sind auch personelle 
Engpässe im Hinblick auf die im Januar 2016 
erfolgte Umstellung auf das Verfahren 
EPOS.NRW für verzögerte Auszahlungen 
ursächlich gewesen. Darüber hinaus wird 
vorgetragen, dass es sich bei den 
Anweisungen der Betreuungsvergütungen um 
eine Spezialmaterie handele, was zur Folge 
gehabt habe, dass personelle Hilfen zunächst 
nicht sogleich möglich gewesen seien. 
 
Dem Petitionsausschuss ist bewusst, dass 
Betreuerinnen und Betreuer mit ihren 
Forderungen gegenüber der Landeskasse 
zwar von praktisch keinem Ausfallrisiko 
bedroht sind. Im Hinblick auf die erhebliche 
Bedeutung der pünktlichen Auszahlung fälliger 
Vergütungen für die wirtschaftliche Existenz 
von Betreuerinnen und Betreuern sowie das 
Interesse der Allgemeinheit an einem 
funktionierenden Betreuungswesen betrachtet 
der Petitionsausschuss die Vorkommnisse 
gleichwohl kritisch. Aus seiner Sicht stellen 
wirtschaftlich auskömmliche Verhältnisse in 
Form zügiger Forderungsausgleichungen eine 
Grundvoraussetzung für gutes berufliches 
Engagement dar. 
 
 
 
16-P-2016-13572-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den mit der 
Petition angesprochenen Sachverhalt 
informiert. Er sieht darüber hinaus keinen 
Anlass zu Maßnahmen. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass der Petent sich derzeit angemessen und 
absprachefähig zeigt und ihm daher in 
Aussicht gestellt wurde, bei weiterem positiven 
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Verlauf eine Verlegung in die 
Allgemeinpsychiatrie zu bewilligen. 
 
Er hat ferner davon Kenntnis genommen, dass 
die Strafvollstreckungskammer des 
Landgerichts zuletzt mit Beschluss vom 
21.10.2015 die Fortdauer der Unterbringung 
angeordnet und das Oberlandesgericht die 
hiergegen gerichtete sofortige Beschwerde 
des Petenten mit Beschluss vom 07.01.2016 
als unbegründet verworfen hat. Außerdem hat 
er davon Kenntnis genommen, dass dem 
Anliegen des Petenten insoweit entsprochen 
worden ist, als die zuständige 
Strafvollstreckungskammer im Anschluss an 
die am 09.06.2016 erfolgte Anhörung des 
Petenten über dessen erneuten Antrag auf 
Aufhebung der Maßregelanordnung befinden 
wird. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
 
Die Gnadenstelle bei dem Landgericht hat aus 
Anlass der Petition ein Gnadenverfahren 
eingeleitet, welches noch nicht abgeschlossen 
ist. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Justizministerium), ihn über 
den Ausgang des Gnadenverfahrens zu 
unterrichten. 
 
 
16-P-2016-13573-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin und den der Petition 
zugrunde liegenden Sachverhalt unterrichtet. 
Die Petition betrifft Fragen der 
Gerichtsorganisation und berührt nicht die 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
gewährleistete richterliche Unabhängigkeit 
bzw. die den Rechtspflegerinnen und 
Rechtspflegern durch das Rechtspflegergesetz 
garantierte sachliche Unabhängigkeit. 
 
Die Petition ist im Hinblick auf die teilweise nur 
verzögert erfolgte Bearbeitung der Auszahlung 
von Vergütungen von rechtlichen 
Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuern 
begründet. Zwischenzeitlich konnten sämtliche 
ausstehende Vergütungen der Petentin 
angewiesen werden, so dass ihrem Anliegen 
mittlerweile entsprochen wurde. 
 

Nach Mitteilung der Landesregierung 
(Justizministerium) sind auch personelle 
Engpässe im Hinblick auf die im Januar 2016 
erfolgte Umstellung auf das Verfahren 
EPOS.NRW für verzögerte Auszahlungen 
ursächlich gewesen. Darüber hinaus wird 
vorgetragen, dass es sich bei den 
Anweisungen der Betreuungsvergütungen um 
eine Spezialmaterie handele, was zur Folge 
gehabt habe, dass personelle Hilfen zunächst 
nicht sogleich möglich gewesen seien. 
 
Dem Petitionsausschuss ist bewusst, dass 
Betreuerinnen und Betreuer mit ihren 
Forderungen gegenüber der Landeskasse 
zwar von praktisch keinem Ausfallrisiko 
bedroht sind. Im Hinblick auf die erhebliche 
Bedeutung der pünktlichen Auszahlung fälliger 
Vergütungen für die wirtschaftliche Existenz 
von Betreuerinnen und Betreuern sowie das 
Interesse der Allgemeinheit an einem 
funktionierenden Betreuungswesen betrachtet 
der Petitionsausschuss die Vorkommnisse 
gleichwohl kritisch. Aus seiner Sicht stellen 
wirtschaftlich auskömmliche Verhältnisse in 
Form zügiger Forderungsausgleichungen eine 
Grundvoraussetzung für gutes berufliches 
Engagement dar. 
 
 
 
16-P-2016-13578-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Er hat von den Gründen, aus denen den 
Vorschlägen der Petentin - Prüfung der 
Einführung eines Altersgeldes für freiwillig aus 
dem Dienst ausscheidende Landesbeamtinnen 
und -beamte nach dem Vorbild des Bundes 
sowie die Prüfung, ob einem Antrag auf 
Beurlaubung ohne Bezüge ab dem 
55. Lebensjahr mit Abschlägen in der 
Versorgung verbindlich stattgegeben werden 
muss - nicht gefolgt werden kann, Kenntnis 
genommen. 
 
Der Ausschuss überweist die Petition an den 
Haushalts- und Finanzausschuss sowie den 
Unterausschuss Personal als Material. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Finanzministeriums vom 
11.07.2016. 
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16-P-2016-13582-00 
Friedhofswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin informiert und einen 
Erörterungstermin durchgeführt. Er nimmt 
erfreut zur Kenntnis, dass das Gartenamt der 
Petentin angeboten hat, das Grab ihres 
verstorbenen Kindes auch nach Ablauf der 
Ruhefrist am 08.11.2018 für weitere 12 Jahre 
bis 2030 zu nutzen. 
 
Die Petition hat gezeigt, dass Bürgerinnen und 
Bürgern in emotionalen Ausnahmesituationen 
wie nach dem Tod eines nahen Angehörigen 
möglicherweise nicht vollständig im Klaren 
darüber sind, welche Auswirkungen ihre mit 
der Bestattung zu treffenden Entscheidungen 
haben (etwa bei der Wahl verschiedener 
Grabstätten und der damit 
zusammenhängenden unterschiedlichen 
Ruhefristen). 
 
Anlehnend an die Erfahrungen, die andere 
Kommunen mit dieser Thematik gewonnen 
haben (z. B. die Städte Karlsruhe, Hamburg, 
Flensburg), möchte der Petitionsausschuss 
daher bei der Stadt Düsseldorf anregen, die 
Einrichtung eines zentralen 
Beratungszentrums auf einem städtischen 
Friedhof zu prüfen. Ein solches 
Beratungszentrum könnte eine erste 
Anlaufstelle für Fragen, Informationen und 
Beratung rund um die Themen Tod, 
Bestattung, Grabwahl und Grabpflege sowie 
die verschiedenen Formen der Vorsorge sein. 
Auf diesem Wege könnte eine qualifizierte 
Beratung bereits im Vorfeld erfolgen und 
mögliche Missverständnisse vermieden 
werden. 
 
 
16-P-2016-13584-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petenten sind mit ihrem Sohn A. am 
04.05.2014 in das Bundesgebiet eingereist 
und stellten am 23.05.2014 Asylanträge. Mit 
Bescheid vom 07.01.2016 lehnte das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) die Anträge auf Asylanerkennung ab. 
Die Flüchtlingseigenschaft und der subsidiäre 
Schutzstatus wurden nicht zuerkannt. Das 
BAMF stellte fest, dass keine 
Abschiebungsverbote vorliegen und forderte 
die Petenten auf, das Bundesgebiet zu 
verlassen. 
 
Am 27.01.2016 wurden beim 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen Klagen 

gegen die Entscheidungen des BAMF 
erhoben, die derzeit noch anhängig sind. Die 
Entscheidungen des Verwaltungsgerichts 
Gelsenkirchen bleiben abzuwarten. Von daher 
stehen aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
derzeit nicht an. 
 
Im Hinblick auf den Verfahrensstand beim 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen und das 
bisher erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen. Im Übrigen unterliegen 
verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl in 
Verfahrensführung wie auch 
Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
 
 
16-P-2016-13592-00 
Straßenbau 
 
 
Der von den Petenten vermutete Verstoß 
gegen das Straßen- und Wegegesetz 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in Bezug 
auf das Planfeststellungsverfahren zur A 33, 
Anschlussstelle Buschkamp, kann nicht 
bestätigt werden. Das StrWG NRW regelt die 
Rechtsverhältnisse der öffentlichen Straßen. 
Ein Anspruch auf die Realisierung einer 
bestimmten Straße innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums lässt sich daraus nicht 
ableiten.  
 
Die Landesregierung hat die Planung der in 
Rede stehenden Ortsumgehung im Rahmen 
ihrer Priorisierung in 2011 als nachrangig zu 
planende Maßnahme eingeordnet. Ein Grund 
für die Entscheidung ist der fehlende Konsens 
der betroffenen Kommunen. Im Rahmen der 
Linienabstimmung ist das Vorhaben, auch 
soweit die Trasse bereits modifiziert wurde, 
von der Stadt Bielefeld entschieden abgelehnt 
worden, während die Stadt Gütersloh eine 
Realisierung nachdrücklich forderte. Dieser 
Zustand hält bis heute an. Die 
Rahmenbedingungen haben sich nicht 
geändert, weshalb kein Anlass besteht, eine 
neue Priorisierung vorzunehmen. Darüber 
hinaus könnte auch bei einer vorrangigen 
Priorisierung der Maßnahme keine kurzfristige 
Realisierung in Aussicht gestellt werden. Das 
Land NRW räumt notwendigerweise der 
Erhaltung gegenüber dem Neu- und Ausbau 
von Landesstraßen einen Vorrang ein, so dass 
für die Abwicklung laufender Projekte und 
Neubeginne innerhalb des 
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Landesstraßenbauprogramms nur deutlich 
begrenzt Finanzmittel zur Verfügung stehen. 
Über die Bereitstellung von Finanzmitteln, die 
Aufnahme neuer Maßnahmen in das 
Bauprogramm und Neubeginne entscheidet 
der Landtag jährlich neu.  
 
Maßnahmen zur Verkehrsentlastung wurden 
untersucht. Es können jedoch aufgrund der 
örtlichen Gegebenheiten aus 
straßenverkehrsrechtlicher Sicht dem 
verdrängten Schwerlastverkehr keine 
geeigneten Ausweichstrecken angeboten 
werden. Zudem müssten bei einer Sperrung 
der Ortsdurchfahrt Vorkehrungen getroffen 
werden, um den Lieferverkehr sicherzustellen.  
 
Im Übrigen wurde der Bau der Ortsumgehung 
im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens 
nicht als Voraussetzung für den Bau der A 33, 
Anschlussstelle Buschkampstraße genannt. 
Ein Verfahrens- und Formfehler ist insoweit 
nicht festzustellen.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
 
16-P-2016-13599-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Die beabsichtigte Herabsetzung des Grades 
der Behinderung (GdB) auf 70 sowie die 
Ablehnung der Feststellung der 
gesundheitlichen Voraussetzungen der 
erheblichen Gehbehinderung, der 
außergewöhnlichen Gehbehinderung, der 
Notwendigkeit ständiger Begleitung und der 
Rundfunkgebührenbefreiung (Merkzeichen 
„G“, „aG“, „B“ und „RF“ im 
Schwerbehindertenausweis) entsprechen nach 
den aktenkundigen medizinischen Unterlagen 
der Sach- und Rechtslage. 
 
Der Ausgang des Widerspruchsverfahrens 
bleibt abzuwarten. 
  
 
 
16-P-2016-13600-00 
Baugenehmigungen 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. Er stellt fest, dass die der 
Stadt Bornheim am 23.05.2016 erteilte 
Baugenehmigung für die Errichtung eines 
Übergangswohnheims in Containerbauweise 
für die Unterbringung von Flüchtlingen auf dem 

in Rede stehenden Grundstück in Bornheim 
nicht zu beanstanden ist.  
 
Das Vorhaben ist nach § 246 Abs. 13 Satz 1, § 
35 Abs. 4 Satz 1 und § 35 Abs. 2 des 
Baugesetzbuchs (BauGB) als sonstiges 
Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 2 BauGB für 
die Dauer von drei Jahren planungsrechtlich 
zulässig. Danach sollen die baulichen Anlagen 
zurückgebaut und das Gelände rekultiviert 
werden, so dass es dann vollumfänglich für die 
eigentlichen Zwecke zur Verfügung steht.  
 
Vor dem Hintergrund der vielen innerhalb 
kürzester Zeit zur Vermeidung von 
Obdachlosigkeit unterzubringenden Flüchtlinge 
und der hieraus für das Land und die 
Kommunen folgenden Schwierigkeiten zur 
Schaffung von Unterkünften sowie der vorab 
geklärten Genehmigungsfähigkeit der 
Flüchtlingsunterkunft begegnet es keinen 
Bedenken, dass die Flüchtlingsunterkunft 
errichtet und die Nutzung aufgenommen 
wurde, bevor eine Baugenehmigung erteilt 
werden konnte.  
 
 
 
16-P-2016-13604-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Petenten reisten am 28.07.2015 in das 
Bundesgebiet ein. Die Asylanträge vom 
30.09.2015 wurden mit Bescheid des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) vom 12.02.2016 als offensichtlich 
unbegründet abgelehnt. Am 21.03.2016 lehnte 
das Verwaltungsgericht Arnsberg den Antrag 
auf Eilrechtsschutz ab. Die ebenfalls 
eingereichte Klage entfaltet somit keine 
aufschiebende Wirkung. Die Petenten sind 
vollziehbar ausreisepflichtig.  
 
Soweit die Petition sich auf die 
Geltendmachung zielstaatsbezogener 
Abschiebehindernisse stützt, waren diese 
schon Gegenstand des Asylverfahrens und 
wurden bereits im Gerichtsverfahren geprüft. 
Zu den vorgetragenen Unstimmigkeiten bei der 
Übersetzung im Rahmen der Anhörung im 
Asylverfahren hat das Verwaltungsgericht 
festgestellt, dass diese auch im gerichtlichen 
Verfahren nicht plausibel dargelegt worden 
seien. Die Erkrankung der Tochter E. wurde 
erstmals beim Antrag auf Gewährung des 



Landtag Nordrhein Westfalen  16. Wahlperiode  Petitionsausschuss 64. Sitzung am 30.08.2016 108 

einstweiligen Rechtsschutzes vorgetragen. 
Das Verwaltungsgericht hat festgestellt, dass 
die Voraussetzungen für ein 
krankheitsbedingtes Abschiebungsverbot nicht 
vorliegen. An die Entscheidungen des BAMF 
und des Verwaltungsgerichts ist die 
Ausländerbehörde gebunden. Anhaltspunkte 
für eine Reiseunfähigkeit einzelner 
Familienmitglieder liegen nicht vor. 
 
Ein asylverfahrensunabhängiges 
Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen 
können die Betroffenen nicht erhalten, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. 
 
Nach den Bestimmungen der 
Beschäftigungsverordnung haben 
Staatsangehörige von Albanien grundsätzlich 
die Möglichkeit, im Heimatland in den Jahren 
2016 bis 2020 bei der deutschen 
Auslandsvertretung ein Visum zur Ausübung 
einer Beschäftigung im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zu beantragen. 
Zu den Voraussetzungen könnten die 
Petenten sich vor Ort beraten lassen. 
 
Den Petenten wird auch unter diesem 
Gesichtspunkt empfohlen, das Bundesgebiet 
freiwillig zu verlassen. Dies gilt insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass sich im Falle ihrer 
Abschiebung das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot von zehn auf 30 Monate 
verlängert. 
 
 
16-P-2016-13607-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 

nicht infrage. Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition weiter tätig zu werden.  
 
Im Übrigen liegt das der Petition als Anlage 
beiliegende Schreiben vom 21.03.2016 beim 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen auch als Einwendung zum 
Deckblattverfahren vor. Diese wird im Rahmen 
des Planfeststellungsverfahrens berücksichtigt 
und einer Abwägung unterzogen. 
 
 
16-P-2016-13613-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
Im Übrigen liegt das der Petition als Anlage 
beiliegende Schreiben vom 21.03.2016 beim 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen auch als Einwendung zum 
Deckblattverfahren vor. Diese wird im Rahmen 
des Planfeststellungsverfahrens berücksichtigt 
und einer Abwägung unterzogen.  
 
 
16-P-2016-13614-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13615-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13616-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13617-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13618-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13619-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13620-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13621-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13622-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13623-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13624-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13625-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13626-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13627-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13628-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13629-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13630-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13631-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13632-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13633-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13634-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 



Landtag Nordrhein Westfalen  16. Wahlperiode  Petitionsausschuss 64. Sitzung am 30.08.2016 114 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13635-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13636-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13637-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13638-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13639-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13640-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13641-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13642-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13643-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13644-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13645-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13647-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13648-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13649-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13650-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13651-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13652-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13653-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 

zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13654-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13655-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
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zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13656-00 
Straßenbau 
 
 
Die von den Petenten dargelegte im Jahr 2010 
gegenüber 2005 abnehmende 
Verkehrsbelastung ist an vielen Stellen des 
nordrhein-westfälischen Straßennetzes 
aufgetreten und auf die Effekte der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab 2008 
zurückzuführen. Darüber hinaus steht die von 
den Petenten genannte Rückläufigkeit des 
Verkehrsaufkommens zwischen den Jahren 
2005 und 2010 weder im Widerspruch zu den 
Aussagen des Verkehrsgutachtens von 1994, 
welches zur Linienfindung herangezogen 
wurde, noch zu den neuen Prognosen aus 
2006 und 2015. Eine Überprüfung hat 
ergeben, dass keine überhöhten 
Verkehrszahlen oder Verkehrsprognosen in 
Ansatz gebracht wurden. Die Ergebnisse der 
Verkehrsgutachten sind plausibel, auch im 
Vergleich zu den Ergebnissen der amtlichen 
Verkehrszählungen. Die von den Petenten 
angesprochene Kostensteigerung ist 
verständlich. Sie stellt jedoch die Maßnahme 
nicht in Frage. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
16-P-2016-13657-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Der Petition wurde 
hinsichtlich einer Stärkung des WDR-
Rundfunkrats entsprochen. 
 

Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chefs der Staatskanzlei vom 25.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-13663-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Deutsche Bundestag hat zu der Petition 
umfangreich Stellung genommen. Sie wurde 
am 17.03.2016 beraten und beschlossen. Aus 
der Beantwortung der Petition sind aus 
verkehrsfachlicher Sicht in der 
Beschlussempfehlung des 
Petitionsausschusses des Bundestags zu den 
Aspekten Bildung einer Rettungsgasse und 
der Verkehrsüberwachung keine offenen 
Punkte erkennbar. 
 
Verkehrsteilnehmer werden durch 
entsprechende Aufklärung, Ausbildung und 
Verkehrserziehung positiv in ihrem Verhalten 
beeinflusst. Hierbei kommt der Ahndung 
rechtswidrigen Verhaltens eine herausragende 
Rolle zu. Voraussetzungen für die optimale 
Wirkung von Verkehrssanktionen sind deren 
sinnvolle Ausgestaltung, nachhaltige und 
spürbare Überwachungsmaßnahmen sowie 
die Akzeptanz dieser Regeln bei den 
Verkehrsteilnehmern. Die 
Bußgeldandrohungen anderer EU-Länder 
stellen vor diesem Hintergrund für die 
Bewehrung einzelner Zuwiderhandlungen im 
Bußgeldkatalog kein entscheidendes Leitbild 
dar. Die Bemessung der Regelbußgeldsätze 
des Bußgeldkatalogs berücksichtigt zur 
Wahrung der Verhältnismäßigkeit eine 
Abstufung der Geldbußen für die 
verschiedenen im Straßenverkehr 
auftretenden Verstöße. Maßgebliche Kriterien 
sind der Vorwurf, der den Täter trifft, und das 
Gefahrenpotential, das die jeweilige Tat 
hervorruft. Von den Regelsätzen des 
Bußgeldkatalogs, die von gewöhnlichen 
Tatumständen ausgehen, kann bei Vorliegen 
besonderer Gründe abgewichen werden. 
 
Gemäß der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) 
müssen Kraftfahrzeuge auf 
Bundesautobahnen und Außerortsstraßen mit 
mindestens zwei Fahrstreifen für die 
Durchfahrt von Polizei- und Hilfsfahrzeugen in 
der Mitte der Richtungsfahrbahnen eine freie 
Gasse bilden, wenn der Verkehr stockt. Bei 
Fahrbahnen mit drei Fahrstreifen für eine 
Richtung muss die Gasse zwischen dem linken 
und dem mittleren Fahrstreifen gebildet 
werden, bei vier Fahrstreifen auf der mittleren 
Trennlinie. So soll gewährleistet werden, dass 
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bei Verkehrsunfällen Fahrzeuge der Polizei, 
des Rettungsdienstes und 
Abschleppfahrzeuge zur Unfallstelle gelangen 
können. Wer gegen diese Pflicht vorsätzlich 
oder fahrlässig verstößt, begeht entsprechend 
der StVO eine Ordnungswidrigkeit, die mit 
einer Geldbuße geahndet werden kann. Nach 
der Bußgeldkatalog-Verordnung ist eine 
Regelgeldbuße von 20 Euro vorgesehen. 
Anhand einer angemessenen Abstufung der 
Geldbußen muss die Verhältnismäßigkeit für 
die verschiedensten im Straßenverkehr 
auftretenden Ordnungswidrigkeiten 
sichergestellt werden. Maßgebliche Kriterien 
hierbei sind die Vorwerfbarkeit sowie das 
Gefahrenpotenzial, das die jeweilige 
Ordnungswidrigkeit hervorruft. 
 
Die vom Petenten geforderte deutliche 
Anhebung der Regelgeldbuße nach diesen 
Kriterien, insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt der Angemessenheit der 
Sanktion, erscheint rechtlich bedenklich. 
Insbesondere in einer besonders komplexen 
Stausituation oder bei stockendem Verkehr 
kann den einzelnen Fahrzeugführenden 
oftmals kein großer Tatvorwurf gemacht 
werden. Daher liegt kein Verkehrsverstoß vor, 
der ein höheres Bußgeld rechtfertigt. Hohe 
Geldbußen sind solchen Verkehrsverstößen 
vorbehalten, die die Verkehrssicherheit 
unmittelbar gefährden. Hierzu zählen 
insbesondere Geschwindigkeits- und 
Abstandsverstöße. 
 
 
16-P-2016-13665-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten unterrichtet. Er hat 
davon Kenntnis genommen, dass die 
Gutachterkommission für ärztliche 
Haftpflichtfragen bei der Ärztekammer 
Nordrhein bei dem Petenten einen ärztlichen 
Behandlungsfehler nicht hat feststellen 
können.  
 
Das Sachverständigengutachten vom 
05.03.2016 wurde vom Petenten nicht 
beanstandet. Damit ist das Verfahren bei der 
Gutachterkommission abgeschlossen. 
 
Das Gutachten hindert den Petenten jedoch 
nicht daran, Ansprüche gegen den 
behandelnden Arzt gegebenenfalls gerichtlich 
oder außergerichtlich geltend zu machen. 
Hierbei handelt es sich um eine 
privatrechtliche Angelegenheit, mit der sich der 
Petitionsausschuss nicht befassen kann. 
 

16-P-2016-13671-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und die mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalte unterrichtet. 
 
Die Vorwürfe des Petenten hinsichtlich des 
Fehlverhaltens von Klinikpersonal haben sich 
nicht bestätigt. Der Petent erhält eine Kopie 
des Berichts des Landesbeauftragten für den 
Maßregelvollzug vom 29.06.2016. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, 
Pflege und Alter) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-13673-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Herr H. erhält eine Kopie der Stellungnahme 
des Ministers für Bundesangelegenheiten, 
Europa und Medien und des Chefs der 
Staatskanzlei vom 11.07.2016, der sich der 
Petitionsausschuss anschließt.  
 
 
16-P-2016-13678-00 
Kindergartenwesen 
 
 
Das Jugendamt der Stadt Köln hat die 
besonderen familiären Umstände der Familie 
der Petentin im Rahmen eines zweiten 
Vergabeverfahrens berücksichtigen können 
und dem Sohn der Petentin zum Beginn des 
Kindergartenjahres 2016/17 einen 
Betreuungsplatz in der gewünschten 
Einrichtung zugeteilt. Dem Anliegen wurde 
damit entsprochen. 
 
 
16-P-2016-13688-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Petent stellte im Juli 2015 einen Antrag 
auf Leistungen nach dem Zweiten Buch des 
Sozialgesetzbuchs, der aufgrund der Höhe des 
anzurechnenden Einkommens für den 
Zeitraum vom 01.07.2015 bis 31.07.2015 vom 
Jobcenter Unna abgelehnt wurde. Mit 
Schreiben vom 07.09.2015 legte der Petent 
die Jahresabrechnung des Energieversorgers 
für das Jahr 2014 beim Jobcenter Unna vor. 
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Seitens des Energieversorgers bestand zum 
Fälligkeitstermin Juli 2015 eine Forderung in 
Höhe von 70,45 Euro. Auch unter 
Berücksichtigung dieser Forderung des 
Energieversorgers konnte ein 
Leistungsanspruch für den Monat Juli 2015 
vom Jobcenter Unna nicht festgestellt werden.  
 
Die Entscheidung des Jobcenters, eine im Juli 
2015 fällig gewordene Rechnung des 
Energieversorgers nicht zu erstatten, ist somit 
nicht zu beanstanden. 
 
 
16-P-2016-13689-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Mit der Eingabe wird u. a. das aus 
Sicht der Petentin nicht ausreichende 
Zurverfügungstellen von Ressourcen 
(Doppelbesetzung von Lehrkräften im 
Unterricht, Bereitstellung von mehr 
Differenzierungsräumen sowie Schaffung von 
Entlastungsstunden für Lehrkräfte) für das 
Gemeinsame Lernen beklagt.  
 
Die Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Weiterbildung - MSW) hat mitgeteilt, dass 
es aus ihrer Sicht hierzu aktuell keiner 
weiteren Maßnahmen bedürfe. Die Petentin 
erhält zu ihrer Information eine Kopie der 
Stellungnahme des MSW vom 22.06.2016.  
 
Im Hinblick auf die aktuell stattfindenden 
Veränderungen im Schulwesen durch die 
Umsetzung der Inklusion anerkennt der 
Petitionsausschuss die Sorge der 
Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der 
Petition um eine ausreichende sachliche und 
personelle Ausstattung der Schulen.  
 
Ein konkreter Sachverhalt im Hinblick auf eine 
bestimmte Schule wird mit der Petition 
allerdings nicht beklagt. Aufgrund seiner 
Aufgabe und Stellung im Parlament sieht der 
Petitionsausschuss derzeit keine Möglichkeit, 
über eine individuelle Prüfung und 
Beschlussfassung im Einzelfall hinaus weiter 
im Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
Um gleichwohl die Möglichkeit zu eröffnen, 
dass die Anregungen der Petenten zu dieser 
Problematik in die schulpolitische 
Willensbildung einfließen können, überweist 
der Petitionsausschuss die Petition dem 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung als 
Material. 
 

Der Petitionsausschuss weist die Petentin 
darauf hin, dass die Wirksamkeit des Gesetzes 
zur Förderung kommunaler Aufwendungen 
schulischer Inklusion aktuell Gegenstand einer 
Evaluation durch den Gesetzgeber ist. 
 
 
16-P-2016-13709-00 
Bauordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach Prüfung der 
Angelegenheit fest, dass nach den 
Bestimmungen der Bauordnung (BauO) 
Eigentümer ihre Wohnungen bis zum 
31.12.2016 mit Rauchwarnmeldern 
auszustatten haben. Die Ausstattung umfasst 
dabei nicht nur die Lieferung des Bauprodukts 
Rauchwarnmelder, sondern beinhaltet auch 
die ordnungsgemäße Montage. Erst durch die 
vorgesehene Positionierung an der Decke 
unter Beachtung der allgemein anerkannten 
Regeln der Technik und der Montageanleitung 
des Herstellers ist die Ausstattung 
abgeschlossen und können die 
Rauchwarnmelder ihren vorgesehenen 
Schutzzweck überhaupt erfüllen. 
 
Die Eigentümerinnen und Eigentümer müssen 
die Anbringung nicht persönlich vornehmen. 
Sie können sich Dritter, z. B. externer 
Dienstleister mit Fachkräften für 
Rauchwarnmelder nach DIN 14676, bedienen. 
Auch die Montage durch eine Mieterin oder 
einen Mieter selbst ist denkbar, wobei der 
Eigentümer jedoch anders als bei einem 
Fachunternehmen nicht ungeprüft von dessen 
Eignung für die ordnungsgemäße Anbringung 
ausgehen kann. 
 
Das einseitige Auferlegen der Montageleistung 
vom Eigentümer auf den Mieter ist nicht 
möglich, da die BauO explizit den Eigentümer 
verpflichtet. Die Kosten für die erstmalige 
Installation können jedoch als 
Modernisierungskosten auf die Miete umgelegt 
werden. 
 
 
16-P-2016-13730-00 
Bauordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
 
Eigentümerinnen und Eigentümer sind nach 
den Bestimmungen der Bauordnung (BauO) 
zur Ausstattung ihrer Wohnungen mit 
Rauchwarnmeldern verpflichtet. Dazu können 
sie alle geeigneten Rauchwarnmelder nach 
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DIN EN 14606 einsetzen. Eine typengleiche 
Ausstattung stellt die wirtschaftlich und 
verwaltungstechnisch günstigste Lösung dar. 
 
Rauchwarnmelder können wahlweise über 
Anzeigelampen verfügen. Diese leuchten in 
regelmäßigen Abständen kurz auf und 
signalisieren im Betriebsmodus den 
wiederkehrenden Selbsttest. Es sind am Markt 
auch Typen verfügbar, die die Helligkeit im 
Dunkeln herabsetzen oder auf eine 
Anzeigenlampe ganz verzichten. 
 
Die gesetzliche Rauchwarnmelderpflicht der 
BauO enthält keine Vorgabe, dass nur 
typengleiche Rauchwarnmelder eingebaut 
werden dürfen. Auch können schon 
vorhandene Rauchwarnmelder weiter genutzt 
werden. Bei Sonderanliegen der 
Bewohnerinnen und Bewohner können im 
gegenseitigen Einvernehmen andere Melder 
verwendet werden. Ein gesetzliches 
Beteiligungs- bzw. Widerspruchsrecht der 
Mieterinnen und Mieter bei der Auswahl der 
Rauchwarnmelder würde jedoch zu einem 
unverhältnismäßig hohen Aufwand und 
Einschränkungen für die Eigentümerinnen und 
Eigentümer führen. 
 
 
16-P-2016-13732-00 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Für eine Einbürgerung nach den Vorschriften 
des Staatsangehörigkeitsgesetzes wird u. a. 
vorausgesetzt, dass die Identität und die 
Staatsangehörigkeit des 
Einbürgerungsbewerbers/der 
Einbürgerungsbewerberin geklärt sind. Im 
Rahmen des Einbürgerungsverfahrens hat ein 
Einbürgerungsbewerber/eine 
Einbürgerungsbewerberin u. a. Angaben zum 
Personenstand und zur Staatsangehörigkeit zu 
machen und diese durch entsprechende 
Unterlagen (z. B. Pass, 
Personenstandsurkunden und gegebenenfalls 
Staatsangehörigkeitsausweis) nachzuweisen. 
Ohne eine geklärte Identität ist eine 
verlässliche Prüfung wesentlicher 
Einbürgerungsvoraussetzungen nicht möglich, 
insbesondere die Prüfung zur Vermeidung von 
Mehrstaatigkeit sowie die Prüfung der 
Straffreiheit. 
 

Ausweislich der Unterlagen in der 
Ausländerakte ist der Petentin spätestens seit 
Anfang der 1990er Jahre bekannt, dass sie 
verpflichtet ist, einen polnischen Nationalpass 
zu beantragen und vorzulegen, um ihre 
ausländerrechtliche Passpflicht zu erfüllen. 
Dies ist bis heute nicht geschehen. Der 
Petentin kann nur empfohlen werden, sich 
intensiv um die Klärung ihrer Identität und 
Staatsangehörigkeit zu bemühen. Die 
Beschaffung eines Nationalpasses ist auch 
Voraussetzung zur Klärung ihrer 
aufenthaltsrechtlichen Situation. 
 
Für die Einbürgerung wird im Übrigen 
vorausgesetzt, dass der 
Einbürgerungsbewerber/die 
Einbürgerungsbewerberin nicht wegen einer 
rechtswidrigen Tat zu einer Strafe verurteilt 
worden ist und über ausreichendes 
Einkommen verfügt. Da beide 
Voraussetzungen nicht erfüllt werden, ist eine 
Einbürgerung in den deutschen Staatsverband 
bis auf Weiteres nicht möglich. 
 
 
16-P-2016-13737-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen und den mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalt unterrichtet. Er 
sieht keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
Der Petitionssauschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Freundin des Petenten aufgrund ihres 
erheblich eigengefährdenden Verhaltens aus 
therapeutischen Gründen abgesondert wurde. 
 
Die Vorwürfe, des Petenten hinsichtlich des 
Fehlverhaltens von Klinikpersonal haben sich 
nicht bestätigt. 
 
 
 
16-P-2016-13740-00 
Ziviler Bevölkerungsschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Rechtslage ist wie folgt: 
Kampfmittelbeseitigung ist als 
Gefahrenabwehr nach der durch das 
Grundgesetz festgelegten 
Zuständigkeitsverteilung Aufgabe der Länder. 
Innerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen 
obliegt die Kampfmittelbeseitigung den 
kommunalen Ordnungsbehörden. Diese 
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nehmen nach dem Ordnungsbehördengesetz 
und der Verordnung zur Verhütung von 
Schäden durch Kampfmittel die Aufgabe des 
Schutzes der Bevölkerung vor Gefahren wahr, 
die von Kampfmitteln ausgehen können. Zur 
Unterstützung der Ordnungsbehörden hält das 
Land Nordrhein-Westfalen einen staatlichen 
Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) bei den 
Bezirksregierungen Düsseldorf und Arnsberg 
vor. Es existieren somit bereits 
allgemeingültige Regelungen zum Schutz vor 
Kampfmittelgefahren und es besteht keine 
weitere Regelungsnotwendigkeit durch den 
Gesetzgeber. 
 
Soweit der Petent darüber hinaus eine 
flächendeckende Suche nach Blindgängern 
anregt, ist festzustellen, dass die Gefährdung 
durch Kampfmittel deutlich von der Nutzung 
des Grundstücks abhängt und sich vor allem 
bei Bodeneingriffen manifestiert. Die 
Bauordnung bestimmt die Notwendigkeit der 
Eignung von Baugrundstücken für die zu 
errichtende bauliche Anlage. Darunter fällt 
unter anderem auch der Nachweis der 
Kampfmittelfreiheit. Angesichts der starken 
Kampfmittelbelastung des Landes und im 
Interesse sicherer Baumaßnahmen ist deshalb 
der KBD grundsätzlich im 
Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen. 
Hierzu gibt es gemeinsame 
Verfahrensregelungen des Innen- und 
Bauministeriums. 
 
Bezüglich der vom Petenten befürchteten 
Grundwasserbelastung gibt es keine 
Erkenntnisse über konkrete 
Gefährdungspotentiale. Sprengbomben 
unterliegen aufgrund ihres konstruktiven 
Aufbaus nur sehr geringen Korrosionseffekten. 
Zusätzlich ist TNT als Hauptbestandteil der 
meisten Bomben nahezu wasserunlöslich. 
 
Abschließend stellt der Petitionsausschuss 
fest, dass es aufgrund der damit 
einhergehenden Eingriffe in Grundrechte der 
Grundstücksinhaber unverhältnismäßig wäre, 
die latent vorhandenen Gefahren durch 
Kampfmittel im Boden flächendeckend zu 
beseitigen. Dies gilt insbesondere, da den 
konkreten Gefahren im Einzelfall durch die 
örtlich zuständige Ordnungsbehörde 
hinreichend begegnet werden kann. Das 
praktizierte zweistufige Verfahren, nämlich 
durch Luftbildauswertung Verdachtsflächen zu 
ermitteln und diese bei Bedarf, insbesondere 
bei Baumaßnahmen, zu überprüfen, hat sich in 
über 40 Jahren bewährt. Eine 
flächendeckende anlassunabhängige Suche 
nach Kampfmitteln ist unter infrastrukturellen, 
personellen und finanziellen Gesichtspunkten 
deshalb auch nicht sinnvoll. 

16-P-2016-13743-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
 
Bis Februar 2016 ist das Polizeidienstgebäude 
aufgrund von Sanierungsarbeiten an der 
Fassade eingerüstet gewesen. Zur 
Gewährleistung einer ordnungsgemäßen 
Standsicherheit der Gerüste musste im Herbst 
letzten Jahres der Bewuchs auf der sich am 
Gebäude befindenden Grünanlage unter 
anderem im Bereich des Haupteingangs 
nahezu bis auf Bodenniveau 
zurückgeschnitten werden; die Flora 
regeneriert sich langsam wieder. Der 
vorgetragene Sachverhalt wird durch die 
Kreispolizeibehörde zum Anlass genommen, 
verstärkt auf die Sauberkeit vor dem 
Dienstgebäude zu achten. 
 
 
16-P-2016-13744-00 
Handwerksrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Aufforderung des bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfegers, den Zutritt zu 
sämtlichen Räumen des Grundstücks zu 
ermöglichen, ist entgegen der Auffassung des 
Petenten notwendig. Eine dahingehende 
Gesetzesänderung ist daher nicht begründet. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk vom 21.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13748-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chefs der Staatskanzlei vom 11.07.2016. 
Danach ist das Vorgehen des Beitragsservice 
nicht zu beanstanden. 
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Der Petitionsausschuss kann der Petentin nur 
empfehlen, das Ratenzahlungsangebot des 
Beitragsservice anzunehmen und ansonsten 
mit ihrem Mitbewohner zu klären, wer die 
Zahlung der Rundfunkbeiträge übernimmt.  
 
 
16-P-2016-13751-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Dem Vorschlag von Herrn K., den 
Rundfunkbeitrag in eine „echte Steuer“ 
umzuwandeln und ähnlich der Kirchensteuer 
treuhänderisch durch das Finanzamt einziehen 
zu lassen oder Studenten generell von den 
Rundfunkbeiträgen zu befreien, kann aufgrund 
der Sach- und Rechtslage nicht entsprochen 
werden. 
 
Zur weiteren Information erhält Herr K. eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chefs der Staatskanzlei vom 11.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13752-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-13760-00 
Industrie- und Handelskammern 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Industrie- und Handelskammer zu Köln ist 
kein fehlerhaftes Handeln vorzuwerfen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand und 
Handwerk vom 12.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13761-00 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass nach 
Überprüfung durch die Landesregierung 

(Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, 
Pflege und Alter) das Verwaltungshandeln der 
AOK der Sach- und Rechtslage entspricht und 
nicht zu beanstanden ist. 
 
Voraussetzungen für die Erstattung von 
Kosten für Fahrten zu einer ambulanten 
Behandlung sind eine ärztliche Verordnung 
und eine vorherige Genehmigung durch die 
Krankenkasse. Für den der Petition zugrunde 
liegenden Zeitraum (01.01.2015 bis 
29.04.2015) wurde der AOK keine ärztliche 
Verordnung für Fahrten zur ambulanten 
Behandlung zur Genehmigung vorgelegt. Die 
Fahrkosten konnten daher von der AOK nicht 
übernommen werden.  
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass der Petent in einem klärenden 
Telefongespräch von der AOK hierüber in der 
Zwischenzeit informiert worden ist. 
 
 
16-P-2016-13762-00 
Rechtspflege 
Vereins- und Versammlungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht darüber hinaus keinen 
Anlass zu Maßnahmen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern durch 
Artikel 97 des Grundgesetzes verliehenen 
Unabhängigkeit ist es dem Petitionsausschuss 
verwehrt, auf die Verfahrensgestaltung der 
Gerichte Einfluss zu nehmen und ihre 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben.  
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des 
Justizministeriums vom 24.06.2016 nebst 
Anlage. 
 
 
16-P-2016-13766-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der Sach- 
und Rechtslage auseinandergesetzt und am 
24.08.2016 einen Erörterungstermin im 
Landtag durchgeführt. Der Ennepe-Ruhr-Kreis 
hat angekündigt, den Petenten eine 
Aufenthaltsgenehmigung nach § 25 Abs. 5 des 
Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) zu erteilen. 
Die bestehende Wohnsitzauflage werde 
ebenfalls aufgehoben. Dem Anliegen der 
Petenten ist damit entsprochen.  
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Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) ihn über den weiteren Verlauf in 
dieser Angelegenheit, insbesondere nach 
Ablauf der angekündigten Duldung nach § 25 
Abs. 5 AufenthG, zu unterrichten.  
 
 
16-P-2016-13769-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Eine Pflichtverletzung des Umweltamts Hamm 
konnte nach dem Bericht der Landesregierung 
(Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
– MKULNV) vom 13.07.2016 nicht festgestellt 
werden. Die angesprochenen Sedimente 
wurden nicht abgefahren, sondern auf den 
anliegenden Flächen verteilt. Ein Nachweis für 
eine Schwermetallbelastung liegt zurzeit nicht 
vor, die Bezirksregierung Arnsberg hat aber 
zur vollständigen Aufklärung des Sachverhalts 
eine Vor-Ort-Prüfung vorgenommen und plant 
ein Monitoring-Programm für die Wasserphase 
und die Sedimente im angesprochenen 
Bereich. 
 
Im Zuge der Prüfung des Vorgangs stellte sich 
heraus, dass zusätzlich Unterhaltungsarbeiten 
der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes im Bereich des Kanaldükers 
stattgefunden haben. Dafür besteht keine 
Meldepflicht gegenüber dem Umweltamt, das 
somit keine Kenntnis von diesen Arbeiten 
hatte. Die dabei entnommenen Sedimente 
wurden vorübergehend am Ufer gelagert und 
nach Abtrocknung auf der Fläche verteilt. Eine 
Verbringung liegt also auch in diesem Fall 
nicht vor. Von einem Fehlverhalten kann nicht 
ausgegangen werden. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
MKULNV. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (MKULNV), ihn zu 
gegebener Zeit über die Prüfergebnisse zu 
unterrichten. 
 
 
16-P-2016-13771-00 
Ausländerrecht 
 
 

Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Petenten reisten im Dezember 2014 in das 
Bundesgebiet ein. Die Asylanträge wurden mit 
Bescheid des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) als offensichtlich 
unbegründet abgelehnt. Am 04.04.2016 lehnte 
das Verwaltungsgericht den Antrag auf 
Eilrechtsschutz ab. Die ebenfalls eingereichte 
Klage entfaltet somit keine aufschiebende 
Wirkung, alle Familienmitglieder sind 
vollziehbar ausreisepflichtig. Eine für den 
03.05.2016 geplante Abschiebung der 
Petenten musste storniert werden, da die 
Petentin nicht angetroffen wurde. 
 
Auch das Verfahren vor der 
Härtefallkommission wurde am 12.05.2016 
ohne Empfehlung und ohne Ersuchen 
abgeschlossen. 
 
Soweit die Petition sich auf die 
Geltendmachung zielstaatsbezogener 
Abschiebehindernisse stützt, waren diese 
schon Gegenstand des Asylverfahrens und 
wurden bereits im Gerichtsverfahren geprüft. 
An die Entscheidungen des BAMF und des 
Verwaltungsgerichts ist die Ausländerbehörde 
gebunden und zwar auch hinsichtlich der zu 
zielstaatsbezogenen Abschiebungsverboten 
getroffenen Feststellungen. 
 
Ein asylverfahrensunabhängiges 
Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen 
können die Betroffenen nicht erhalten, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. 
 
Nach den Bestimmungen der 
Beschäftigungsverordnung haben 
Staatsangehörige des Kosovo grundsätzlich 
die Möglichkeit, im Heimatland in den Jahren 
2016 bis 2020 bei der deutschen 
Auslandsvertretung ein Visum zur Ausübung 
einer Beschäftigung im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zu beantragen. 
Zu den Voraussetzungen könnten die 
Petenten sich vor Ort beraten lassen. 
 
Den Petenten wird auch unter diesem 
Gesichtspunkt empfohlen, ihrer 
Ausreiseverpflichtung freiwillig 
nachzukommen. Dies gilt insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass sich im Falle ihrer 
Abschiebung das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot von zehn auf 30 Monate 
verlängert. 
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16-P-2016-13772-00 
Kindergartenwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Nach § 24 Abs. 2 S. 1 des Achten Buchs des 
Sozialgesetzbuchs (SGB VIII) hat ein Kind, das 
das erste Lebensjahr vollendet hat, bis zur 
Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch 
auf frühkindliche Förderung in einer 
Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege. 
Nach § 24 Abs. 3 S. 1 SGB VIII hat ein Kind ab 
Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum 
Schuleintritt Anspruch auf Förderung in einer 
Kindertageseinrichtung. 
 
Das Jugendamt ist zur Erfüllung des 
Rechtsanspruchs verpflichtet, die individuelle 
Bedarfslage der jeweiligen Familien zu 
berücksichtigen und einen angemessenen 
Betreuungsplatz in zumutbarer Entfernung 
zum Wohnort anzubieten. Für Kinder unter drei 
Jahren und für Kinder über drei Jahren gilt 
dabei aber gleichermaßen, dass kein 
Anspruch auf den Besuch einer bestimmten 
Kindertageseinrichtung besteht. Über die 
Aufnahme eines Kindes in eine 
Kindertageseinrichtung entscheidet der 
jeweilige Träger im Rahmen seiner 
Trägerautonomie. 
 
Das Jugendamt hat der Petentin im Juni 2106 
einen Betreuungsplatz für ihre Tochter in einer 
städtischen Kindertageseinrichtung angeboten. 
Damit konnte dem Anliegen der Petentin 
teilweise zum Erfolg verholfen werden. 
 
 
 
16-P-2016-13780-00 
Landesplanung 
 
 
Die Interessengemeinschaft wendet sich 
gegen ein geplantes interkommunales 
Gewerbegebiet im Bereich Meerbusch-
Osterath/Krefeld-Fischeln.  
 
Der Petitionsausschuss hat sich hierzu von der 
Landesregierung (Minister für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chef der Staatskanzlei) berichten lassen.  
 
Zu dem am 23.06.2016 vom Regionalrat 
beschlossenen zweiten Entwurf des 
Regionalplans für die Planungsregion 
Düsseldorf besteht für die Öffentlichkeit vom 
01.08.2016 bis einschließlich 07.10.2016 die 
Möglichkeit, Stellung zu nehmen. Die Petenten 

können sich mit ihrem Anliegen in das 
Verfahren einbringen. Vor diesem Hintergrund 
sieht der Petitionsausschuss von weiteren 
Maßnahmen ab. 
 
Die Interessengemeinschaft erhält eine Kopie 
der Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chefs der Staatskanzlei vom 25.07.2016.  
 
 
 
 
16-P-2016-13783-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Entscheidungen der Finanzbehörde 
entsprechen der Rechtslage und sind nicht zu 
beanstanden. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 04.07.2016.  
 
 
16-P-2016-13787-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den mit der 
Petition angesprochenen Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Der Ausschuss nimmt davon Kenntnis, dass 
Wechsel bei der Zimmerbelegung auf den 
Patientenzimmern, unter Berücksichtigung von 
persönlichen und therapeutischen 
Gesichtspunkten, aus organisatorischen 
Gründen unvermeidbar sind. 
 
Die Vorwürfe des Petenten hinsichtlich des 
Fehlverhaltens von Klinikpersonal haben sich 
nicht bestätigt. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 
vom 14.07.2016. 
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16-P-2016-13790-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass sich aufgrund der bisherigen 
Überprüfungen des mit der Petition 
vorgetragenen Sachverhalts keine 
Anhaltspunkte für eine pflichtwidrige 
Aufgabenerfüllung ergeben haben. 
 
 
16-P-2016-13791-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
Angelegenheit befasst.  
 
Die Überprüfung ergab keine Anhaltspunkte 
für rechtliche Verstöße auf Seiten der Klinik. 
Die Klinik hat aufgrund vorliegender 
Diagnosen und Befunde eine stationäre 
Behandlung gemäß 
Krankenhauseinweisungsrichtlinie geprüft und 
keine Notwendigkeit gesehen. Es ist nicht 
möglich, diese Entscheidung im Rahmen der 
Rechtsaufsicht inhaltlich zu bewerten. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass die Bedarfsplanung der 
vertragsärztlichen Versorgung 
bundeseinheitlich aufgrund einer Richtlinie des 
Gemeinsamen Bundesausschusses durch die 
Kassenärztlichen Vereinigungen erfolgt. Eine 
Unterversorgung besteht derzeit im 
Oberbergischen Kreis rechnerisch bei den 
Hausärztinnen und Hausärzten nicht. Bezogen 
auf die Berufsgruppe der Nervenärztinnen und 
Nervenärzte, zu denen auch die 
Psychiaterinnen und Psychiater gehören, 
besteht im Oberbergischen Kreis rechnerisch 
eine Überversorgung. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (MGEPA) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-13793-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 

 
Verantwortlich für die Durchführung und 
Sichersteilung des Notdienstes sind die 
ärztlichen Selbstverwaltungskörperschaften 
bzw. die jeweils zum Notdienst eingeteilten 
Ärztinnen und Ärzte. Zum Notfalldienst 
eingeteilte Ärztinnen bzw. Ärzte behalten die 
Verantwortung für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Notdienstes auch, wenn sie 
sich vertreten lassen. 
 
Eine Rechtsbeziehung zwischen den 
Körperschaften und den Notdienstvertretungen 
besteht nicht. Die Vertreterinnen und Vertreter 
haben weder ein Recht noch eine Pflicht, am 
Notdienst teilzunehmen. 
 
Der Petitionsausschuss anerkennt zwar die 
Problemlage, dass faktisch ein hoher Anteil 
des Notdienstes durch Vertreterinnen und 
Vertreter wahrgenommen wird. Für die von der 
Petentin verfolgte Absicht, diese an der 
Planung und Organisation zu beteiligen, fehlt 
jedoch eine rechtliche Grundlage. 
 
Die Petition wird an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales als Material 
überwiesen. 
 
 
16-P-2016-13794-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Angelegenheit 
geprüft. Er sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Die Feststellung des Grades der Behinderung 
mit 30 sowie die ablehnenden Entscheidungen 
zur Feststellung der gesundheitlichen 
Voraussetzungen der erheblichen 
Gehbehinderung (Merkzeichen „G" im 
Schwerbehindertenausweis) entsprechen der 
Sach- und Rechtslage.  
 
Der Petent wird gebeten, den Ausgang des 
anhängigen Klageverfahrens abzuwarten. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. 
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16-P-2016-13796-00 
Beamtenrecht 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. 
 
Er hat festgestellt, dass sich in der 
Zwischenzeit das berechtigte Anliegen der 
Petenten - Erstellung und Bekanntgabe der 
dienstlichen Regelbeurteilung des Ehemanns - 
durch die Bekanntgabe der Beurteilung am 
31.05.2016 erledigt hat. 
 
In diesem Zusammenhang bemängelt der 
Ausschuss jedoch ausdrücklich, dass die 
Erstellung der dienstlichen Beurteilung einen 
zu langen Zeitraum in Anspruch genommen 
hat und diese erst unter dem Druck des 
Petitionsverfahrens zum Abschluss gebracht 
wurde. Auch hätte seitens des Landrats des 
Oberbergischen Kreises das 
Beurteilungsverfahren in einzelnen 
Abschnitten forciert werden können. 
 
Eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 
04.07.2016 wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
16-P-2016-13797-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Petent beantragte bei der Stadt Bochum 
die Fällung von drei Bäumen, die er als 
„Gefahrenbäume“ eingestuft hatte. Bei einer 
Ortsbegehung und Inaugenscheinnahme der 
drei Bäume durch den zuständigen 
Außendienstmitarbeiter hat sich herausgestellt, 
dass lediglich einer von diesen drei Bäumen 
(Tanne) als „Gefahrenbaum“ eingestuft werden 
kann. Die Genehmigung zur Fällung der 
anderen beiden Bäume (Zeder und Tanne) 
konnte nur mit der Auflage erteilt werden, dafür 
zwei Ersatzbäume bis zum 31.12.2016 zu 
pflanzen und auf Dauer zu erhalten und zu 
pflegen.  
 
Dagegen wurde vom Petenten innerhalb eines 
Monats nach Erteilung der 
Ausnahmegenehmigung kein Widerspruch 
eingelegt, so dass die Ausnahmegenehmigung 
rechtskräftig geworden ist. Der Petent ist somit 

verpflichtet, die Auflage, zwei Ersatzbäume zu 
pflanzen und auf Dauer zu erhalten und zu 
pflegen, bis zum 31.12.2016 zu erfüllen. 
 
Es besteht kein Anlass, die Handlungsweise 
des Oberbürgermeisters der Stadt Bochum zu 
beanstanden. 
 
 
16-P-2016-13801-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen der Petentin zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Das Jugendamt ist den gesetzlichen 
Bestimmungen zur Übernahme von Beiträgen 
für eine freiwillige Krankenversicherung für die 
Dauer einer Leistungsgewährung in einer 
Mutter-Kind-Einrichtung nachgekommen. 
 
Hinsichtlich der Entscheidungen und 
Verfahrensweisen der Krankenkasse wurde 
die Petition zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen, da die 
Krankenkasse als bundesunmittelbare 
Krankenkasse der Aufsicht des Bundes 
untersteht. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport vom 15.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-13807-00 
Landschaftspflege 
 
 
Der Petent regt Änderungen des 
Landschaftsgesetzes bzw. des Entwurfs des 
neuen Landesnaturschutzgesetzes an. Diese 
Änderungen betreffen zum einen die 
Zuständigkeiten für die Belange des Natur- 
und Landschaftsschutzgesetzes im Wald und 
zum anderen die Herausnahme von baulichen 
Anlagen und Straßen aus 
Landschaftsschutzgebieten. 
 
Der Entwurf des Landesnaturschutzgesetzes 
ist derzeit noch Gegenstand parlamentarischer 
Beratungen. Je eine Kopie der Petition und der 
Stellungnahme des Ministeriums für 
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz (MKULNV) vom 
14.07.2016 wird daher an den federführenden 
Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, 
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Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz als Material überwiesen. 
 
Zur Information erhält auch der Petent einen 
Auszug aus der Stellungnahme des MKULNV. 
 
Die endgültige Bewertungen und 
Entscheidungen des Landtags bleiben 
abzuwarten. 
 
 
16-P-2016-13814-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Das Amtsgericht Herne-Wanne hat mit 
Beschluss vom 06.05.2016 die gegen den 
Verurteilten in zwei Verfahren der 
Staatsanwaltschaft Bochum verhängten 
Gesamtgeldstrafen von jeweils 40 
Tagessätzen zu je 10,- Euro unter Auflösung 
der Gesamtstrafen gemäß § 460 der 
Strafprozessordnung auf eine neue 
Gesamtgeldstrafe von 70 Tagessätzen zu je 
10,- Euro zurückgeführt. 
 
Die Staatsanwaltschaft Bochum hat auf diese 
neue Gesamtgeldstrafe die durch den 
Verurteilten in einem der Verfahren bereits 
geleisteten 160 Arbeitsstunden mit einem 
Anrechnungsmaßstab von vier Arbeitsstunden 
je Tagessatz - also 40 Tagessätze - 
angerechnet. Sie hat dem Verurteilten 
außerdem - ebenfalls unter Zugrundelegung 
eines Anrechnungsmaßstabes von vier 
Arbeitsstunden je Tagessatz - gestattet, die 
verbleibende Restgeldstrafe von noch 30 
Tagessätzen durch Ableistung von 120 
Stunden gemeinnütziger Arbeit zu tilgen.  
 
Dem Anliegen der Petenten konnte damit 
weitgehend zum Erfolg verholfen werden. 
 
Die Sachbehandlung der Staatsanwaltschaft 
ist nicht zu beanstanden. 
 
 
 
16-P-2016-13817-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet und von 
den Gründen, aus denen die Abordnungen der 
beiden Beschäftigten im Bereich der 
Flüchtlingsunterbringung nicht verlängert 
werden konnte, Kenntnis genommen. 

 
Er sieht keine Möglichkeit, dem Anliegen der 
Petentin zum Erfolg zu verhelfen.  
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales vom 24.05.2016. 
 
 
16-P-2016-13819-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Herr F. erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und des Chefs der Staatskanzlei vom 
20.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13821-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent ist nach eigenen Angaben im 
Oktober 2013 in das Bundesgebiet eingereist. 
Die mit der Petition vorgetragenen 
asylstaatsbezogenen Gründe für einen 
Verbleib im Bundesgebiet waren Gegenstand 
mehrerer Asylverfahren. Zuletzt lehnte das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge einen 
Asylfolgeantrag mit Bescheid vom 22.11.2013 
ab. Die dagegen erhobene Klage ist noch 
anhängig. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung wurde mit Beschluss 
des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen vom 
04.04.2016 abgelehnt. An die Entscheidungen 
des Bundesamts und des Verwaltungsgerichts 
ist die Ausländerbehörde gebunden. 
 
Die mit der Petition vorgetragenen 
Bemühungen um Integration und eine 
Erwerbstätigkeit begründen keinen Anspruch 
auf Gewährung eines dauerhaften 
Aufenthaltsrechts. Der Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis steht bereits die kurze 
Aufenthaltszeit im Bundesgebiet entgegen. Für 
die gesetzliche Bleiberechtsregelung erfüllt der 
Petent nicht die Mindestaufenthaltszeiten. 
 
Dem Petenten wird empfohlen, seiner 
Ausreiseverpflichtung freiwillig nachzukommen 
und das Bundesgebiet zu verlassen. 
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16-P-2016-13828-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Dem Anliegen des 
Petenten wird entsprochen. 
 
Zur Information erhält der Petent eine Kopie 
der Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chefs der Staatskanzlei vom 25.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-13833-00 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petenten wenden sich in ihrer Petition 
gegen die Ablehnung der Anträge zur 
Feststellung der deutschen 
Staatsangehörigkeit ihres Schwiegersohns 
sowie ihrer Enkelkinder. Die 
Ablehnungsbescheide zu den Anträgen des 
Schwiegersohns sowie der Kinder Levi und 
Lean Elias sind bestandskräftig geworden. 
Allein gegen den ablehnenden Bescheid für 
das Kind Lia Sophie wurde vor dem 
Verwaltungsgericht Minden fristgerecht Klage 
erhoben. 
 
Die Petenten werden gebeten, den Ausgang 
des Verwaltungsstreitverfahrens abzuwarten. 
 
Im Hinblick auf den Verfahrensstand beim 
Verwaltungsgericht Minden und das bisher 
erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2016-13835-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Besoldung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet. Der 
dargestellte Sachverhalt war bereits mehrmals 
Gegenstand von Eingaben des Petenten. 
 
Die Kritik des Petenten zu den langen 
Bearbeitungszeiten seiner Beihilfeanträge ist 
berechtigt. Der Ausschuss hat von den 
Gründen, aus denen sich die Verzögerungen 
bei der Bearbeitung der Beihilfeanträge 
ergeben haben und welche Maßnahmen zur 
Beseitigung ergriffen worden sind, Kenntnis 
genommen.  
 
Es ist davon auszugehen, dass durch das 
neue EDV-Programm „BeihilfeNRWPIus“ mit 
Beginn des Jahres 2017 die Bearbeitungszeit 
der Beihilfen sich wieder deutlich verkürzen 
und damit dem Anliegen des Petenten 
entsprochen wird. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales vom 14.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13837-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Der Ausschuss hat davon Kenntnis 
genommen, dass dem Petitum insoweit 
entsprochen ist, als die Staatsanwaltschaft 
Aachen die von dem Petenten gewünschte 
Ratenzahlung mit Verfügung vom 07.06.2016 
bewilligt hat. 
 
Die Gnadenstelle bei dem Landgericht Aachen 
hat aus Anlass der Petition ein 
Gnadenverfahren eingeleitet. Nach Abschluss 
der Prüfung wird der Petent einen Bescheid 
erhalten. 
 
 
16-P-2016-13840-00 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
umfassend informiert. Er sieht keine 
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Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen. 
 
Das Verwaltungshandeln der Krankenkasse 
entspricht der Sach- und Rechtslage und ist 
nicht zu beanstanden ist.  
 
Der Petent hat keinen Anspruch auf Zuschuss 
für die kieferorthopädische Behandlung seines 
Sohnes auf der Grundlage der bis zum 
31.12.2015 geltenden Satzungsregelung in 
Höhe von jährlich 250,- Euro.  
 
Die Grundsätze des Vertrauensschutzes 
greifen hier nicht, da sich diese nicht darauf 
beziehen, dass Gesetze oder 
Satzungsregelungen auf Dauer nicht 
abänderbar sind. Ein Verwaltungsakt, durch 
den sich die Krankenkasse dem Petenten 
gegenüber dazu verpflichtet hat, die 
zahnärztlichen Leistungen bis zum Jahr 2018 
mit jährlich 250,- Euro zu bezuschussen, liegt 
nicht vor.  
 
 
 
16-P-2016-13842-00 
Straßenverkehr 
Straßenbau 
 
 
Der Verlauf und die Breite der in Rede 
stehenden Straße sind insbesondere für den 
Schwerlastverkehr wenig geeignet. Die Straße 
wurde daher vor längerer Zeit mit dem 
Verkehrszeichen 260 der 
Straßenverkehrsordnung (StVO) für den 
Verkehr gesperrt. Einzelheiten zu diesem 
Vorgang sind aus dem Aktenbestand der 
Kreisverwaltung Gütersloh nicht mehr 
nachvollziehbar.  
 
Die Kreisverwaltung wird im Einvernehmen mit 
der Stadt Borgholzhausen das vorhandene 
Verkehrszeichen 260 StVO gegen das 
Verkehrszeichen 253 StVO (Verbot für 
Kraftfahrzeuge über 3,5 t zulässiges 
Gesamtgewicht) austauschen. Pkw und 
Motorräder dürfen zukünftig die in Rede 
stehende Straße benutzen. Dem Anliegen wird 
damit entsprochen.  
 
 
16-P-2016-13844-00 
Kommunalabgaben 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 

 
Es besteht keine Veranlassung, die 
Heranziehung des Petenten zu 
Winterwartungsgebühren durch die Stadt 
Siegen zu beanstanden. Im Übrigen wurde die 
Rechtmäßigkeit der Entscheidung vom 
Verwaltungsgericht und durch den vom 
Oberverwaltungsgericht abgelehnten Antrag 
des Petenten auf Zulassung der Berufung 
bestätigt. 
 
Da verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl 
in Verfahrensführung wie auch in der 
Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
unterliegen, können sie im Petitionsverfahren 
nicht überprüft werden. 
 
Eine Abänderung der Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung der Stadt Siegen kann 
durch den Rat der Stadt Siegen erfolgen. 
 
 
 
 
16-P-2016-13845-00 
Rechtspflege 
Rechtsberatung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin und den der Petition 
zugrunde liegenden Sachverhalt unterrichtet. 
Er sieht danach keinen Anlass zu 
Maßnahmen.  
 
Er hat von dem Verlauf und dem Ausgang der 
mit der Petition angesprochenen 
Ermittlungsverfahren/ Anzeigesachen der 
Staatsanwaltschaft Köln und der beim 
Verwaltungsgericht Köln bearbeiteten Klagen 
und Eilverfahren Kenntnis genommen. Ferner 
hat er sich darüber informiert, dass die beim 
Leitenden Oberstaatsanwalt in Köln, der 
Generalstaatsanwältin in Köln und dem 
Justizministerium angebrachten Beschwerden 
ohne Erfolg geblieben sind.  
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, die gerichtliche 
Sachbehandlung und gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
 
Soweit die Petentin das Verhalten von 
Rechtsanwälten beanstandet, ist der Vorstand 
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der jeweils zuständigen Rechtsanwaltskammer 
berufen, über etwaig zu ergreifende 
Maßnahmen zu befinden. Der Petentin wird 
geraten, sich insoweit gegebenenfalls an die 
Rechtsanwaltskammer Köln zu wenden. 
 
 
16-P-2016-13848-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Petenten erhalten zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 18.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13852-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Angelegenheit 
des Petenten geprüft. Er sieht keine 
Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 20.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-13856-00 
Wohngeld 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. In einem Termin 
mit den Beteiligten konnte er die 
unterschiedlichen Perspektiven und 
Argumente gut nachvollziehen.  
 
Er empfindet die Situation der Petentin in 
diesem besonderen Einzelfall als ungerecht. 
Er hat erkannt, dass sie bei Beantragung des 
Lastenzuschusses alle Auskünfte erteilt und 
Nachweise ordnungsgemäß beigebracht hat. 
Dennoch ist bei der Umsetzung dieser 
Angaben in den entsprechenden 
Bewilligungsbescheid ein Fehler unterlaufen, 
welcher zunächst keinem der Beteiligten 
aufgefallen war. Erst als nach Änderung der 
Voraussetzungen eine Neuberechnung 
erfolgte, ergab sich für die Petentin selbst eine 
Ungereimtheit, weshalb sie bei der Behörde 
nachfragte. Erst daraufhin wurde die Behörde 

auf den Fehler aufmerksam und nahm den 
Bewilligungsbescheid mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurück, verbunden mit der 
entsprechenden Rückforderung der zu viel 
gezahlten Beträge. Der Petitionsausschuss 
muss feststellen, dass die 
Rückzahlungsverpflichtung durch die Petentin 
bei dem aktuellen Stand des Verfahrens nicht 
(mehr) abwendbar ist. 
 
Daher nimmt der Ausschuss die 
Entschuldigung seitens der Stadt gegenüber 
der Petentin erleichtert zur Kenntnis. Auch 
begrüßt er das Entgegenkommen, die 
Rückzahlung weiterhin durch Ratenzahlung in 
Höhe von 30,- Euro pro Monat zu gewähren. 
Er erinnert auch an das Entgegenkommen, 
wonach bei eventuellen 
Zahlungsschwierigkeiten auf Antrag 
Aussetzungsmöglichkeiten eingeräumt werden 
sollen. Des Weiteren befürwortet er die 
Prüfung des neuen Antrags auf 
Lastenzuschuss. Aufgrund der zunächst 
formlosen Einreichung sieht er einer 
Gewährung – sofern ein Anspruch besteht – 
bereits für den laufenden Monat August erfreut 
entgegen.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr) um 
einen Bericht zum Fortgang des Verfahrens bis 
zum 30.10.2016. 
 
 
16-P-2016-13858-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat davon Kenntnis 
genommen, dass dem Petenten inzwischen 
ein Einzelhaftraum zugewiesen wurde.  
 
Bei Vorliegen der persönlichen 
Voraussetzungen kann auch eine Aufnahme in 
die Therapievorbereitungsabteilung der JVA 
erfolgen. 
 
Es besteht kein Anlass zu Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-13862-00 
Besoldung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Anliegen des Petenten - Änderungen der 
Ausschlussregelungen zur Beihilfefähigkeit 
von Arzneimitteln und Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der 
Kostendämpfungspauschale – sowie über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet. 
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Die Bestimmungen zur beihilferechtlichen 
Anerkennung von Arzneimitteln entsprechen 
zwischenzeitlich den Regelungen für die 
gesetzlichen Krankenkassen (GKV). 
Ausnahmen können durch das 
Finanzministerium im Rahmen der im Bereich 
der GKV zugelassenen Sonderfälle 
zugelassen werden. Der Ausschluss nicht 
verschreibungspflichtiger Arzneimittel von der 
Beihilfefähigkeit ist in ständiger 
Rechtsprechung vom 
Bundesverwaltungsgericht und vom 
Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen als zulässig bestätigt 
worden. 
 
Hinsichtlich der Kostendämpfungspauschale 
nach § 12a der Beihilfenverordnung (BVO) hat 
das Bundesverwaltungsgericht zu einem 
Zeitpunkt, als die derzeitigen 
beihilferechtlichen Bestimmungen zur 
Anerkennung von Arzneimitteln bereits 
Bestand hatten, in mehreren Entscheidungen, 
u. a. durch die Urteile vom 25.03.2010 - 
BVerwG 2 C 47.08 - und vom 27.05.2010 - 
BVerwG 2 C 50.08 - festgestellt, dass die 
Regelung des § 12a BVO rechtmäßig ist. Die 
Kostendämpfungspauschale ist mit dem 
verfassungsrechtlichen Grundsatz der 
Fürsorgepflicht des Dienstherrn vereinbar. 
Beamtinnen und Beamte dürfen zu einer 
pauschalierten Eigenbeteiligung an den 
Krankheitskosten herangezogen werden, und 
zwar auch in der in § 12a Abs. 1 BVO 
festgesetzten Höhe. 
 
 
16-P-2016-13868-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Forderung, allen sozial engagierten 
Menschen, die im Rahmen des 
Bundesfreiwilligendienstes ein Freiwilliges 
Soziales Jahr ableisten, den Rundfunkbeitrag 
zu erlassen oder zu vermindern, kann 
aufgrund der Sach- und Rechtslage leider 
nicht entsprochen werden. 
 
Die gesetzliche Regelung des 
Befreiungsrechts zum Rundfunkbeitrag ist das 
Ergebnis einer Abwägung zwischen der 
Verpflichtung des Staates, für eine 
funktionsgerechte Finanzausstattung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu sorgen und 
dem Bestreben, einkommensschwachen 
Bevölkerungskreisen einen kostenfreien 
Zugang zum Medium Rundfunk zu 
verschaffen. Dabei wurden die Befreiungen 
aus finanziellen Gründen auf Empfänger von 
bestimmten Sozialleistungen beschränkt, 

deren Bedürftigkeit bereits durch eine 
staatliche Sozialbehörde geprüft wurde und in 
deren Bescheid bestätigt wird. 
 
Auch im neuen Rundfunkbeitragsstaatsvertrag 
knüpfen Befreiungstatbestände an die im 
Einzelnen genannten sozialen Leistungen an 
und setzen voraus, dass diese mit 
schriftlichem Bescheid einer staatlichen 
Behörde nachgewiesen werden, die vorher 
konkret die Bedürftigkeit geprüft hat. Hierdurch 
erübrigt sich eine erneute Prüfung durch die 
Landesrundfunkanstalt bzw. den 
Beitragsservice. 
 
Personen, die den Bundesfreiwilligendienst 
ableisten, sind wegen fehlender 
Vergleichbarkeit bewusst nicht mit 
aufgenommen worden, da bei ihnen gerade 
keine staatliche Bedürftigkeitsprüfung 
stattfindet. Es muss also auch bei diesen 
Personen bei einer konkreten Einzelfallprüfung 
der Bedürftigkeit bleiben. 
 
 
16-P-2016-13870-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Definitionen der Behinderungen in der 
Ausbildungsordnung sonderpädagogische 
Förderung und die daraus abgeleitete 
sonderpädagogische Förderung sind auf die 
Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen 
zugeschnitten, die der Schulpflicht unterliegen.  
 
Dies ist bei der Petentin nicht der Fall. Wer 
dem Jugendalter entwachsen ist, erhält gemäß 
§ 1 des Schulgesetzes NRW eine den Stärken 
und Begabungen sowie den persönlichen 
Bedarfen entsprechende individuelle 
Förderung. Dies gilt an allen Schulformen und 
Lernorten. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Schule und Weiterbildung vom 
10.08.2016. 
 
 
 
16-P-2016-13871-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den mit der 
Petition angesprochenen Sachverhalt 
unterrichtet.  
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Der Petitionsausschuss nimmt davon Kenntnis, 
dass die Probleme mit der Be- und Entlüftung 
des Raums sowie mit der Raumtemperatur 
zeitlich auf das erste Quartal 2016 begrenzt 
waren und in der Zwischenzeit behoben 
werden konnten.  
 
Damit konnte dem Anliegen des Petenten zum 
Erfolg verholfen werden. 
 
 
 
16-P-2016-13872-00 
Vergabe von Studienplätzen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Innovation, 
Wissenschaft und Forschung - MIWF) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der Stellungnahme des MIWF vom 
27.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13873-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin hat keinen Anspruch auf Zahlung 
einer beamtenrechtlichen 
Hinterbliebenenversorgung. Die ablehnende 
Entscheidung der Kommunalen 
Versorgungskasse entspricht der geltenden 
Rechtslage und ist nicht zu beanstanden. 
 
Die Petentin hat, auch wenn die Ehe vor dem 
01.07.1977 geschieden worden ist, keinen 
Anspruch auf einen Unterhaltsbeitrag für 
geschiedene Ehefrauen nach § 27 Abs. 4 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes. 
 
Eine Kopie der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 11.07.2016 wird zur 
Kenntnis übersandt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

16-P-2016-13874-00 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten sowie die dieser zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage geprüft. 
 
Die Rentenauskunft des 
Rentenversicherungsträgers vom 23.01.2016 
wurde unter Berücksichtigung eines lückenlos 
geklärten Versicherungskontos und aller bis 
dahin gespeicherten rentenrechtlichen Zeiten 
erteilt. Bei der Auskunft war eine Minderung 
der Rente um den durchgeführten 
Versorgungsausgleich vorzunehmen. 
 
Der begehrten Rückübertragung der 
Rentenanwartschaften aus dem 
Versorgungsausgleich konnte nicht 
entsprochen werden, weil der Tod der 
geschiedenen ausgleichsberechtigten Ehefrau 
des Petenten bislang nicht - auch nicht im 
Wege eines gerichtlichen Verfahrens nach 
dem Verschollenheitsgesetz - festgestellt 
worden ist. 
 
Die Träger der Rentenversicherung sind 
verpflichtet und damit gegenüber dem 
Rentenbezieher berechtigt, Beiträge zur 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung 
(einschließlich eines eventuellen 
Zusatzbeitrags) direkt vom Rentenzahlbetrag 
einzubehalten. 
 
Der Petitionsausschuss weist darauf hin, dass 
für den Fall, dass die Einkünfte im Alter oder 
bei voller Erwerbsminderung für den 
notwendigen Lebensunterhalt nicht 
ausreichen, Leistungen der Grundsicherung in 
Anspruch genommen werden können. Ein 
entsprechender Antrag ist beim Sozialamt des 
Wohnorts, Bereich Grundsicherung, oder beim 
Rentenversicherungsträger zu stellen. 
 
 
16-P-2016-13886-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petent erhält zu seinem Vorbringen eine 
ausführliche Stellungnahme des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chefs der Staatskanzlei vom 11.07.2016, 
der sich der Petitionsausschuss anschließt. 
 
 
16-P-2016-13888-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
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Der Petitionsausschuss hat die Eingabe von 
Herrn S. sowie die dieser zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage geprüft. Er sieht danach 
keine Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten 
zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Die Auswahlentscheidung der 
Bezirksregierung war Gegenstand gerichtlicher 
Verfahren mit dem Ergebnis, dass die 
Rechtsauffassung der Bezirksregierung 
bestätigt wurde.  
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Schule und Weiterbildung vom 01.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13889-00 
Forst- und Jagdwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Dem Anliegen des Petenten kann aus 
fachlichen und rechtlichen Gründen nicht 
entsprochen werden. Der Petent hat es in 
beiden Fällen versäumt, seine 
Obliegenheitspflichten zu erfüllen. Ansonsten 
wären ihm die unterschiedlichen Angaben im 
Antrag, der Bewilligung und in weiteren 
Förderdokumenten aufgefallen. Insofern kann 
er sich nicht auf ein Versehen berufen. Auch 
die Begründung der Baumschule, bei den 
unterschiedlichen Angaben auf beiden 
Lieferscheinen handele es sich um ein 
Versehen, erscheint unter Würdigung aller 
Umstände ebenfalls nicht glaubhaft. 
 
Im Fall 1 (Auszahlungsantrag vom 27.10.2015) 
hat der Petent keine Schadenersatzforderung 
an die Baumschule geltend gemacht, da der 
Schaden letztlich urch die angeblich falsche 
Benennung auf dem Lieferschein entstanden 
ist. Von der ihm zustehenden Möglichkeit, 
Klage vor dem Verwaltungsgericht 
einzureichen, hat der Petent ebenfalls keinen 
Gebrauch gemacht. 
 
Forstliche Förderung ist ein sensibler Bereich, 
der an alle Verfahrensbeteiligten hohe 
Anforderungen an korrektes Handeln und an 
die Einhaltung gesetzlicher sowie 

verfahrenstechnischer Bestimmungen stellt. 
Jeder Antragsteller wird auf vielfältige Weise 
auf die Erfordernisse hingewiesen und 
verpflichtet, die Regularien zu beachten. 
Deshalb bietet der Landesbetrieb Wald und 
Holz NRW auch die Begleitung und 
Hilfestellung bei der Abwicklung der Förderung 
an. Das Angebot, Hilfe bei der Ausfüllung des 
Förderantrags zu leisten, hat der Petent 
abgelehnt. 
 
Das Justiziariat der Geschäftsstelle Forst des 
Landesbetriebes Wald und Holz NRW hat die 
beiden Vorgänge des Petenten einer 
eingehenden rechtlichen Prüfung unterzogen 
und die Auszahlungen in den beiden strittigen 
Fällen zu Recht versagt. 
 
 
 
 
 
16-P-2016-13892-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat davon Kenntnis 
genommen, dass der Petent die Teilnahme an 
Therapien bislang abgelehnt hat. Die von ihm 
gewünschte Einzeltherapie wird jedoch als 
nicht zielführend angesehen. Gleichwohl 
haben inzwischen Einzelgespräche mit einem 
Therapeuten stattgefunden. Der Ausschuss 
kann dem Petenten nur empfehlen, sich den 
angebotenen Therapiemaßnahmen gegenüber 
aufgeschlossen zu zeigen.  
 
Es besteht kein Anlass zu weiteren 
Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-13897-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin geprüft. Er sieht keine Möglichkeit, 
dem Anliegen der Petentin zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Obwohl die Petentin nicht mehr schulpflichtig 
ist, könnte sie im kommenden Schuljahr in den 
angestrebten einjährigen vollzeitschulischen 
Bildungsgang des Berufskollegs als 
Förderschule aufgenommen werden, sofern 
der Bedarf der Petentin an 
sonderpädagogischer Unterstützung 
fortbesteht. 
 
Die Entscheidung über die Aufnahme bleibt in 
diesem Fall dem Schulträger im Rahmen der 
Privatschulfreiheit überlassen. 
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Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme der 
Ministeriums für Schule und Weiterbildung vom 
21.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13898-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Herr M. erhält eine Kopie der Stellungnahme 
des Ministers für Bundesangelegenheiten, 
Europa und Medien und des Chefs der 
Staatskanzlei vom 21.07.2016. Danach ist es 
dem Petitionsausschuss aufgrund der Sach- 
und Rechtslage nicht möglich, ihm zu einer 
Befreiung von der Beitragspflicht zu verhelfen. 
 
 
16-P-2016-13900-00 
Datenschutz 
 
 
Gemäß Art. 77 a Abs. 2 S. 1 der 
Landesverfassung ist die Landesbeauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit (LDI) 
in Ausübung ihres Amts unabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen. Daher unterliegt die 
Landesbeauftragte in Ausübung ihres Amts 
nicht der Kontrolle des Petitionsausschusses. 
 
Die LDI ist dem Vortrag des Petenten mit der 
gebotenen Sorgfalt nachgegangen und hat ihm 
mit Schreiben vom 18.12.2015 und 07.04.2016 
das Ergebnis ihrer Prüfung mitgeteilt. 
 
 
16-P-2016-13906-00 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
umfassend informiert. 
 
Dem Anliegen der Petentin kann nicht 
entsprochen werden, da sie die Änderung 
eines Bundesgesetzes begehrt. Zuständig 
dafür ist der Bund. 
 
Sofern es um ein möglicherweise fehlerhaftes 
Verhalten der Krankenkasse geht, ist das Land 
ebenfalls nicht zuständig. Die Petentin ist bzw. 
war bei einer Krankenkasse versichert, die der 
Aufsicht des Bundes untersteht. 
 
Die Petition wird daher insoweit 
zuständigkeitshalber dem Deutschen 
Bundestag überwiesen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter) 

hat jedoch angekündigt, sie werde bei den 
landesunmittelbaren Krankenkassen darauf 
hinwirken, dass für die Zukunft alle infrage 
kommenden Versicherten vor einem Wechsel 
in die private Krankenversicherung umfassend 
über die möglichen Folgen des 
Systemwechsels - auch im Hinblick auf eine 
spätere Mitgliedschaft in der 
Krankenversicherung der Rentnerinnen und 
Rentner - aufgeklärt werden. 
 
 
16-P-2016-13907-00 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
umfassend informiert. 
 
Dem Anliegen der Petentin kann nicht 
entsprochen werden, da sie die Änderung 
eines Bundesgesetzes begehrt. Zuständig 
dafür ist der Bund. 
 
Sofern es um ein möglicherweise fehlerhaftes 
Verhalten der Krankenkasse geht, ist das Land 
ebenfalls nicht zuständig. Die Petentin ist bzw. 
war bei einer Krankenkasse versichert, die der 
Aufsicht des Bundes untersteht. 
 
Die Petition wird daher insoweit 
zuständigkeitshalber dem Deutschen 
Bundestag überwiesen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter) 
hat jedoch angekündigt, sie werde bei den 
landesunmittelbaren Krankenkassen darauf 
hinwirken, dass für die Zukunft alle infrage 
kommenden Versicherten vor einem Wechsel 
in die private Krankenversicherung umfassend 
über die möglichen Folgen des 
Systemwechsels - auch im Hinblick auf eine 
spätere Mitgliedschaft in der 
Krankenversicherung der Rentnerinnen und 
Rentner - aufgeklärt werden. 
 
 
16-P-2016-13911-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin und den mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalt unterrichtet. Er 
sieht keine Möglichkeit, dem Anliegen des 
Petenten zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 
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des Maßregelvollzugsgesetzes NRW für eine 
Verlegung des Sohnes der Petentin in eine 
andere nordrhein-westfälische 
Maßregelvollzugsklinik nicht vorliegen und 
dieser aus ärztlich-therapeutischer Sicht von 
einer Verlegung nicht profitieren würde.  
 
Bei Fortbestehen des Verlegungswunschs wird 
zu einem späteren Zeitpunkt eine erneute 
Prüfung vorgenommen. 
 
 
 
16-P-2016-13912-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Die Gerichtskosten wurden der Petentin in 
Rechnung gestellt, weil das Oberlandesgericht 
Hamm die Kosten des Verfahrens zur 
Abänderung des Versorgungsausgleichs durch 
Beschluss vom 10.03.2016 gegeneinander 
aufgehoben hat. Hieraus folgt, dass jede Partei 
ihre außergerichtlichen Kosten selbst und die 
Gerichtskosten je zur Hälfte zu tragen hat.  
 
Eine Überprüfung der Kostenentscheidung 
kann mit Blick auf die durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes (GG) garantierte richterliche 
Unabhängigkeit nur im Wege der Rechtsmittel 
erfolgen, die im Rahmen der einschlägigen 
Verfahrensordnungen zur Verfügung stehen. 
Artikel 97 GG gewährleistet die richterliche 
Unabhängigkeit. Der Petitionsausschuss kann 
deshalb keine gerichtlichen Entscheidungen 
überprüfen, ändern oder aufheben.  
 
 
16-P-2016-13914-00 
Ausbildungsförderung für Studenten 
 
 
Die Annahme der Petentin, dass ihr Antrag auf 
Ausbildungsförderung vom Studierendenwerk 
Düsseldorf zu Unrecht und willkürlich 
abgelehnt worden ist, hat sich nicht bestätigt. 
 
Das Studierendenwerk Düsseldorf hat bei der 
Ausführung des Bundes-
ausbildungsförderungsgesetzes die 
gesetzlichen Bestimmungen beachtet. Die 
Versagung von Förderungsleistungen 
aufgrund eines Fachrichtungswechsels 
erfolgte zu Recht und ist nicht zu beanstanden. 
 

Darüber hinaus hat das Studierendenwerk 
Düsseldorf die Petentin über weitere 
Finanzierungsmöglichkeiten informiert. 
 
 
16-P-2016-13915-00 
Frauen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
umfassend informiert. 
 
Dem Anliegen der Petentin kann nicht 
entsprochen werden, da sie die Änderung 
eines Bundesgesetzes begehrt. Zuständig 
dafür ist der Bund. 
 
Sofern es um ein möglicherweise fehlerhaftes 
Verhalten der Krankenkasse geht, ist das Land 
ebenfalls nicht zuständig. Die Petentin ist bzw. 
war bei einer Krankenkasse versichert, die der 
Aufsicht des Bundes untersteht. 
 
Die Petition wird daher insoweit 
zuständigkeitshalber dem Deutschen 
Bundestag überwiesen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter) 
hat jedoch angekündigt, sie werde bei den 
landesunmittelbaren Krankenkassen darauf 
hinwirken, dass für die Zukunft alle infrage 
kommenden Versicherten vor einem Wechsel 
in die private Krankenversicherung umfassend 
über die möglichen Folgen des 
Systemwechsels - auch im Hinblick auf eine 
spätere Mitgliedschaft in der 
Krankenversicherung der Rentnerinnen und 
Rentner - aufgeklärt werden. 
 
 
16-P-2016-13916-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin und den mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalt unterrichtet. Er 
sieht keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
Der Ausschuss hat insbesondere davon 
Kenntnis genommen, dass die zuständige 
Strafvollstreckungskammer zuletzt mit 
Beschluss vom 23.10.2015 die Fortdauer der 
Unterbringung angeordnet und die Petentin 
Rechtsmittel hiergegen nicht eingelegt hat.  
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
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gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. 
 
Soweit die Petition von der Petentin 
behauptete Straftaten im Maßregelvollzug 
betrifft, hat der Petitionsausschuss davon 
Kenntnis genommen, dass die 
Staatsanwaltschaft Paderborn in dem 
Anzeigevorgang 23 Js 720/15 die Aufnahme 
von Ermittlungen abgelehnt, die Petentin 
dagegen Beschwerde nicht eingelegt und dass 
die Staatsanwaltschaft aus Anlass der Petition 
ein Ermittlungsverfahren eingeleitet hat. Die 
Staatsanwaltschaft Düsseldorf hat wegen der 
behaupteten Straftaten Dritter von der 
Einleitung eines Anzeigevorgangs abgesehen. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Ausschuss hat davon Kenntnis 
genommen, dass sich die Vorwürfe der 
Petentin hinsichtlich Fehlverhaltens von 
Klinikpersonal nicht bestätigt haben. 
 
 
 
16-P-2016-13920-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin und die dieser zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage geprüft.  
 
Anhaltspunkte für den von der Petentin 
erhobenen Vorwurf einer Diskriminierung oder 
von Mobbing haben sich nicht ergeben. 
 
Mit der Aufnahme des Kindes der Petentin an 
der gewünschten Schule wurde dem Anliegen 
der Petentin entsprochen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht darüber hinaus 
keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-13923-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. Er sieht keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
Das bisherige Handeln der 
Fahrerlaubnisbehörde entspricht der 
Rechtslage und ist nicht zu beanstanden.  
 
Im Zeitraum zwischen 2012 und 2015 wurden 
dem Petenten insgesamt acht 
Geschwindigkeitsübertretungen (15 bis 37 
km/h zu schnell) und drei Rotlichtverstöße 

nachgewiesen. Mit Verfügung vom 09.07.2015 
wurde dem Petenten wegen Erreichens eines 
Punktestands von neun Punkten im 
Fahreignungsregister gemäß § 4 Abs. 5 des 
Straßenverkehrsgesetzes (StVG) die 
Fahrerlaubnis entzogen. Bei Erreichen einer 
Punktehöhe von acht Punkten geht der 
Gesetzgeber davon aus, dass der 
Fahrerlaubnisinhaber ungeeignet zum Führen 
von Kraftfahrzeugen ist. Aufgrund dessen ist 
die Fahrerlaubnis zu entziehen. Ein Ermessen 
der Fahrerlaubnisbehörde ist in diesem Fall 
nicht gegeben. Außerdem darf nach den 
Vorschriften des StVG vor Ablauf von sechs 
Monaten keine neue Fahrerlaubnis erteilt 
werden. Vor Erteilung einer Fahrerlaubnis hat 
der Fahrerlaubnisinhaber seine Eignung zum 
Führen von Kraftfahrzeugen mittels einer 
positiven medizinisch-psychologischen 
Untersuchung (MPU) nachzuweisen. Auch hier 
hat die Fahrerlaubnisbehörde keinen 
Ermessenspielraum.  
 
Am 22.03.2016 stellte der Petent einen Antrag 
auf Neuerteilung seiner Fahrerlaubnis und 
legte gleichzeitig eine Bescheinigung über die 
Vornahme der psychologischen Korrektur 
durch das Ministerium für Gesundheitswesen 
der kirgisischen Republik in Bischek vor, die im 
Ergebnis eine positive Befundlage bescheinigt. 
Daraufhin hat die Fahrerlaubnisbehörde die 
Beibringung einer MPU angeordnet und darauf 
hingewiesen, dass die Untersuchung durch 
eine amtlich anerkannte Begutachtungsstelle 
für Fahreignung durchzuführen ist. Dem 
Petenten wurde persönlich erläutert, dass die 
von ihm vorgelegte Bescheinigung nicht 
ausreichend ist, da nach den Vorschriften der 
Fahrerlaubnis-Verordnung ein Gutachten einer 
amtlich anerkannten Begutachtungsstelle für 
Fahreignung vorzulegen ist. Die vom Petenten 
vorgelegte kirgisische Bescheinigung erfüllt 
diese Voraussetzungen nicht.  
 
Dem Petenten kann eine Fahrerlaubnis erteilt 
werden, wenn er ein für ihn positives 
medizinisch-psychologisches Gutachten einer 
amtlich anerkannten Begutachtungsstelle für 
Fahreignung vorlegt.  
 
 
 
 
 
16-P-2016-13924-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
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Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass das Reststrafengesuch des Petenten der 
zuständigen Strafvollstreckungskammer zur 
Entscheidung vorliegt und dass die 
Gnadenstelle bei dem Landgericht Paderborn 
aus Anlass der Petition ein Gnadenverfahren 
eingeleitet hat, in dem die Gnadenermittlungen 
andauern. Die Gnadenstelle wird den Petenten 
gegebenenfalls über das Ergebnis ihrer 
Prüfung unterrichten. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Justizministerium), ihn über 
den weiteren Verlauf des Gnadenverfahrens 
zu informieren. 
 
 
16-P-2016-13934-00 
Versorgung der Beamten 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Angelegenheit 
der Petentin geprüft. 
 
Zurzeit ist hinsichtlich der Petentin ein 
Scheidungsverfahren vor dem Familiengericht 
anhängig. Im Rahmen dieses Verfahrens wird 
der öffentlich-rechtliche Versorgungsausgleich 
durchgeführt.  
 
Es besteht die Möglichkeit, dass die Petentin 
und ihr Ehemann zur Abwendung des 
öffentlich-rechtlichen Versorgungsausgleichs 
eventuell eine Vereinbarung über den 
Versorgungsausgleich gemäß § 6 des 
Versorgungsausgleichsgesetzes treffen.  
 
Da Rechtsauskünfte insoweit nicht erteilt 
werden dürfen, kann nur empfohlen werden, 
sich hierzu anwaltlich beraten zu lassen. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 21.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-13937-00 
Berufsbildung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage der Petition unterrichtet. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass der 
Petent, der sich gegen die Versagung der 
Anerkennung der von ihm absolvierten 
ärztlichen Ausbildung in der ehemaligen 
Sowjetunion durch die Bezirksregierung 
wendet, inzwischen Berufung gegen das Urteil 

des Verwaltungsgerichts beim 
Oberverwaltungsgericht eingelegt hat. 
 
Dem Ausschuss ist es aufgrund der durch 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleisteten 
richterlichen Unabhängigkeit verwehrt, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. Entscheidungen der 
Gerichte können nur nach den Bestimmungen 
der jeweiligen Prozessordnung durch die 
nächsthöhere gerichtliche Instanz überprüft 
werden. Ist der Instanzenzug ausgeschöpft, 
muss das Ergebnis hingenommen werden. 
 
Der Ausgang des Verfahrens bleibt 
abzuwarten. 
 
 
16-P-2016-13938-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat den der Petition 
zugrunde liegenden Sachverhalt geprüft. Er 
sieht keine Möglichkeit, dem Anliegen des 
Petenten zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Die Überprüfung ergab keine Anhaltspunkte 
für rechtliche Verstöße auf Seiten der LVR-
Klinik Viersen.  
 
Etwaige Ausgangsbeschränkungen des 
Petenten werden laut Klinik aufgrund seines 
jeweils aktuellen Gesundheitszustands 
verhängt und stehen nicht in Zusammenhang 
mit der Medikamenteneinnahme. Die meisten 
der von dem Petenten beklagten 
„Nebenwirkungen" treten laut Klinik 
krankheitsbedingt auf. Wenn der Petent die 
empfohlene Medikation nicht einnehmen wolle, 
werde dies respektiert. Aus medizinischer 
Sicht sei eine stationäre Behandlung des 
Petenten weiterhin erforderlich. 
 
Aus Gründen der Rechtsaufsicht ist es nicht 
möglich, fachliche Entscheidungen der 
behandelnden Ärztinnen und Ärzte im 
Krankenhaus zu überprüfen. 
 
 
 
16-P-2016-13939-00 
Rechtsberatung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des 
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Justizministeriums vom 22.07.2016 sowie des 
Schreibens der Rechtsanwaltskammer Köln 
vom 22.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13940-00 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin geprüft. Er sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern durch 
Artikel 97 des Grundgesetzes verliehenen 
Unabhängigkeit ist es dem Petitionsausschuss 
verwehrt, auf die Verfahrensgestaltung der 
Gerichte Einfluss zu nehmen und ihre 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben.  
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen die 
Staatsanwaltschaft Köln das auf die 
Strafanzeige der Petentin zurückgehende 
Ermittlungsverfahren 168 Js 52/16 gemäß § 170 
Abs. 2 der Strafprozessordnung eingestellt hat. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Justizministeriums vom 28.07.2016 nebst 
Anlage. 
 
 
 
16-P-2016-13943-00 
Tierschutz 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Angelegenheit 
der Petentin geprüft. Er sieht keine 
Möglichkeit, dem Anliegen der Petentin zum 
Erfolg zu verhelfen. 
 
Dem Anliegen wird tierschutzrechtlich bereits 
weitgehend durch die derzeitige Gesetzeslage 
entsprochen. Eine ständige 
Videoüberwachung ist dabei angesichts der 
Wahrung berechtigter 
Persönlichkeitsinteressen der Mitarbeiterschaft 
problematisch.  
 
Die unmittelbaren landesrechtlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten beziehen sich nur 
auf den Vollzug der tierschutzrechtlichen 
Vorgaben, nicht aber auf die 
Bundesverordnung selbst. Eine Änderung der 
Tierschutz-Schlachtverordnung ist nur durch 
den Bundesgesetzgeber möglich. Lediglich der 
Vollzug der geltenden Rechtsvorschriften wird 

durch die Kreisordnungsbehörden 
sichergestellt. Der Petentin wird daher 
empfohlen, sich insoweit an den 
Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestags zu wenden. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für 
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz vom 27.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-13971-00 
Umsatzsteuer 
Abgabenordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Entscheidungen der Finanzbehörde 
entsprechen der Rechtslage und sind nicht zu 
beanstanden. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 28.07.2016. 
 
 
16-P-2016-13972-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den mit der 
Petition angesprochenen Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Der Petent geht weder einer Arbeit außerhalb 
der Klinik nach, noch ist er dauerbeurlaubt. Er 
nimmt an der Arbeitstherapie im Rahmen der 
Maßregelvollzugsbehandlung teil, sodass 
seine Rechtsfrage als eine ihn derzeit nicht 
betreffende, allgemeine Anfrage zu beurteilen 
ist. 
 
Bis zur Entlassung aus dem Maßregelvollzug 
ruhen die Leistungen aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 4 
des Fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs 
(SGB V). Ein Ruhen der Beitragspflicht ist nicht 
vorgesehen. 
 
Auch besteht kein Anspruch auf eine freie 
Arztwahl (§ 76 SGB V). Sofern eine 
ärztliche/fachärztliche Untersuchung außerhalb 
der Einrichtung erforderlich ist, erhalten die 
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Patientinnen und Patienten „Konsilscheine“, 
um Doppelleistungen zu verhindern. 
 
Zu den weiteren Fragen des Petenten verweist 
der Ausschuss auf den in Kopie beigefügten 
Bericht des Landesbeauftragten für den 
Maßregelvollzug vom 20.06.2016. 
 
 
16-P-2016-13974-00 
Straßenverkehr 
 
 
Aktuelle lärmtechnische Untersuchungen auf 
der Grundlage der Verkehrsdaten der 
Straßenverkehrszählung 2010 haben ergeben, 
dass im Bereich des Wohnortes des Petenten 
an der A 52 die maßgeblichen Auslösewerte 
der Lärmsanierung nicht überschritten werden. 
Dies gilt auch für die L 371. Eine 
Summenbildung beider Verkehrswege ist nach 
den anzuwendenden Regeln von Bund und 
Land für die Realisierung von 
Lärmschutzmaßnahmen nicht möglich. Nach 
den derzeit geltenden rechtlichen Regelungen 
bestehen somit keine Möglichkeiten, für den 
Petenten Lärmschutzmaßnahmen nach den 
Kriterien der Lärmsanierung umzusetzen. 
 
Ob sich aus der in der Auswertung 
befindlichen Straßenverkehrszählung 2015 
veränderte Verkehrsbelastungen auf der A 52 
in diesem Abschnitt ergeben, die 
Möglichkeiten zur Umsetzung von 
Schallschutzmaßnahmen nach den Kriterien 
der Lärmsanierung eröffnen, bleibt 
abzuwarten. Sobald die Ergebnisse der 
Straßenverkehrszählung 2015 vorliegen 
(voraussichtlich im Herbst 2016), wird der 
Landesbetrieb Straßenbau eine erneute 
lärmtechnische Untersuchung durchführen und 
den Petenten über das Ergebnis informieren. 
 
 
16-P-2016-13985-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er stellt nach Abschluss der 
Prüfung fest, dass die Maßnahmen und 
Entscheidungen der Finanzbehörde nicht zu 
beanstanden sind. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 29.06.2016. 
 
 
 
 

16-P-2016-14001-00 
Ordnungswidrigkeiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Er hat davon Kenntnis genommen, dass die 
Gerichtskasse Düsseldorf die 
Gerichtsgebühren in Höhe von 30,- Euro am 
16.09.2014 niedergeschlagen hat. Dem 
Anliegen des Petenten ist damit insoweit 
entsprochen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
 
Es besteht somit kein Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium; 
Ministerium für Inneres und Kommunales) 
weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 
16-P-2016-14002-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die in Deutschland zur 
straßenverkehrsrechtlichen Anordnung 
anwendbaren Verkehrszeichen sind in der 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) und im 
Katalog der Verkehrszeichen (VZKat) 
aufgeführt. Die Maßgaben zur Anordnung der 
Verkehrszeichen sind in der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-
Ordnung (VwV-StVO) geregelt, durch die eine 
bundesweit einheitliche Anwendung der StVO 
und somit auch der 
Verkehrszeichenbeschilderung sichergestellt 
wird. 
 
Die StVO und die VwV-StVO berücksichtigen 
die besonderen örtlichen und verkehrlichen 
Gegebenheiten Deutschlands als 
einwohnerstarkes, zentraleuropäisches 
Transitland mit hoher Wirtschaftskraft und 
hohem privaten und gewerblichen 
Verkehrsaufkommen. Eine Gleichsetzbarkeit 
mit den in der Regel wesentlich schwächer 
besiedelten skandinavischen Ländern an den 
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nördlichen Außengrenzen Europas kann daher 
nicht erfolgen. 
 
Zuständig für die StVO und VwV-StVO ist der 
Bund. Das Land Nordrhein-Westfalen ist an 
die straßenverkehrsrechtlichen Vorgaben des 
Bundes gebunden und kann die von der 
Petentin gewünschte bundesweite 
Reduzierung der 
Verkehrszeichenbeschilderung nicht bewirken. 
 
 
16-P-2016-14006-00 
Besoldung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht keine Möglichkeit, 
dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 25.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-14030-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petenten reisten am 07.08.2015 in das 
Bundesgebiet ein. Die Asylanträge vom 
15.04.2016 wurden mit Bescheid des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) vom 23.05.2016 als offensichtlich 
unbegründet abgelehnt. Am 21.06.2016 lehnte 
das Verwaltungsgericht Minden den Antrag auf 
Eilrechtsschutz ab. Die ebenfalls eingereichte 
Klage entfaltet keine aufschiebende Wirkung. 
Die Petenten sind vollziehbar ausreisepflichtig. 
 
Soweit die Petition sich auf die 
Geltendmachung zielstaatsbezogener 
Abschiebehindernisse stützt, waren diese 
schon Gegenstand des Asylverfahrens und 
wurden bereits im Gerichtsverfahren geprüft. 
An die Entscheidungen des BAMF und des 
Verwaltungsgerichts ist die Ausländerbehörde 
gebunden. 
 
Ein asylverfahrensunabhängiges 
Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen 
können die Betroffenen nicht erhalten, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. Schon aufgrund der nur kurzen 
Aufenthaltszeit im Bundesgebiet kommt kein 
Aufenthaltsrecht in Betracht, da es der Familie 
rechtlich sowie tatsächlich zumutbar ist, in ihr 
Heimatland zurückzukehren und dort die 
familiäre Lebensgemeinschaft fortzuführen. 
Ein nachhaltiges schützenwertes Privatleben, 
durch das die Familienangehörigen zu 

„faktischen Inländern“ geworden sein könnten, 
ist nicht erkennbar. Die vorgetragenen 
Integrationsbemühungen werden nicht 
verkannt. Eventuelle Integrationsleistungen, 
die für die Annahme einer Verwurzelung in der 
Bundesrepublik Deutschland sprechen 
könnten, sind aufgrund der nur kurzen 
Aufenthaltszeit nicht zu berücksichtigen. Eine 
wirtschaftliche Integration ist nicht erfolgt. Die 
siebenköpfige Familie bezieht Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz zur 
Sicherung des Lebensunterhalts. 
 
Bezüglich der geltend gemachten 
gesundheitlichen Einschränkungen für das 
Kind S. ist, soweit sie zielstaatsbezogen sind, 
für die Prüfung auch das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge zuständig. 
Entsprechend dem amtsärztlichen Gutachten 
vom 05.07.2016 ergaben sich keine Hinweise 
auf das Vorliegen einer gravierenden 
psychischen Störung. Zudem wurde 
Reisetauglichkeit bescheinigt. Auch bei den 
übrigen Familienmitgliedern liegen keine 
Anhaltspunkte für eine Reiseunfähigkeit vor. 
 
Gemäß den Vorschriften der 
Beschäftigungsverordnung haben 
Staatsangehörige von Albanien grundsätzlich 
die Möglichkeit, im Heimatland in den Jahren 
2016 bis 2020 bei der deutschen 
Auslandsvertretung ein Visum zur Ausübung 
einer Beschäftigung im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zu beantragen. 
Zu den Voraussetzungen könnten die 
Petenten sich vor Ort beraten lassen. Auch 
unter diesem Gesichtspunkt wird den Petenten 
empfohlen, ihrer Ausreiseverpflichtung freiwillig 
nachzukommen. 
 
Im Hinblick auf das Verfahren beim 
Verwaltungsgericht und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen. 
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
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16-P-2016-14032-00 
Ausländerrecht 
Personenstandswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Petent hat einen Asylantrag gestellt, über 
den bisher nicht entschieden wurde. Da die 
Verfahrensherrschaft über das Asylverfahren 
ausschließlich beim Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge liegt, wird die Petition 
zuständigkeitshalber an den Deutschen 
Bundestag überwiesen. 
 
Soweit er das Bundesgebiet zum Zwecke der 
Eheschließung in Dänemark vorübergehend 
verlassen möchte, hat er die Möglichkeit, einen 
Antrag auf Erteilung einer Verlassenserlaubnis 
bei der Ausländerbehörde zu stellen. 
 
 
16-P-2016-14033-00 
Wohnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Bei der Heizkostenverordnung handelt es sich 
um eine Verordnung des Bundes, deren 
gesetzliche Grundlage das 
Energieeinsparungsgesetz (EnEG) darstellt. 
Die Verordnung wird nur zivilrechtlich 
umgesetzt. Dies erfolgt bundesweit einheitlich 
und ist in Nordrhein-Westfalen nicht weiter 
durch ein Landesgesetz geregelt.  
 
Eine Änderung des Abrechnungsmaßstabs für 
die Warmwasserverteilung zum 
Abrechnungsjahr 2015 durch eine nordrhein-
westfälische Landesbehörde, wie es seitens 
der Petentin vermutet wird und vorgetragen 
wurde, erfolgte nicht. Die 
Heizkostenverordnung wurde zuletzt im Jahr 
2009 seitens der Bundesregierung novelliert. 
 
Rechtsauskünfte können durch den 
Petitionsausschuss nicht erteilt werden. Er 
kann daher nicht prüfen, ob die Verwalterin die 
Heizkostenverordnung richtig angewandt hat 
bzw. ob die Abrechnung ordnungsgemäßer 
Verwaltung entspricht. Er empfiehlt der 
Petentin bzw. der Wohnungseigentümerschaft, 
sich in dieser Frage gegebenenfalls anwaltlich 
beraten zu lassen. 
 

Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Ablichtung der Stellungnahme des 
Justizministeriums vom 09.08.2016. 
 
 
16-P-2016-14039-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin bezweifelt mit weiteren 
Inhaftierten die Richtigkeit der Ergebnisse der 
in der JVA Willich II durchgeführten 
Drogentests. Die wegen verweigerter, 
manipulierter oder positiver Urinkontrollen 
ausgesprochenen Sanktionen empfindet sie 
als ungerecht. Insbesondere wendet sie sich 
gegen die Anordnung, dass Besuch am 
Trennscheibentisch durchzuführen ist. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 
Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von 
§ 79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 
Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 
angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 
Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
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Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 
Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 
 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
 
Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 
durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
 
Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
 
Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 

Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
die Verfahrensweisen und Entscheidungen zu 
beanstanden. 
 
 
16-P-2016-14053-00 
Erschließung 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
der der Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage auseinandergesetzt. Vor Ort 
konnte er sich ein Bild von der Situation 
machen und das Begehr der Petenten 
nachvollziehen. 
 
Er hat erkannt, dass die Petenten den 
dringenden Bedarf sehen, den als Fußweg 
gekennzeichneten Weg zu ihrem Grundstück 
zum Be- und Entladen ihres Pkw zu nutzen, 
insbesondere weil die Petenten in Zukunft mit 
zwei kleinen Kindern den Weg vom Parkplatz 
zum Wohnhaus nicht zurücklegen können, 
ohne an einer Stelle die Aufsichtspflicht über 
die Kinder zu verletzen. Er hat jedoch auch 
festgestellt, dass der Fußweg im 
Bebauungsplan von 1993 als solcher 
eingezeichnet ist. Er bedauert, dass die 
planungsrechtlich klare Situation nicht ohne 
weiteres geändert werden kann und eine 
planungsrechtlich einfach umsetzbare 
Alternative für die Petenten nicht praktikabel 
ist. 
 
Der Ausschuss rät daher den Petenten, sich 
sowohl an die Stadt als auch an die 
Kommunalpolitik zu wenden und eine 
Änderung des Bebauungsplans zu 
beantragen. Der Fußweg mit einer Breite von 
circa drei Metern ist mit einem Pkw befahrbar, 
weitere Baumaßnahmen wären demnach für 
die Befahrbarkeit für Anlieger nicht erforderlich. 
Gleichzeitig sollte eine Beschränkung der 
Nutzung angeboten und später beispielsweise 
durch Baulasten festgelegt werden.  
 
Er begrüßt die Bereitschaft der Stadt, für 
besondere Einzelfälle befristet 
Ausnahmegenehmigungen zu erteilen. 



Landtag Nordrhein Westfalen  16. Wahlperiode  Petitionsausschuss 64. Sitzung am 30.08.2016 145 

Insbesondere begrüßt der Ausschuss die 
Bereitschaft, den Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung für die Zeit des 
Mutterschutzes wohlwollend zu prüfen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet jedoch darum, 
darzulegen, auf Basis welcher Grundlage in 
der Nachbarschaft entgegen den 
Bestimmungen des Bebauungsplans ein 
Wohnhaus mit Pultdach anstelle eines 
Satteldachs genehmigt werden konnte. 
Weiterhin bittet er darum, zu überprüfen, 
inwieweit der öffentliche Verkehrsraum auf 
dem in Rede stehenden Fußweg (oder darüber 
hinaus) privat überwacht wird.  
 
Der Ausschuss bittet hierzu die 
Landesregierung (Ministerium für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr - 
MBWSV) um einen ergänzenden Bericht bis 
zum 10.10.2016.  
 
Hinsichtlich der neuen Entwicklungen zur 
Änderung des Bebauungsplans bittet er die 
Landesregierung (MBWSV) um eine erste 
ergänzende Stellungnahme bis zum 
30.03.2017. 
 
 
16-P-2016-14067-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin möchte in den offenen Vollzug 
verlegt werden und bittet um Unterstützung. 
 
Die Angelegenheit wurde in der JVA erörtert. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Gründe für die Einschätzung der JVA 
unterrichtet, dass die Petentin den besonderen 
Anforderungen des offenen Vollzugs nicht 
genügt. Der Ausschuss sieht danach keine 
Möglichkeit, dem Anliegen der Petentin zum 
Erfolg zu verhelfen. 
 
 
16-P-2016-14071-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin bezweifelt die Richtigkeit der 
Ergebnisse der in der JVA Willich II 
durchgeführten Drogentests. Die wegen 
positiver Urinkontrollen ausgesprochenen 
Sanktionen empfindet sie als ungerecht. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 

Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von § 
79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 
Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 
angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 
Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 
Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 
 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
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Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 
durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
 
Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
 
Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 
Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Die Verfahrensweisen sind aus Sicht des 
Ausschusses nicht zu beanstanden. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die 
im Fall der Petentin durchgeführte B-Probe 
negativ war. Der eingezogene Betrag von 25,- 
Euro wurde ihr zurückerstattet und die gegen 
sie angeordneten bzw. verhängten 
Maßnahmen wurden aufgehoben. 
 
 

16-P-2016-14079-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petenten reisten am 19.04.2015 in das 
Bundesgebiet ein. Die Asylanträge vom 
23.04.2015 wurden mit Bescheid des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) vom 29.01.2016 als offensichtlich 
unbegründet abgelehnt. Am 09.06.2016 lehnte 
das Verwaltungsgericht Köln den Antrag auf 
Eilrechtsschutz ab. Die ebenfalls eingereichte 
Klage entfaltet somit keine aufschiebende 
Wirkung. Die Petenten sind vollziehbar 
ausreisepflichtig. An die Entscheidungen des 
BAMF und des Verwaltungsgerichts ist die 
Ausländerbehörde gebunden. 
 
Ein asylverfahrensunabhängiges 
Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen 
können die Betroffenen nicht erhalten, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. Schon aufgrund der nur kurzen 
Aufenthaltszeit im Bundesgebiet kommt ein 
Aufenthaltsrecht nicht in Betracht, da es der 
Familie rechtlich sowie tatsächlich zumutbar 
ist, in ihr Heimatland zurückzukehren und dort 
die familiäre Lebensgemeinschaft fortzuführen. 
Ein nachhaltiges schützenswertes Privatleben, 
durch das die Familienangehörigen zu 
„faktischen Inländern“ geworden sein könnten, 
ist nicht erkennbar. Eventuelle 
Integrationsleistungen, die für eine 
Verwurzelung in der Bundesrepublik 
Deutschland sprechen könnten, wurden 
teilweise nicht belegt bzw. sind nicht schlüssig 
dargelegt, könnten aber aufgrund der nur 
kurzen Aufenthaltszeit auch nicht zu einem 
Ausreisehindernis führen. 
 
Eine wirtschaftliche Integration ist nicht erfolgt. 
Die Familie bezieht hauptsächlich öffentliche 
Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zur Sicherung 
des Lebensunterhalts. Darüber hinaus wurde 
bei der letzten Vorsprache der Petentin 
festgestellt, dass sie über keine deutschen 
Sprachkenntnisse verfügt. 
 
Staatsangehörige aus Albanien haben nach 
den Vorschriften der 
Beschäftigungsverordnung grundsätzlich die 
Möglichkeit, im Heimatland in den Jahren 2016 
bis 2020 bei der deutschen 
Auslandsvertretung ein Visum zur Ausübung 
einer Beschäftigung im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zu beantragen. 
Die Petenten könnten sich zu den 
Voraussetzungen vor Ort beraten lassen. 
 
Sollten die Petenten entgegen ihrer Zusage 
die Gelegenheit zur freiwilligen Ausreise 
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weiterhin nicht nutzen, haben sie mit ihrer 
zeitnahen Rückführung zu rechnen. 
 
Im Hinblick auf den Verfahrensstand beim 
Verwaltungsgericht und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren sowohl in Verfahrensführung wie 
auch Entscheidungsfindung der 
verfassungsrechtlich garantierten 
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter 
und können im Petitionsverfahren nicht 
überprüft werden. 
 
 
16-P-2016-14080-00 
Bergbau 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Weser-Ministerkonferenz hat am 
18.03.2016 ein detailliertes 
Maßnahmenprogramm 2015 bis 2021 für die 
Flussgebietseinheit Weser bzgl. der 
Salzbelastung gemäß § 82 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in 
Ergänzung zum Maßnahmenprogramm 2015 
bis 2021 für die Flussgebietseinheit Weser 
gemäß § 82 WHG verabschiedet. Die 
Maßnahmenkombination „Masterplan 
Salzreduzierung" ist elementarer Bestandteil 
dieses Maßnahmenprogramms. 
Dem Begehren des Petenten kann damit 
teilweise entsprochen werden. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
vom 25.07.2016. 
 
 
 
 
 
 
16-P-2016-14085-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht keine Möglichkeit, 

dem Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Der Petent erhält zu seiner weiteren 
Information eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 
28.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-14088-01 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-14089-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2016-14101-00 
Besoldung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Die Kritik des Petenten an der langen Dauer 
der Widerspruchsbearbeitung durch das 
Landesamt für Besoldung und Versorgung ist 
berechtigt. Der Ausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass dem Widerspruch in der 
Zwischenzeit mit Bescheid vom 01.06.2016 
teilweise abgeholfen wurde.  
 
 
16-P-2016-14117-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Fehler in der Anrede sind auf 
Unachtsamkeit bei der Bearbeitung 
zurückzuführen, für die sich die 
Finanzverwaltung bei dem Petenten und 
seinem Lebenspartner ausdrücklich 
entschuldigt. 
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Der Petent erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 19.07.2016. 
 
 
 
 
16-P-2016-14145-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. 
 
Er stellt fest, dass die Einführung von 
Sicherheitsschleusen analog zu Flughäfen 
oder Gerichtsgebäuden mit Durchsuchung 
jeder Bürgerin/jedes Bürgers nicht erforderlich 
ist. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales vom 14.06.2016. 
 
 
16-P-2016-14174-00 
Verbraucherschutz 
Lebens- und Genussmittel; 
Bedarfsgegenstände 
 
 
Der Petitionsausschuss ha sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage informiert. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-14179-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petentin für die Tochter zwei 
geeignete Schulplätze vorgeschlagen werden 
konnten. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung - MSW), ihm darüber zu 
berichten, für welchen Schulplatz die Tochter 
der Petentin angemeldet wurde. 
 
Um die Möglichkeit zu eröffnen, dass die 
Anregungen der Petentin in die schulpolitische 

Willensbildung einfließen können, wird die 
Petition an den Ausschuss für Schule und 
Weiterbildung als Material überwiesen. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MSW vom 22.07.2016. 
 
 
 
 
16-P-2016-14186-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Er hat die Gründe, aus denen Vorschläge des 
Petenten zur Änderung der 
Beihilfenverordnung nicht gefolgt werden kann, 
zur Kenntnis genommen. 
 
Der Ausschuss sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Finanzministeriums vom 
12.07.2016. 
 
 
16-P-2016-14187-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin begehrt ihre Rückverlegung in 
den offenen Vollzug. 
 
Die Angelegenheit wurde in der JVA erörtert. 
 
Ein Anspruch auf eine Rückverlegung ohne 
erneute Eignungsprüfung besteht nicht. Zu den 
Gründen wird auf den Beschluss des 
Landgerichts Krefeld vom 08.06.2016 in der 
Angelegenheit verwiesen.  
 
Zu gegebener Zeit wird erneut geprüft, ob die 
Petentin den besonderen Anforderungen für 
den offenen Vollzug genügt. Das Ergebnis 
bleibt abzuwarten. 
 
 
16-P-2016-14384-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Gründe unterrichtet, warum der Petent in eine 
andere JVA verlegt worden ist. Dort wurde ihm 
bereits die Teilnahme am sozialen Training in 
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Aussicht gestellt, sobald dies organisatorisch 
möglich ist. 
 
Dem Petent wurde dort auch inzwischen eine 
Arbeit zugewiesen, die durchaus als 
Vertrauensstellung zu bezeichnen ist. Dies 
zeigt, dass vollzugliche Perspektiven eröffnet 
werden.  
 
Die ausländerrechtliche Situation des Petenten 
sollte alsbald durch die zuständige Behörde 
geklärt werden. 
 
Insgesamt besteht kein Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-14671-00 
Straßenbau 
 
 
Eine Erneuerung des angesprochenen Rad- 
und Gehwegs entlang der Landesstraße L 249 
zwischen Kreuzau und Niederau konnte 
bislang unter Berücksichtigung der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel nicht in 
der jährlich neu festzulegenden Rangfolge 
berücksichtigt werden. Andere 
Erhaltungsmaßnahmen wurden als dringender 
eingestuft. In den Dispositionen zum 
Erhaltungsprogramm 2017 wird erneut geprüft, 
ob und gegebenenfalls wie nachhaltige 
Sanierungsmaßnahmen durchgeführt werden 
können. Die Verkehrssicherheit und die 
Befahrbarkeit des Radwegs werden bis dahin 
seitens der zuständigen Straßenmeisterei des 
Landesbetriebs Straßenbau Nordrhein-
Westfalen durch regelmäßige Kontrollen und 
geeignete Reparaturarbeiten gewährleistet.  
 
Die Petenten erhalten einen Auszug aus der 
Stellungnahme des Ministeriums für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr vom 
27.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-14734-00 
Ausbildungsförderung für Studenten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die ablehnende Entscheidung des Amts für 
Ausbildungsförderung ist nicht zu 
beanstanden. Die Petentin kann aus § 10 Abs. 
3 S. 2 und 3 des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes  

wegen fehlender Unverzüglichkeit keinen 
Anspruch herleiten, nach Überschreiten der 
Altersgrenze ausnahmsweise 
Förderungsleistungen zu erhalten. Der 
Petentin wird empfohlen, sich zwecks 
Beratung über weitere 
Finanzierungsmöglichkeiten mit dem 
Akademischen Förderungswerk in Verbindung 
zu setzen. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Ministeriums für Innovation, Wissenschaft und 
Forschung vom 28.07.2016. 
 
 
 
 
16-P-2016-14845-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. Er sieht danach keine Möglichkeit, 
dem Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Der Petitionsausschuss hat dabei auch das 
Handeln verschiedener Behörden geprüft. Das 
behördliche Handeln ist nicht zu beanstanden. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben. 
 
Das zuständige Gericht gibt Auskunft, ob 
Anspruch auf Beratungs- und Verfahrens- bzw. 
Prozesskostenhilfe besteht. 
 
Da der Petent eine Vollmacht seiner 
Schwester bislang nicht vorgelegt hat, ist 
aufgrund des Datenschutzes eine 
weitergehende Auskunft an den Petenten nicht 
möglich. 
 
 
16-P-2016-14933-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet und die Sach- und Rechtslage 
geprüft. Er sieht keine Möglichkeit, dem 
Anliegen der Petentin zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Die Entscheidung des Landesamts für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz, die Petentin 
für drei Arbeitstage von der Arbeitsleistung 
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unter Fortzahlung des Entgelts zu befreien, 
entspricht der tarifvertraglichen Regelung und 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für 
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz vom 16.07.2016. 
 
 
16-P-2016-15009-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. Die Petentin beklagt die Dauer des 
Verfahrens zur Feststellung eines 
sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs 
für ihre Tochter. 
 
Die Petition ist begründet, auch wenn die von 
der Petentin erhobenen Vorwürfe gegen das 
Schulamt und das Gesundheitsamt einen 
einzelnen Ausnahmefall darstellen. Die 
Verfahrensdauer ist auf unglückliche 
Umstände im Bereich des Gesundheitsamts 
zurückzuführen. 
 
Als Grund für die Zeitdauer von sieben 
Wochen, ausgehend von dem 
Untersuchungstermin bis zum Versand, wird 
der wechselseitige Urlaub der Kinder- und 
Jugendpsychiaterin und der Medizinischen 
Fachangestellten angegeben.  
 
Der Landrat hat sein Bedauern über den 
unüblichen Ausnahmefall ausgedrückt, da die 
Gutachtenaufträge üblicherweise durch den 
Kinder- und Jugendpsychologischen Dienst 
zeitnah ausgeführt würden. 
 
Die Beschwerde der Petentin hat laut Bericht 
der oberen Schulaufsicht bereits dazu geführt, 
dass sich die zuständige Beamtin der unteren 
Schulaufsicht mit der Vertreterin des 
Gesundheitsamts zu einem 
Koordinierungsgespräch zusammengefunden 
hat, damit zukünftige Verzögerungen in 
diesem Ausmaß nicht mehr stattfinden. 
 
Um gleichwohl die Möglichkeit zu eröffnen, 
dass die Anregungen der Petentin zu dieser 
Problematik in die schulpolitische 
Willensbildung einfließen können, überweist 
der Petitionsausschuss die Petition dem 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung als 
Material. 
 
 
 
 

 
16-P-2016-15073-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin möchte in den offenen Vollzug 
verlegt werden, um mit einer externen 
Therapie beginnen zu können. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Angelegenheit 
in der Justizvollzugsanstalt Willich II erörtert 
und sich über die aktuelle Vollzugsplanung für 
die Petentin unterrichtet. 
 
Nach dem Strafvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen werden Gefangene im 
geschlossenen oder im offenen Vollzug 
untergebracht. Sie sollen mit ihrer Zustimmung 
in einer Anstalt oder einer Abteilung des 
offenen Vollzuges untergebracht werden, 
wenn dies verantwortet werden kann, sie 
namentlich den besonderen Anforderungen 
des offenen Vollzuges genügen und nicht zu 
befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug der 
Freiheitsstrafe entziehen oder die besonderen 
Verhältnisse des offenen Vollzuges zur 
Begehung von Straftaten missbrauchen 
werden. 
 
Nach den Feststellungen der JVA Willich II 
genügt die Petentin zurzeit nicht den 
besonderen Anforderungen des offenen 
Vollzuges. Der Petitionsausschuss sieht daher 
keine Möglichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
 
16-P-2016-15084-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin beklagt sich mit weiteren 
Inhaftierten über die häufigen Drogentests in 
der Justizvollzugsanstalt (JVA) Willich II. Es 
wird die Zuverlässigkeit des „Ruma-Markers“ 
infrage gestellt und die wegen verweigerter, 
manipulierter oder positiver Urinkontrollen 
ausgesprochenen Sanktionen werden als 
ungerecht empfunden. Außerdem beanstandet 
die Petentin, dass es ihr verwehrt wird, sich 
unter Zurückstellung der Strafvollstreckung 
einer Therapie zu unterziehen. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 
Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
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können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von 
§ 79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 
Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 
angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 
Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 
Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 
 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
 
Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 

durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
 
Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
 
Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 
Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
die Verfahrensweisen zu beanstanden. 
 
Soweit die Petentin die Zurückstellung der 
Vollstreckung gemäß § 35 des 
Betäubungsmittelgesetzes begehrt, wird dies 
in Kürze die zuständige Staatsanwaltschaft 
nach Prüfung entscheiden. Das Ergebnis bleibt 
abzuwarten. 
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16-P-2016-15085-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin bezweifelt mit weiteren 
Inhaftierten die Richtigkeit der Ergebnisse der 
in der JVA Willich II durchgeführten 
Drogentests. Die wegen verweigerter, 
manipulierter oder positiver Urinkontrollen 
ausgesprochenen Sanktionen empfindet sie 
als ungerecht. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 
Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von § 
79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 
Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 
angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 
Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 

Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 
 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
 
Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 
durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
 
Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
 
Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 
Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
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einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
die Verfahrensweisen zu beanstanden. 
 
 
16-P-2016-15086-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin bezweifelt mit weiteren 
Inhaftierten die Richtigkeit der Ergebnisse der 
in der JVA Willich II durchgeführten 
Drogentests. Die wegen verweigerter, 
manipulierter oder positiver Urinkontrollen 
ausgesprochenen Sanktionen empfindet sie 
als ungerecht. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 
Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von § 
79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 
Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 
angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 

Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 
Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 
 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
 
Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 
durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
 
Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
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Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 
Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
die Verfahrensweisen zu beanstanden. 
 
 
16-P-2016-15087-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin bezweifelt mit weiteren 
Inhaftierten die Richtigkeit der Ergebnisse der 
in der JVA Willich II durchgeführten 
Drogentests. Die wegen verweigerter, 
manipulierter oder positiver Urinkontrollen 
ausgesprochenen Sanktionen empfindet sie 
als ungerecht. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 
Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von § 
79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 
Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 

angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 
Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 
Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 
 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
 
Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 
durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
 
Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
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erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
 
Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 
Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
die Verfahrensweisen zu beanstanden. 
 
 
16-P-2016-15089-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin bezweifelt mit weiteren 
Inhaftierten die Richtigkeit der Ergebnisse der 
in der JVA Willich II durchgeführten 
Drogentests. Die wegen verweigerter, 
manipulierter oder positiver Urinkontrollen 
ausgesprochenen Sanktionen empfindet sie 
als ungerecht. Insbesondere wendet sie sich 
gegen die Anordnung, dass Besuch am 
Trennscheibentisch durchzuführen ist. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 
Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von § 
79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 

Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 
angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 
Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 
Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 
 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
 
Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 
durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
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Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
 
Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 
Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
die Verfahrensweisen und Entscheidungen zu 
beanstanden. 
 
 
 
16-P-2016-15090-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin bezweifelt mit weiteren 
Inhaftierten die Richtigkeit der Ergebnisse der 
in der JVA Willich II durchgeführten 
Drogentests. Die wegen verweigerter, 
manipulierter oder positiver Urinkontrollen 
ausgesprochenen Sanktionen empfindet sie 
als ungerecht. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 
Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 

oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von § 
79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 
Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 
angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 
Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 
Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 
 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
 
Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 
durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
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Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
 
Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
 
Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 
Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
die Verfahrensweisen zu beanstanden. 
 
 
16-P-2016-15106-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er sieht keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
Die Vollstreckungsaufträge des Petenten vom 
22.10.2015 und 07.03.2016 sind von zwei 
verschiedenen Gerichtsvollziehern jeweils 
vollständig und ordnungsgemäß bearbeitet 

worden. Im Ergebnis sind mehrfach Versuche 
zur Sachpfändung am Ort des Ladenlokals der 
Schuldnerin aufgrund der Abwesenheit eines 
Vertreters der Schuldnerin gescheitert. Die 
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung 
konnte aufgrund des Nichterscheinens des 
Schuldnervertreters zu den anberaumten 
Terminen nicht erfolgen. Anträge auf Erlass 
eines Haftbefehls für den Fall des 
Nichterscheinens sind für diesen Fall nicht 
gestellt worden.  
 
Soweit der Petent im Rahmen der Petition sein 
Verlangen nach einer Taschenpfändung in den 
Abendstunden geltend macht, ist festzustellen, 
dass der Petent einen hierzu erforderlichen 
Antrag gemäß § 758a Abs. 4 der 
Zivilprozessordnung an das 
Vollstreckungsgericht nicht gestellt hat. Ein 
Verhalten der benannten Gerichtsvollzieher, 
welches die Durchsetzung des 
Zahlungsanspruchs des Petenten verhindert 
oder verzögert hat, ist nicht feststellbar. 
 
 
16-P-2016-15119-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin beklagt, die Justizvollzugsanstalt 
(JVA) Willich II unterstütze ihre Bemühungen 
nicht, in den offenen Vollzug verlegt zu 
werden, um von dort aus mit einer 
Umschulungsmaßnahme und einer 
ambulanten Therapie beginnen zu können. 
Außerdem werde von dort ihre vorzeitige 
Entlassung aus der Haft nicht befürwortet. 
Vielmehr würden ihre 
Resozialisierungsbemühungen boykottiert. 
 
Die Angelegenheit wurde in der JVA erörtert. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Gründe für die Einschätzung der JVA 
unterrichtet, dass die Petentin den besonderen 
Anforderungen des offenen Vollzugs nicht 
genügt. Dieselben Gründe sind 
ausschlaggebend für das ablehnende Votum 
der JVA zum Zweidrittel-Antrag. Der 
Ausschuss sieht danach keine Möglichkeit, 
den Anliegen der Petentin zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Soweit die Petentin bei ihrer persönlichen 
Anhörung vorgetragen hat, dass ihr von Seiten 
der JVA keinerlei Behandlungs- und 
Therapieangebote unterbreitet werden, wurde 
vereinbart, dass im Zuge der Fortschreibung 
des Vollzugsplans eine erneute umfassende 
Diagnostik im Hinblick auf die Notwendigkeit 
therapeutischer Angebote erfolgen wird. Das 
Ergebnis bleibt abzuwarten. 
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16-P-2016-15123-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Entscheidungen der Finanzbehörde 
entsprechen der Rechtslage und sind nicht zu 
beanstanden. 
 
Die Petenten erhalten zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 29.07.2016. 
 
 
16-P-2016-15138-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petentin bezweifelt die Richtigkeit der 
Ergebnisse der in der JVA Willich II 
durchgeführten Drogentests. Die wegen 
verweigerter, manipulierter oder positiver 
Urinkontrollen ausgesprochenen Sanktionen 
empfindet sie als ungerecht. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Anstalt 
erörtert. 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
gesetzliche Grundlage zur Einholung von 
Urinkontrollen zwecks Überprüfung der 
Drogenfreiheit von Gefangenen im 
Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(StVollzG NRW) findet. Nach dieser Norm 
können zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt allgemein oder im 
Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, die 
geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Hierzu zählt gerade 
auch die Durchführung von Urinkontrollen. Die 
ordnungsgemäße Durchführung von 
Urinkontrollen ist damit eine dem Gefangenen 
aufgrund des Strafvollzugsgesetzes 
unmittelbar auferlegte Pflicht im Sinne von § 
79 StVollzG NRW. Ein Verstoß gegen diese 
Pflicht ist grundsätzlich ein disziplinarisch 
ahndbarer Verstoß. Hinsichtlich positiver 
Urinkontrollen stellt sich das Verhalten von 
Verurteilten sogar als schwerer 
Pflichtenverstoß im Sinne des § 80 Abs. 2 
StVollzG NRW dar. Aufgrund der genannten 
Pflichtverstöße im Sinne von § 79 Abs. 1 
StVollzG NRW ist die Vollzugsanstalt 
berechtigt, Disziplinarmaßnahmen nach § 80 
Abs. 1 StVollzG NRW zu verhängen. Die 
verhängten Disziplinarmaßnahmen müssen 
angemessen sein. Des Weiteren ist in diesem 

Zusammenhang zu beachten, dass der 
Konsum und der Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt als eine der größten 
Bedrohungen des Resozialisierungserfolgs 
anzusehen sind. Der fortgesetzte Konsum von 
Drogen ist ein wesentlicher Faktor, welcher zur 
Begehung von Straftaten und zur neuen 
Straffälligkeit nach Inhaftierung beiträgt. Der 
Konsum und Umlauf von Drogen innerhalb 
einer Vollzugsanstalt muss daher soweit wie 
möglich unterbunden werden. Verstöße der 
Gefangenen gegen ihre Verpflichtung zur 
Drogenfreiheit und zur Abgabe von 
Urinkontrollen können daher auch 
empfindliche Disziplinarmaßnahmen 
rechtfertigen. 
 
Bei den Drogentests verfährt die JVA Willich II 
wie folgt: Von Inhaftierten abgegebener Urin 
wird sowohl an das Ruma-Labor als auch an 
das Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen (JVK NRW) geschickt. Urinproben 
werden durch das Ruma-Labor dreimal 
gegengetestet. 
 
Im JVK NRW wird der Urin einem „Suchtest“ 
unterzogen. Dabei kann es gelegentlich 
vorkommen, dass durch das Einnehmen 
gewisser Medikamente (z. B. bei HIV-
Patientinnen) Tetrahydrocannabinol (THC) 
oder Amphetamine im Urin gefunden werden, 
ohne dass diese vorsätzlich konsumiert 
wurden. 
 
Sollten Gefangene trotz eines positiven 
Ergebnisses vehement abstreiten, unerlaubte 
Substanzen konsumiert zu haben, ist es ihnen 
möglich, mit dem abgegebenen Ursprungsurin 
durch das Labor Dr. W. eine B-Probe 
durchführen zu lassen. Die Tests durch dieses 
Labor sind so genau, dass danach keine 
Zweifel mehr an dem Ergebnis bestehen. 
 
Sollte die B-Probe negativ sein, wird den 
Gefangenen der bereits aufgrund der vorläufig 
positiven Ergebnisse eingezogene Betrag von 
25,- Euro zurückerstattet. Ist jedoch auch die 
B-Probe positiv, so müssen die Gefangenen 
zusätzlich für die Laborkosten der B-Probe 
aufkommen. 
 
Ist eine Urinkontrolle manipuliert worden, 
erhalten Gefangene nicht die Möglichkeit, eine 
B-Probe durchzuführen, da durch das 
umfangreiche Testverfahren des Ruma-Labors 
(dreimalige Gegentests) ein falsches Ergebnis 
auszuschließen ist. 
 
Die umfangreichen Maßnahmen wegen 
positiver Urinkontrollen sind aus den folgenden 
Gründen notwendig: Je nach Arbeitsplatz 
erfolgt eine sofortige Ablösung, da zu 
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befürchten ist, dass Gefangene den 
Arbeitsplatz zum Handel mit unerlaubten 
Substanzen verwenden. Der 
Trennscheibenbesuch wird angeordnet, da zu 
befürchten ist, dass die Gefangenen den 
Besuch zur Übergabe von unerlaubten 
Substanzen nutzen. 
 
Darüber hinaus ist entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen vollzugliches 
Fehlverhalten disziplinarisch zu ahnden, hier in 
Form von „Freizeit- und Umschlusssperre“ in 
Zusammenhang mit einer „Einkaufssperre“. 
Die Sanktionen sind entsprechend der 
Häufigkeit der Verfehlung gestaffelt, beginnend 
mit 14 Tage „Freizeit- und Umschlusssperre“ 
bis hin zu sechs Wochen Sperre inklusive 
einer ganzen „Einkaufssperre“. Die 
Kostenübernahme durch die Gefangenen ist 
die Konsequenz aus der fehlenden 
Mitarbeitsbereitschaft in Bezug auf die 
Gesundheitsfürsorge. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
die Verfahrensweisen und Entscheidungen zu 
beanstanden. 
 
 
16-P-2016-15141-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat auch die weitere 
Eingabe von Herrn V. zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass zu weiteren Maßnahmen. Es 
muss daher bei dem Beschluss vom 
28.06.2016 verbleiben. 
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
16-P-2016-15243-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass inzwischen alle Lockerungen 
wieder gewährt wurden und der Petent auch 
an Veranstaltungen teilnehmen darf. Bestehen 
bleiben jedoch Empfehlungen zum Umgang 
mit der Lehrerin, da der Brief des Petenten an 
sie als unangemessen zu bewerten war. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem 
Petenten, in vergleichbaren Konfliktsituationen 

künftig auch das Gespräch mit der 
Anstaltsleitung zu suchen, um sich unmittelbar 
über die Gründe für Maßnahmen zu 
informieren. 
 
 
16-P-2016-15370-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. 
 
Dem Anliegen der Petentin - Forderung von 
gesetzlichen Regelungen, die das Rauchen 
auf Balkonen oder Terrassen dann verbieten, 
wenn andere Hausbewohnerinnen und 
Hausbewohner durch den Tabakrauch 
beeinträchtigt werden - kann nicht entsprochen 
werden.  
 
Das Nichtraucherschutzgesetz trifft nur 
Regelungen für den öffentlichen Bereich. 
Regelungen, die einen Eingriff in den privaten 
Wohn- und Lebensbereich - hierzu gehören 
auch Balkone und Terrassen - möglich 
machen, sind nicht enthalten. 
 
Der Bundesgerichtshof hat jedoch Anfang des 
Jahres deutlich gemacht, dass unter 
bestimmten Voraussetzungen zeitliche 
Beschränkungen für das Rauchen (auf dem 
Balkon) denkbar sein können, wenn eine 
wesentliche Beeinträchtigung des Nachbarn 
vorliegt (BGH - V ZR 110/14).  
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 
des Landes vom 14.07.2016. 
 
 
16-P-2016-15384-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Bayerischen Landtag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15386-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Weiterbildung - MSW) hat mitgeteilt, dass 
aus ihrer Sicht keine Bedenken bestehen, 
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dass der Petent im Rahmen einer 
Ausnahmeregelung eine 
Sprachfeststellungsprüfung im Fach 
Französisch absolviert. 
 
Der Petitionsausschuss weist klarstellend 
darauf hin, dass die mit Einführung der 
Verwaltungsvorschrift vom 09.12.2014 
festgelegte Rahmenstundentafel für 
Internationale Förderklassen (IFK) Englisch als 
verbindliches Fach enthält. Die Sinnhaftigkeit 
der Unterrichtserteilung von Englisch ergibt 
sich aus dem Umstand, dass Englisch im 
Schulwesen des Landes die erste zu 
erlernende Sprache darstellt. Mithin kann in 
der Erteilung des Fachs Englisch auch und 
gerade ein Beitrag zur Integration der 
Jugendlichen mit Zuwanderungsgeschichte 
gesehen werden, da England in Ausbildung 
und Erwerbstätigkeit Verkehrssprache ist. 
 
Gemäß § 23 Abs. 2 Anlage A der zum 
01.08.2015 geänderten Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung Berufskolleg (APO-BK) bleibt 
eine nicht ausreichende Leistung im Fach 
Englisch für den Erwerb eines dem 
Hauptschulabschluss gleichwertigen 
Abschlusses unberücksichtigt. Die Teilnahme 
am Unterricht im Fach Englisch kann daher 
nicht als Benachteiligung angesehen werden. 
 
Im Anschluss an den erfolgreichen Besuch der 
Bildungsgänge besteht die Möglichkeit zum 
Besuch weiterführender Bildungsgänge gemäß 
§ 2 Nr. 1 und 3 APO-BK Anlage B, in denen 
die Kontinuität der Eingliederung in die 
Sprache bestehen bleibt. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des MSW vom 
26.07.2016. 
 
 
 
16-P-2016-15389-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Inneres und Kommunales) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Aufgrund des Neubaus des 
Polizeigewahrsams am und im Dienstgebäude 
Moers sind die Parkplätze für 
Dienstkraftfahrzeuge im Innenhof der 
Polizeiwache derzeit nicht nutzbar. Aus diesem 
Grund hat die Straßenverkehrsbehörde 

vorübergehend drei ehemalige 
Besucherparkplätze vor dem Dienstgebäude 
als Parkplätze für Dienstkraftfahrzeuge 
ausgewiesen. Besuchern stehen unter 
anderem Parkflächen im gegenüber der 
Polizeiwache gelegenen Parkhaus des St.-
Josef-Hospitals zur Verfügung. 
 
Bezüglich der Vordachbeleuchtung der 
Polizeiwache Moers hat das 
Gebäudemanagement des Bau- und 
Liegenschaftsbetriebs des Landes NRW eine 
Prüfung der Beleuchtungseinrichtung 
zugesagt. Sollte bei der Überprüfung ein 
Änderungsbedarf festgestellt werden, wird die 
Änderung vorgenommen.  
 
 
16-P-2016-15391-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
 
 
 
 
16-P-2016-15395-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petenten sind nach einer Entscheidung 
des zuständigen Bundesamts für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) gemäß den 
Regelungen der Dublin-Verordnung nach 
Polen zu überstellen. Die Ausländerbehörde ist 
an die Entscheidungen des BAMF gebunden 
und hat die Abschiebungsanordnungen zu 
vollziehen. 
 
Da die Petition auf die Überprüfung des 
Handelns einer Bundesbehörde gerichtet ist, 
wurde die Petition zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15396-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
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Sowohl der Petent als auch seine 
Lebensgefährtin und die gemeinsame Tochter 
sind vollziehbar ausreisepflichtig. An die 
Entscheidungen des Bundesamts für Migration 
und Flüchtlinge und des Verwaltungsgerichts 
ist die Ausländerbehörde gebunden. 
 
Die Voraussetzungen für ein 
asylverfahrensunabhängiges Aufenthaltsrecht 
liegen nicht vor. 
 
Da der Petent die Gelegenheit zur freiwilligen 
Ausreise entgegen seiner Zusage nicht 
genutzt hat, wurde er am 02.08.2016 in sein 
Heimatland abgeschoben. Die Abschiebung 
fand im Familienverband statt, da die 
Lebensgefährtin und die Tochter im Wege der 
Amtshilfe für die thüringischen Behörden 
abzuschieben waren. 
 
 
16-P-2016-15407-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Petentin am 23.06.2016 erneut in den 
offenen Vollzug der Justizvollzugsanstalt 
Willich II verlegt wurde. Ihrem Anliegen wurde 
damit entsprochen. 
 
 
16-P-2016-15411-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat davon Kenntnis 
genommen, dass die JVA den Vollzugsplan 
fortschreiben wird. Es besteht kein Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-15470-00 
Ausbildungsförderung für Studenten 
 
 
Dem Petenten ist aufgrund der dargelegten 
finanziellen Notsituation zwischenzeitlich 
Ausbildungsförderung ohne 
Krankenversicherungs-
/Pflegeversicherungszuschlag in Höhe von 
6.567,- Euro bewilligt worden. 
 
Ob die für den Zeitraum von September 2015 
bis August 2016 gewährte Förderung dem 
Petenten vollumfänglich belassen werden 
kann, wird vom Amt für Ausbildungsförderung 
noch geklärt werden. 
 
Die Bearbeitung des Förderungsantrags durch 
das Amt für Ausbildungsförderung entspricht 
der Sach- und Rechtslage und ist nicht zu 

beanstanden. Der Petent hat es selbst zu 
vertreten, dass Leistungen wegen fehlender 
Mitwirkung versagt wurden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Ministeriums für Innovation, Wissenschaft und 
Forschung vom 27.07.2016. 
 
 
16-P-2016-15472-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat davon Kenntnis 
genommen, dass Sicherungsmaßnahmen 
wieder gelockert wurden. 
 
Es besteht kein Anlass zu Maßnahmen. 
 
 
16-P-2016-15529-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der Sach- 
und Rechtslage auseinandergesetzt. Er sieht 
keine Möglichkeit, Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen. Der in der Petition 
vorgetragene Sachverhalt war bereits 
Gegenstand mehrerer gerichtlicher 
Entscheidungen, die zu kritisieren, zu ändern 
oder aufzuheben der Petitionsausschuss 
wegen der in Artikel 97 des Grundgesetzes 
statuierten Unabhängigkeit der Richterinnen 
und Richter nicht befugt ist.  
 
Es kann nur anheimgestellt werden, sich über 
die Möglichkeiten einer Wiedereinreise im 
vorgeschriebenen Visumverfahren zu 
informieren und der Ausreiseverpflichtung 
freiwillig nachzukommen.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Inneres und Kommunales) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15552-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die mit der der 
Petition erhobenen Beschwerden geprüft. Er 
hat von den Gründen Kenntnis genommen, 
warum es zu Ausfällen einzelner 
Sportangebote und zu teilweise längeren 
Wartezeiten bei Besuchen gekommen ist. Es 
gibt keinen Grund zu Beanstandungen. 
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Auch darüber hinaus gibt die Petition keinen 
Anlass, der Landesregierung 
(Justizministerium) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15562-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent ist im Jahr 2000 zur 
Asylantragstellung nach Deutschland 
eingereist. Nach rechtskräftiger Ablehnung 
seines Asylantrags kam er seiner 
Ausreisepflicht nicht nach und tauchte in die 
Illegalität unter. Einer nach seiner Festnahme 
im Jahr 2009 vorgesehenen angekündigten 
Abschiebung in die Türkei am 22.02.2010 
entzog er sich durch erneutes Untertauchen. 
Am 11.10.2012 stellte er einen 
Asylfolgeantrag, den das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge mit Bescheid vom 
01.10.2013 ablehnte. Das Verwaltungsgericht 
Düsseldorf wies mit Urteil vom 19.05.2015 die 
Klage ab, Rechtskraft trat am 02.07.2015 ein. 
Aufgrund eines bis heute nicht vorgelegten 
gültigen Passes musste erneut ein Verfahren 
zur Beschaffung eines Passersatzpapieres 
eingeleitet werden. Den am 20.06.2016 
gestellten Antrag auf Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis lehnte die 
Ausländerbehörde mit Bescheid vom 
07.07.2016 ab. Danach sind die 
Voraussetzungen zur Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nicht erfüllt. 
 
Der Petent hat während seines 16-jährigen 
Aufenthalts im Bundesgebiet über neun Jahre 
hier illegal gelebt und gearbeitet. Er erfüllt seit 
seiner Einreise seine Passpflicht nicht. Eine 
wirtschaftliche oder soziale Integration liegt 
ebenfalls nicht vor. Offiziell geht der Petent 
erst seit dem 11.01.2016 einer Beschäftigung 
nach, die er nicht einmal beim Sozialamt 
angezeigt hat. Während seiner gestatteten und 
geduldeten Aufenthaltszeiten hat er 
durchgehend Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz bezogen. 
 
Auch die Härtefallkommission sah sich nicht in 
der Lage, ein Ersuchen zur Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis für den Petenten 
abzugeben. 
 
Im Hinblick auf das rechtskräftige Urteil des 
Verwaltungsgerichts Düsseldorf und das bisher 
erfolgte Verwaltungshandeln sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen.  
 
 

16-P-2016-15574-00 
Verwaltungszwangsverfahren 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15579-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Stadt Elsdorf war bisher nicht bekannt, 
dass es Probleme bei der Unterbringung von 
Frau K. in der städtischen 
Gemeinschaftsunterkunft gegeben haben soll. 
Frau K. war nicht ausschließlich mit 
muslimischen Männern in einer 
Gemeinschaftsunterkunft untergebracht, 
sondern hat sich ein Zimmer mit zwei weiteren 
Frauen geteilt. Eine Unterbringung bei den 
Eheleuten B. wurde seitens der Stadt Elsdorf 
lediglich deshalb akzeptiert, weil sie ihre 
Räumlichkeiten kostenlos zur Verfügung 
gestellt haben und der Stadt somit keine 
zusätzlichen Kosten entstanden sind. Die 
Stadt verfügt derzeit über genügend städtische 
Unterbringungsmöglichkeiten für 
Asylsuchende. Aktuell könne Frau K. im 
Rahmen der üblichen städtischen Belegung (3 
Personen auf 60 m²) in einem Zimmer in einer 
städtischen Gemeinschaftsunterkunft 
untergebracht werden. 
 
In Nordrhein-Westfalen ist die Durchführung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) 
gemäß § 1 Abs. 1 Ausführungsgesetz zum 
AsylbLG den Gemeinden als sogenannte 
weisungsfreie Pflichtaufgabe übertragen 
worden. Die Gemeinden entscheiden daher 
eigenverantwortlich und im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen über die Art und 
den Umfang der Leistungsgewährung. Dies 
bezieht sich auch auf die Gewährung von 
Leistungen für die Unterkunft. Vor diesem 
Hintergrund ist die Verfahrensweise der Stadt 
Elsdorf hinsichtlich der Leistungserbringung 
nicht zu beanstanden. 
 
Gegen den Leistungsbescheid der Stadt 
Elsdorf hat Frau K. Widerspruch erhoben. 
Sollte dem Widerspruch nicht entsprochen 
werden, steht ihr der Klageweg vor der 
Sozialgerichtsbarkeit offen. 
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16-P-2016-15587-00 
Bauleitplanung 
Baugenehmigungen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv auseinandergesetzt. Vor 
Ort hat er mit Mitgliedern der 
Interessengemeinschaft und den beteiligten 
Behörden das in Rede stehende Grundstück 
und dessen Lage innerhalb der Gemeinde in 
Augenschein genommen und die jeweiligen 
Argumente erörtert. 
 
Er hat dabei zur Kenntnis nehmen müssen, 
dass das Grundstück, welches am Rand des 
Gemeindegebiets liegt, nach Auffassung der 
zuständigen Fachbehörden nach der 
durchgeführten Einzelfallentscheidung nicht 
mehr dem Außenbereich zuzuordnen ist, 
sondern dem Innenbereich. Aufgrund der 
langen Diskussion bleibt er bei der Auffassung, 
dass es sich hier um eine schwierige 
Entscheidung handelt, wobei er das Ergebnis 
akzeptiert. Dennoch kann er das Anliegen des 
Petenten sehr gut nachvollziehen. Er teilt die 
Bedenken, dass hier die Wohnbebauung 
ausufert, obwohl an anderer Stelle in der 
Gemeinde der Bedarf an Wohnungen gedeckt 
werden könnte. Er begrüßt daher den 
Vorschlag der Bezirksregierung und des 
Kreises, hier von Seiten der Gemeinde soweit 
möglich bauleitplanerisch tätig zu werden, um 
die eigene Planungshoheit sowohl 
wahrzunehmen als auch zu bewahren. Zur 
effektiven Umsetzung dieses Vorschlags hält 
er es für unabdingbar, bereits in den 
kommenden Sitzungen des Bezirks- und des 
Planungsausschusses die Möglichkeit der 
Bauleitplanung für dieses Grundstück zu 
beraten. Als weitere denkbare Variante der 
Planung durch die Gemeinde sieht er die 
Aufstellung einer Gestaltungssatzung für den 
Ortseingang oder eine Klarstellungssatzung in 
enger Abstimmung mit der 
Bauaufsichtsbehörde, um, orientiert an der 
faktischen Bebauung, nicht beplante 
Ortsränder festzusetzen. 
 
Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr) um ergänzende 
Stellungnahme zum Fortgang des Verfahrens, 
insbesondere zur Frage der Erteilung des 
gemeindlichen Einvernehmens und der 
Existenz einer etwaigen Satzung, bis zum 
20.12.2016. 
 
Dieser Beschluss ergeht als 
Zwischenbescheid. 
 

16-P-2016-15591-00 
Rechtspflege 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15614-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15618-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15623-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Dem Vorschlag der Petentin kann nicht 
entsprochen werden, da er mit der geltenden 
Rechtslage nicht vereinbar ist. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 
25.07.2016. 
 
 
 
 
16-P-2016-15705-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2016-15711-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
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16-P-2016-15724-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten zu den Sicherheitsmaßnahmen in 
der Justizvollzugsanstalt geprüft. Er sieht 
keinen Anlass, der Landesregierung 
(Justizministerium) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
16-P-2016-15741-00 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15751-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen.  
 
 
 
16-P-2016-15754-00 
Einkommensteuer 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Bayerischen Landtag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15768-00 
Krankenversicherung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
16-P-2016-15779-00 
Krankenversicherung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestrag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15784-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 

16-P-2016-15785-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
 
16-P-2016-15795-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
16-P-2016-15809-00 
Recht der sozialen Entschädigung bei 
Gesundheitsschäden 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15810-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15812-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15814-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15821-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen.  
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16-P-2016-15822-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15831-00 
Krankenversicherung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15832-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
informiert und am 14.09.2016 einen 
Erörterungstermin durchgeführt.  
 
Ende Dezember 2015 haben die Petenten die 
Härtefallkommission angerufen. Diese sah sich 
seinerzeit nicht in der Lage, ein 
Härtefallersuchen an die Ausländerbehörde zu 
richten. 
 
Zwischenzeitlich haben sich die Verhältnisse 
jedoch maßgeblich geändert: So sind beide 
Petenten mittlerweile berufstätig und beziehen 
seit Juli 2016 keinerlei Leistungen mehr nach 
dem AsylbLG. Zudem wurden die guten 
Integrationsleistungen (u.a. durch 
Deutschkurse) noch weiter ausgebaut. Zu 
berücksichtigen ist auch, dass sich die Tochter 
der Petenten wegen der traumatischen 
Erlebnisse in Albanien in psychiatrischer 
Behandlung befindet und sich der Sohn der 
Petenten nach der erfolgreichen Erlangung der 
Oberschulreife im Juni 2016 intensiv um einen 
Ausbildungsplatz bemüht. 
 
Der Ausschuss regt daher an, erneut die 
Härtefallkommission anzurufen. Er ist der 
Auffassung, dass ein Härtefall vorliegt, der die 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 23a Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes in 
Verbindung mit § 6 Abs. 3 der 
Härtefallkommissionsverordnung rechtfertigt. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Härtefallkommission, der Ausländerbehörde 
die Erteilung eines Aufenthaltstitels aus 
humanitären Gründen nach § 23a Abs. 1 des 
Aufenthaltsgesetzes in Verbindung mit § 6 
Abs. 3 der Härtefallkommissionsverordnung zu 
empfehlen Die Ausländerbehörde hat erklärt, 

bislang jedem Ersuchen der 
Härtefallkommission gefolgt zu sein. 
 
Die Ausländerbehörde hat sich bereit erklärt, 
die Familie bis zur Entscheidung der 
Härtefallkommission, spätestens jedoch bis 
zum 18. November, zu dulden. Der 
Petitionsausschuss sieht hierin ein 
anerkennenswertes Entgegenkommen der 
Ausländerbehörde Essen. 
 
Dieser Beschluss ergeht als 
Zwischenbescheid. Der Petitionsausschuss 
bittet das Innenministerium, diesem über die 
Entscheidung der Härtefallkommission zu 
berichten. 
 
 
 
16-P-2016-15838-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15850-00 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
 
16-P-2016-15853-00 
Einkommensteuer 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15857-00 
Rechtspflege 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
16-P-2016-15858-00 
Rentenversicherung 
Krankenversicherung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
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16-P-2016-15859-00 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15860-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15862-00 
Rentenversicherung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15877-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15882-00 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15903-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Die Petition wurde gleichzeitig anderen Stellen 
vorgelegt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht gemäß § 97 Abs. 
4 Buchstabe c) der Geschäftsordnung des 
Landtags von einer sachlichen Prüfung der 
Petition ab und weist sie zurück. 
 
 
16-P-2016-15921-00 
Handwerksrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit dem 
Vorgetragenen beschäftigt. Dem Petenten 
steht es frei, das ausgesprochene Hausverbot 
gerichtlich überprüfen zu lassen. Weitere 
Schreiben ohne neuen Sachvortrag in dieser 

Angelegenheit sind sinnlos und werden nicht 
beantwortet. 
 
 
16-P-2016-15941-00 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
16-P-2016-15956-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
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